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Paraguay 


Schon über 30 Jahre, seit seinem Putsch 
im Jahre 1954, herrscht General Stroess- 
ner allgegenwärtig in seinem Paraguay. 
Er hat es in dieser Zeit verstanden, das 
Land weitgehend aus dem Blickwinkel 
der Weltöffentlichkeit herauszuhalten. So 
ist es abseits der großen Politik beinahe 
vergessen worden. 


Drei Jahrzehnte Stroessner 


Anfang Juli wollte Lateinamerikas dienstältester Diktator, General Alfredo 
Stroessner, die Bundesrepublik besuchen. Der Besuch ist ohne Angabe von 
Gründen von der paraguayischen Seite abgesagt worden. Es liegt die Vermutung 
nahe, daß die im Vorfeld des Staatsbesuches geäußerte Kritik und die zu 
erwartenden massiven Proteste zu der Absage geführt haben. Sollte es sich 
bestätigen, daß der KZ-Arzt Mengele tatsächlich seit Jahren tot ist, so ist damit zu 
rechnen, daß Stroessner seinen Besuch bald nachholen wird. Aufgrund der 
vielen Anfragen zu Paraguay haben wir uns entschlossen, diesen Artikel, der 
usprünglich den Staatsbesuch begleiten sollte, trotzdem abzudrucken. 


Die Geschichte Paraguays 


Der Staat Paraguay ist hervorgegangen 
aus dem Gebiet der indianischen Urein- 
wohner, den Guaranies. Sie lebten noma- 
disierend im mittleren Teil, dem Herzen 
von Südamerika. 

In der Conquista erreichte der Spanier 
Alejo Carcia 1524 als erster diese Ge- 
gend und nahm sie für die spanische 
Krone in Besitz. Es gelang jedoch nie- 
mals, das unwegsame Gebiet gänzlich zu 
unterwerfen. So gestand man es auch 
den Jesuiten gerne zu, auf eine beson- 
dere Art zu missionieren. 

In einem zugewiesenen Territorium 
bauten diese ein relativ unabhängiges 
Staatswesen auf: den Jesuitenstaat von 
Paraguay. 

Die Guaranie-Indianer waren in soge- 
nannte Reduktionen zusammengefaßt 
und zu seßhaften Bauern umerzogen 
worden. Hier waren sie sicher vor den 
Zugriffen der Kolonialisten und der Skla- 
venjäger aus Sao Paulo. Daher zeigten 


Red. 


sie sich loyal gegenüber ihren neuen Her- 
ren. Unter ihrer Anleitung gelangten sie 
zu wirtschaftlicher Bedeutung. Doch das 
rief die Konkurrenz der Kolonialisten auf 
den Plan. Sie intrigierten, und der spani- 
sche König löste den Jesuitenstaat nach 
über 150jährigem Bestehen im Jahre 
1767 auf. Die Reduktionen verfielen all- 
mählich wieder und die Guaranies flüch- 
teten tiefer in die Urwälder. 

Als durch Napoleons Eingreifen die 
Bourbonen in Spanien ihren Thron verlo- 
ren, brachen in ganz Lateinamerika Auf- 
stände gegen die Kolonialherren aus. 

In Paraguay übernahm ein revolutionä- 
res Triumvirat unter Führung von Dr. 
Francia (sogenannt wegen seiner Begei- 
sterung für die französische Revolution) 
die Verwaltungsgeschäfte und berief 
1811 den ersten Nationalkongreß ein. Der 
Kongreß bestellte 1814 Dr. Francia zum 
Diktator auf Lebenszeit. Mit höchster 
Vollmacht ausgestattet, hatte er es sich 


zum Ziel gesetzt, ein vom Ausland unab- 
hängiges, voll souveränes allmächtiges 
Staatswesen zu schaffen, auf der Grund- 
lage einer anspruchslosen, patriotischen 
Gleichheitsgesellschaft. Er schaltete die 
weiße Oberschicht und die Kirche aus, 
schloß die Grenzen hermetisch ab, er- 
laubte weder Ein- noch Ausreise, Kapital- 
transaktionen oder Handel mit dem Aus- 
land. Die Landwirtschaft gedien und es 
bestand ein reiches Angebot an billigen 
Landerzeugnissen. Luxus jeder Art war 
dagegen unbezahlbar. Mit dieser Politik 
gelang es Dr. Francia, einen National- 
staat Paraguay aufzubauen, sicher, nicht 
als Provinz in das expansionistische Ar- 
gentinien einverleibt zu werden. 

Unter seinem Nachfolger Carlos Anto- 
nio Lopez entwickelte sich das Land zur 
Vormacht in Lateinamerika. Er hob die 
Abschnürung vom Ausland auf, öffnete 
das Land dem internationalen Handel 
und ermöglichte dadurch eine erstaunli- 
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che Wirtschaftsblüte. Er führte gewaltige 
Infrastrukturmaßnahmen durch (u. a. die 
erste Eisenbahn Südamerikas), sogar ei- 
ne Stahlindustrie baute er auf. Als reich- 
stes Land des Kontinents wies Paraguay 
eine einzigartige Bilanz auf: der Export 
war doppelt so hoch wie der Import. 

‚Diese Entwicklung stand den britischen 
Wirtschaftsinteressen am Rio de la Plata 
immer stärker im Wege. Der Handelslibe- 
ralismus brauchte freie Märkte. So wurde 
das Land in einen verheerenden Krieg mit 
seinen wesentlich größeren Nachbarn Ar- 
gentinien, Brasilien und Uruguay getrie- 
ben, den Dreibundkrieg von 1864— 1870. 
Nach seinem Ende blieb ein verwüstetes, 
menschenleeres Land zurück. Von vor- 
dem 1,4 Mio Einwohnern überlebten nur 
230.000, davon 6.000 Männer. Fast die 
Hälfte des Territoriums fiel an die Sieger. 
Der ungeheure Menschenverlust, vor al- 
lem an Männern, gab den Anlaß zu einer 
konsequenten Wiederbevölkerungspolitik 
der nun wieder in das Land einge- 
schwemmten weißen Oberschicht. Die 
männerlosen Indianerfrauen wurden den 
Herren zugeführt und mußten Kinder ge- 
bären. Das Ergebnis war eine fast voll- 
ständige Verschmelzung der indianischen 
Bevölkerung. Seit dieser Zeit gibt es in 
Paraguay nur noch eine kleine ethnische 
Minderheit von Indianern. 

Der Anfang dieses Jahrhunderts war 

gekennzeichnet durch politische Unruhe 
und Staatstreiche. Die Lage der wieder 
verarmten Landbevölkerung wurde immer 
aussichtsloser. Dies wurde von den ver- 
schiedenen Gruppen ausgenutzt, indem 
sie Aufstände provozierten, um jeweils ih- 
re Leute an die Macht zu bringen. Das 
Land kam nicht mehr zur Ruhe. Es war 
zum Spielball von Gruppeninteressen ge- 
worden. Im raschen Wechsel lösten sich 
40 Präsidenten in der Regierung ab. Je- 
der kannte nur das eine Ziel, sich mög- 
lichst schnell zu bereichern. Dazu kam, 
daß Paraguay wieder in einen fürchterli- 
chen Krieg gedrängt war. Diesmal ging es 
um die Erdölinteressen ausländischer 
Konzerne. Die US-amerikanische Firma 
Standart Oil New Jersey und die britische 
Firma Shell Royal Dutch stritten sich um 
vermutete Ölfelder in der menschenlee- 
ren Öde des Chacos. Das Gebiet war bis- 
her so unbedeutend, daß nicht einmal die 
Staatsgrenzen festgelegt waren. Jetzt, 
vor dem vermeintlichen Boom, wurde die 
Grenzfrage zum Streitpunkt zwischen Bo- 
livien und Paraguay. Beide Staaten foch- 
ten von 1932—1936 einen blutigen Stell- 
vertreterkrieg. Zwar endete der soge- 
nannte Chacokrieg mit einem Sieg Para- 
guays, doch seine Unabhängigkeit von 
ausländischen Einflüssen konnte der 
Staat nie mehr zurückgewinnen. 
Immer stärker machte auch seine strate- 
gisch günstige Lage mitten in Lateinameri- 
ka das Land Paraguay als Basis im glo- 
balen Machtstreben bedeutsam. Deshalb 
suchte die USA ihren Einfluß zu steigern. 

Das war die Ausgangssituation, als 
Stroessner 1954 an die Macht kam. 


Stroessners Machtantritt 


Das Militär hatte bisher noch nie in die 
Politik eingegriffen, und so erwartete man 
nun hoffnungsfroh ruhigere Zeiten. Auch 
die Kirche gewährte Stroessner ange- 
sichts der katastrophalen Verhältnisse ei- 
nen großen Vertrauensvorschuß. Mit sei- 
nem Plan des nationalen Wiederaufbaues 
hatte er Erwartungen geweckt. Stroessner 
griff sofort hart durch. Er verhängte den 
Ausnahmezustand und begann seine ei- 
gene Position zu stärken. 


Auf dem Weg zur Einheitspartei 


In einer internen Aktion säuberte er zu- 
nächst seine Colorado-Partei. Den demo- 
kratischen Flügel schob er ins Ausland 
ab. Im Exil gründete sich die MOPOCO. 
Alle Schlüsselpositionen besetzte er mit 
treuen Gefolgsleuten. Die Colorado-Par- 
tei wurde immer mehr zur Stroessner- 
Partei. Heute ist sie der verlängerte Arm 
des Präsidenten. Bis in die letzten Winkel 
des Landes hat sie das Netz ihrer Organi- 
sation hervorragend ausgebaut. Die örtli- 
chen Parteibüros, die seccionales, be- 
stimmen die Politik. Räte und Polizei füh- 
ren die dort gefaßten Beschlüsse aus. 
Über die Parteihierarchie gelangen alle 
Informationen mit nachrichtendienstlicher 
Perfektion aus dem kleinsten Dorf bis 
zum Präsidenten. Stroessner versteht es 
ausgezeichnet, seine Leute in Abhängig- 
keit zu halten. Wird einer zu mächtig, läßt 
er sein System rotieren, und jeder befin- 
det sich auf-einem neuen Platz in fremder 
Umgebung. Nach der Devise: „Kein ar- 
mer Colorado“ werden über die Partei ge- 
sellschaftliche Privilegien verteilt. 

Wer im Staatsdienst zum Zuge kommen 
will, muß selbstverständlich Parteimitglied 
sein. 


Eine demokratische Fassade 


Die übrigen Oppositionsparteien waren 
von Anfang an harten Bedingungen aus- 
gesetzt. Die zweite traditionelle Partei, die 
Liberalen, mußten von 1954 bis 1962 im 
Untergrund arbeiten. Erst nach der Kurs- 
änderung der US-amerikanischen Au- 
Benpolitik unter Kennedy ließ Stroessner 
die Liberale Partei wieder hochkommen. 
Er mußte demokratische Strukturen vor- 
weisen und handelte deshalb ein perfides 
Abkommen aus. Er versprach die Über- 
lassung von 20 der 60 Abgeordnetensit- 
ze, wenn die Liberalen als Opposition an 
den Wahlen 1963 teilnähmen. Eine Grup- 
pe der Liberalen um die Brüder Rufinelli 
nahm das Angebot an und kandidierte. 
Der Rest lehnte ab und spaitete sich als 
Radikal-Liberale Partei ab. Stroessner 
sah die Zersplitterung natürlich nicht un- 
gern. Er spielte beide Parteien weiterhin 
gegeneinander aus. Was er nicht schaff- 
te, erledigten die Parteien selbst. Die Libe- 
rale Partei degenerierte zum Familienbe- 
trieb der Brüder Rufinelli, die Radikal-Li- 
berale Partei rieb sich in Führungskämp- 


fen auf. Nach einem Attentatsversuch 
spaltete sich 1972 noch eine Liberal-De- 
mokratische Partei ab. Mittlerweile hat 
sich eine Authentisch-Radikal-Liberale 
Partei stark profilieren können. Rund ein 
halbes Dutzend liberale Parteien gibt es 
heute. Alle Liberalen zusammen, auch 
Azules genannt, erhalten bei Wahlen 
knapp 10% der Stimmen. 

Als zweite Oppositionsgruppe, relativ 
bedeutungslos, agiert die Revolutionäre 
Febreristen-Partei. In ihrer Ausrichtung 
gleicht sie der bundesdeutschen Sozial- 
demokratie. Sie gehört auch der Soziali- 
stischen Internationale an. Auch sie ist in- 
nerlich zerstritten. Mit den ca. 3% Wäh- 
lerstimmen stellt sie lediglich eine Berei- 
cherung des Oppositionsspektrums dar. 

Nach dem Vorbild der Christdemokra- 
ten in Chile unter Frei hatte sich Anfang 
1960 eine Christlich-Demokratische Par- 
tei gegründet. Unter den Mitgliedern der 
Universtität fand sie einen gewissen 
Rückhalt. Bis heute ist sie allerdings noch 
nicht offiziell zugelassen worden. Wenig 
glaubwürdig erscheint die Begründung, 
wonach die gesetzlich geforderten 10.000 
Unterschriften nicht hätten beschafft wer- 
den können. Die Kommunistische Partei 
machte in den Anfanasiahren Stroessner 
schwer zu schaffen. Aus dem Untergrund 
hatte sie den Widerstand gegen das Re- 
gime formiert. Ab 1959 war sie zur Gueril- 
lataktik übergegangen. Nach kubani- 
schem Vorbild und mit Unterstützung aus 
dem Ausland operierte sie zunächst 
ziemlich erfolgreich. Doch Stroessner 
setzte zu ihrer Bekämpfung die Armee 
ein und spätestens 1962 war die Bewe- 
gung erstickt. Ihr Einfluß ist seither ohne 
Bedeutung. Trotzdem schürt Stroessner 
weiterhin die Kommunistenangst. Jeder 
der die herrschende Ordnung kritisiert 
oder für Unruhe sorgt, wird als Kommu- 
nist diffamiert und verfolgt. Hinter dem 
Banner des Antikommunismus möchte er 
die Bevölkerung zusammenhalten. Und 
das bereitet Stroessner heute auch keine 
Schwierigkeiten mehr. 


Keine wirkliche Opposition mehr 


Seine politischen Gegner von einst sind 
mittlerweile ausgeschaltet oder außer 
Landes (fast ein Viertel aller Paraguayer 
lebt im Ausland). Eine neue Generation 
von Paraguayern ist unter seiner Herr- 
schaft herangewachsen, eine neue 
staatstragende Elite aus den Kader- 
schmieden, den Militärschulen, hervorge- 
gangen. Der Präsident scheint allgegen- 
wärtig, nicht nur, weil sein Konterfei an al- 
len Ecken zu sehen ist, sondern auch, da 
in allen Bereichen des gesellschaftlichen 
Lebens seine Handschrift spürbar wird. 
Der Staat ist ganz auf seine Person hin 
ausgerichtet und deshalb ist es durchaus 
glaubhaft, daß er selbst bei einwandfreien 
— etwa UN-kontrollierten — Wahlen die 
Mehrheit erzielen würde. 


Ein Grund ist sicherlich, daß das ge- 
samte Spektrum der Oppositionsparteien 
immer noch ein ziemlich diffuses Bild bie- 
tet. Zwar ist es gelungen, bis auf die 
Kommunisten alle in einer nationalen 
Übereinkunft, dem acuerdo nacional, zu- 
sammenzubringen, doch dient sie bisher 
eher als Bühne für Vormachtskämpfe, als 
daß sie Forum programmatischer Alter- 
nativen zur Stroessnerpolitik wäre. Si- 
cherlich ist der Spielraum, den Stroess- 
ner der Opposition beläßt, sehr begrenzt. 
Doch viele haben ihr Bekenntnis und ih- 
ren Stolz dem Opportunismus geopfert. 
Sie spielen die ihnen von Stroessner vor- 
gesehene Rolle als Opposition und ma- 
chen sich von ihm abhängig. Sie könne 
so sicher sein, etwas von den Vergünsti- 
gungen, die der Präsident seinen Freun- 
den gewährt, abzubekommen. Die mei- 
sten Funktionäre, vor allem auf kommu- 
naler Ebene, haben sich arrangiert. Nur ei- 
nige wenige, wie z. B. der Führer der Au- 
thentisch-Radikal-Liberaien Partei Do- 
mingo Laino, wagen offene Kritik. Einzige 
breitere und spektakuläre Aktion war der 
Versuch von 25 exilierten Politikern, am 
10.9.82 nach Paraguay zurückzukehren. 
Obwohl sie gewaltsam zur Rückkehr ge- 
zwungen wurden, konnte man von einem 
politischen Erfolg sprechen. Es erregte 
nämlich internationales Aufsehen, daß ei- 
nige solidarische brasilianische Senato- 
ren beim Empfang für die Rückkehrer 
ebenfalls verprügelt worden sein sollen. 


Die Gewerkschaftsbewegung 


Die Gewerkschaften waren in den ersten 
Jahren der Säuberung besonders brutal 
verfolgt worden. Einen Generalstreik am 
27.8.58, kurz nach seiner Wiederwahl, 
hatte Stroessner blutig niederschiagen 
lassen. Die Gewerkschaftsführer waren 
verhaftet und durch regierungstreue 
Funktionäre ersetzt worden. Seit dieser 
Gleichschaltung funktioniert die Dachge- 
werkschaft (CPT) nur noch als Werkzeug 
der Regierung. Streiks sind seitdem fast 
unbekannt. Unabhängige Gewerkschafts- 
gruppen besitzen keine Entfaltungsmög- 
lichkeiten. Das Arbeitsministerium und 
die offizielle Gewerkschaftsführung su- 
chen die selbständige Organisierung der 
Arbeiter zu verhindern, wie im Falle der 
christlichen Gewerkschaftsbewegung 
(CCT). Vor diesem Hintergrund jedoch 
bemerkenswert und ermutigend war ein 
erfolgreicher Streik der Arbeiter der Re- 
frescos Paraguaya S. A. im Jahre 1982. 
Gegen den Widerstand der eigenen Füh- 
rung in der CPT — Gewerkschaftsführer 
Ledesma ließ den Streik für illegal erklä- 
ren — setzten sich die Arbeiter, unter- 
stützt durch eine breite Öffentlichkeit, 
durch. Wie kaum ein anderes Ereignis 
dokumentiert dieser Streik die Entfrem- 
dung der Basis von der Gewerkschafts- 
führung. 


Die Rolle der Kirche 


Die Kirche in Paraguay hatte lange Zeit 
unter dem Patronat des Staates dahinge- 
schlummert. Noch in der alten Verfas- 
sung von 1940 war die enge Anlehnung 
der Kirche an den Staat festgeschrieben. 
Der Staat verstand sich als katholischer 
Staat, dem Katholizismus kam die Funk- 
tion einer Staatsreligion zu. Der Präsident 
mußte sich zur Römisch-Katholischen 
Kirche bekenne, während der Erzbischof 
von Asuncion kraft Amtes dem Staatsrat 
angehörte. Dem Präsidenten standen au- 
ı‚Berdem weitreichende Kompetenzen bei 
der Ernennung von Bischöfen und über- 
haupt in der innerkirchlichen Verwaltung 
zu. Allerdings übte er das Patronat von 
Anfang an auf der Basis des gegenseiti- 
gen Wohlwollens aus. Er wollte die Kirche 
ais einflußreichste Kraft in der Gesell- 
schaft in seinen Plan des nationalen Wie- 
deraufbaus einbeziehen. So gewährte er 
ihr umfangreiche Vergünstigungen (z. B. 
Steuerfreiheit auf Einfuhren) und machte 
sie von sich abhängig. Doch spätestens 
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Die Regierung Stroessner hatte einige 
kritische Priester des Landes verwiesen, 
eine Hetzkampagne gegen die Kirche ge- 
startet und war schließlich sogar mit Ge- 
walt gegen kirchlich-politische Veranstal- 
tungen (zZ. B. Kreuzwegdemonstrationen) 
vorgegangen. Als alle Proteste nichts 
mehr nützten, verhängte der Erzbischof 
von Asuncion Mena Porta im Oktober 
1969 die Exkommunikation gegen den In- 
nenminister und zwei Polizeichefs. Um 
die Distanz zwischen Kirche und Staat 
nach außen deutlich zu machen, gab Me- 
na Portas Nachfolger, Erzbischof Rolon 
im Februar 1971 seinen Verzicht als 
Staatsrat bekannt. Ein zweites Mal 
sprach er die Exkommunikation aus, als 
im März 71 der uruguayische Bischof Ru- 
bio bei einem Besuch in Paraguay als Tu- 
pamaro diffamiert und von Mitgliedern 
der Geheimpolizei tätlich angegriffen wur- 
de. In der Folgezeit war es dann etwas 
ruhiger geworden, doch im Jahre 1975 
brachen die Konflikte wieder mit aller Ge- 
walt aus. Eine Anit-Guerillaeinheit hatte 
die Campesinokooperative von Jejui 
überfallen und die Mitglieder verhaftet. 


seit Beginn der 60er Jahre bezog die Kir- 
che eine sozialkritische Haltung. Im Vor- 
feld einer von Stroessner 1967 angesetz- 
ten Verfassungsreform kam dies klar zum 
Ausdruck. Die Kirche forderte neben der 
Abschaffung des Patronates mit Nach- 
druck die Aufhebung der bestehenden 
Konzentration der Macht. Die gesell- 
schaftliche Frage rückte immer stärker in 
den Mittelpunkt. Nach der Il. Generalver- 
sammlung des lateinamerikanischen Epi- 
skopates 1968 in Medellin/Kolumbien 
kam es zur offenen Auseinandersetzung. 


Eine systematische Verfolgung der 
christlichen Bauernbewegung, der Ligas 
agrarias cristianas, begann. Die Aufdek- 
cung einer angeblichen Guerillaorganisa- 
tion OPM (organisacion politica militar) 
gab den Anlaß zu einer groß angelegten 
Säuberungswelle. Doch diesmal reagier- 
ten die Bischöfe gemäßigter. Die offene 
Konfrontation war eine Strategie der In- 
tervention gewichen. Dahinter steckte die 
Einsicht, daß durch spektakuläre Maß- 
nahmen (wie Exkommunikation) im Zuge 
einer generellen Antihaltung die interna- 
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tionalen Schlagzeilen gefüllt werden 
konnten, den konkreten Soraen der Men- 
schen im eigenen Land so aber nicht bei- 
zukommen war. Damals gründete die Kir- 
che das überkonfessionelle Komitee zur 
Hilfe in Notlagen, welches bis heute 
Rechtsbeistand und Unterstützung bei 
willkürlichen Verhaftungen und ähnlichem 
bietet. Durch eine kritische Zusammenar- 
beit mit den staatlichen Behörden hat sie 
damit beachtliche Erfolge für das gesell- 
schaftliche Leben erzielen können. 
Handhabe dazu bildet die neue Verfas- 
sung von 1967. Sie hat, nicht zuletzt auf- 
grund des engagierten Auftretens der Kir- 
chen, umfangreiche Garantien der indivi- 
duellen Grundrechte festgeschrieben. 
Solange die Kirche auf offene Konfronta- 
tion setzte, war dieser Grundrechtskata- 
log das Papier nicht wert, auf dem er ge- 
druckt stand. Die Regierung und ihre 
ausführenden Organe setzten sich nach 
Belieben über jedes Recht hinweg. Sie 
sah sich von allen Seiten nur noch von 
Feinden umgeben und agierte panisch 
und maßlos. 

Nachdem aber die Kirche eingelenkt 
hatte und zur begrenzten Zusammenar- 
beit bereit war, handelte das Stroessner- 
Regime berechenbarer. Der Maßstab der 
Verfassung wurde handhabbar. 

Zwar wird der seit der Machtübernah- 
me Stroessners praktische fortwährende 
Ausnahmezustand weiter schon routine- 
mäßig alle 90 Tage per Dekret verlängert, 
doch haben die staatlichen Übergriffe ab- 
genommen. Es gelingt der Kirche immer 
wieder, in Fällen von Menschenrechts- 
verletzungen erfolgreich zu intervenieren. 

Vor 1975 war es zum Beispiel üblich, 
daß alle Inhaftierten, die der politischen 
Opposition beschuldigt wurden, weder 
angeklagt noch verurteilt, sondern ein- 
fach unter den Bestimmungen des Aus- 
nahmezustandes in Haft gehalten wurden 
— in manchen Fällen über 20 Jahre lang. 
Seither konnte es das Kirchenkomitee in 
vielen Fällen erreichen, daß Gerichtsver- 
fahren eröffnet wurden, die meisten dann 
auch mit der Freilassung der Angeklagten 
endeten. 


Politische Gefangene 


Besorgniserregend ist jedoch weiterhin 
das Schicksal der politischen Gefangenen, 
welche von der Regierung als Rädelsfüh- 
rer der kommunistischen Subversin auch 
öffentlich angeprangert werden. Amnesty 
international gab ihre Zahl im Oktober 
1983 mit etwa 50 an. Sie werden unter 
menschenunwürdigen Verhältnissen in 
kleinen überfüllten Zellen irgendwelcher 
Polizeireviere eingesperrt, ohne ausrei- 
chende Verpflegung und ärztliche Ver- 
sorgung. Um den öffentlichen Protesten 
bei politischen Gefangenen entgegenzu- 
wirken, haben die paraguayischen Si- 
cherheitsorgane in den letzten Jahren 
verstärkt die Form der Kurzzeithaft ange- 
wandt. Anwälte, Journalisten und sonsti- 


ge Oppositionelle sollen durch plötzliche 
Inhaftierung eingeschüchtert werden. Bis- 
weilen erfolgt anschließend die Verban- 
nung in einen anderen Landesteil oder 
die Abschiebung ins Ausland (etwa bei G. 
Delvalle von ABC-Color). Oft gelangen 
auch Berichte von Folterungen an die Öf- 
fentlichkeit. 


Eingeschränkte Pressefreiheit 


Eine wichtige Aufgabe erfüllt dabei die 
Presse. Trotz massiven Druckes infor- 
miert sie die Bevölkerung mit durchaus 
kritischen Berichten und Kommentaren. 
Es erscheint wie ein ungleiches Kräfte- 
messen. Dabei macht sie sich politische 
Konkurrenzen in der Colorado-Parteispit- 
ze zu Nutze. Die Zeitung ABC-Color etwa 
konnte über mehrere Jahre hintergründi- 
gen Journalismus bieten, weil sie der 
Gruppe um den zweiten Mann im Staate 
General A. Rodriguez angehörte. Aller- 
dings bedeutete dies keine uneinge- 
schränkte Freiheit, denn im März 1984 
wurde ABC-Color durch den Innenmini- 
ster Montanaro, einen Rivalen von Rodri- 
guez, geschlossen und bisher nicht wie- 
der zugelassen. 
V”, 


Stattdessen ist eine neue Tageszei- 
tung „El diario“ aus dem Boden ge- 


stampft worden. Der mächtige Ge- 
schäftsmann und Stroessnervertraute N. 
Bo versucht seit Juli 84, mit allermodern- 
sten Druckanlagen aber radikaler Re- 
gimetreue die Leserschaft von ABC-Color 
abzuwerben. Es heißt, daß dann auch 
wieder ABC-Color zugelassen würde. Da 
diese Rechnung aber ohne den Leser ge- 
macht wurde, wird man wohl auch lange 
noch auf ABC-Color warten müssen. 
Bisher von den Repressionene nicht so 
hart getroffen, publizieren die drei übri- 
gen unabhängigen Tageszeitungen „Ulti- 
ma hora“, „Hoy“ und „La tribuna“ weiter. 
Sie halten sich jedoch vorsichtiger an die 
ungeschriebene Übereinkunft mit der Re- 
gierung, wonach drei Themen in der Be- 
richterstattung tabu sind: 
1. Die Gesundheit des Präsidenten 
2. Die Situation von ABC-Color 
3. Die Aktivität des MOPOCO 
Der Einfluß der Presse darf aber auch 
nicht überschätzt werden — was wieder- 
um den zugestandenen Spielraum der 
Kritik erklärt. Es muß davon ausgegan- 
gen werden, daß die Zeitungen nur in der 


Hauptstadt Asuncion und in den größten 
Provinzstädten verbreitet sind. Die feh- 
tende Infrastruktur läßt eine weitere Aus- 
lieferung gar nicht zu. Von daher kommt 
auch nur die städtische Oberschicht an 
die Zeitungen heran, die Landbevölke- 
rung wird höchstens duch das Colorado- 
Parteiorgan „Patria“ ins gesellschaftliche 
Leben einbezogen. Hier ist denn auch die 
Möglichkeit des Kirchenblattes „Sendero“ 
hoch anzusetzen. Es wird über die kirchli- 
che Struktur der Pfarreien wirklich bis ins 
Landesinnere weitergegeben und erreicht 
so einen großen Leserkreis. Auch wenn 
Sendero vom Inhalt her nicht unbedingt 
gesellschafts-politisch ausgerichtet ist, so 
stellen seine Berichte doch oft das einzi- 
ge Korrektiv zur Parteimeinung dar. Denn 
das Fernsehen, das sowieso in der Hand 
der Stroessnergefolgsleute ist, erreicht 
die abgelegenen Landesteile ebenfalls 
noch nicht. 


Infrastruktur 


Paraguay gilt als eines der ärmsten Län- 
der in Lateinamerika. Angesichts seiner 
fatalen Gesichichte ist dies auch nicht 
verwunderlich. Das Land leidet noch heu- 
te unter den früheren Bevölkerungsverlu- 
sten. Auf einem Staatsgebiet von 
407.000 km?, mehr als doppelt so groß 
wie die Bundesrepublik, leben etwa 3 Mio 
Menschen. Dabei ist der größere Westteil 
des Landes, die Chaco-Region, noch 
kaum besiedelt. Die Hauptstadt Asuncion 
ist mit über 500.000 Einwohnern die ein- 
zige Großstadt in Paraguay. Diese Zahl 
macht zwar nur 20% der Gesamtbevöl- 
kerung aus, aber bereits über die Hälfte 
aller Stadtbewohner. Die übrigen städti- 
schen Zentren wie Puerto Stroessner, 
Encarnacion oder Villarrica liegen in einer 
Größenordnung um die 50.000. Bei einer 
solchen Verteilung kann man mit Recht 
von einer ausgesprochen ländlichen 
Struktur sprechen. Das Landesinnere ist 
praktisch immer noch nicht erschlossen, 
weite Flächen des doch relativ dicht be- 
siedelten Ostteils sogar noch mit Urwald 
bedeckt. In den letzten Jahren ist nun der 
sogenannte Dreiecksplan verwirklicht 
worden und so der Grundstein zum wei- 
teren Ausbau der Infrastruktur vorhan- 
den. Der Asphalt verbindet die Haupt- 
stadt, Puerto Stroessner und Encarna- 
cion. Ansonsten existieren fast keine As- 
phaltstraßen, abgesehen der Transcha- 
coroute, die aber wohl mehr aus mili- 
tärischen Gründen gebaut wurde. Die üb- 
rigen Überlandstraßen sind aus Lehm 
und in der Regenzeit jedes Jahr längere 
Zeit hindurch nicht befahrbar. Vernünfti- 
gerweise setzt Stroessner weiter auf ein 
umfangreiches Straßenbauprogramm. 
Von einer anderen Leitlinie seiner Politik 
ist er jedoch leider abgewichen. Im 
Anfang hatte er, im Gegensatz zu sei- 
nen Nachbarn, auf eine Stärkung des 
handwerklichen Bereichs und eine nur 
allmähliche iIndustrialisierung gebaut. 


Doch nach der Vertragsunterzeichnung 
für das Itaipu-Wasserkraftwerk im Jahre 
1973 änderte sich das schlagartig. Große 
Geldsummen flossen aus dem Ausland 
nach Paraguay, ein Investitions- und 
Spekulationsschub hub an. Sofort traten 
die typischen Begleiterscheinungen auf. 
Puerto Stroessner zum Beispiel, in der 
Nähe zur Großbaustelle Itaipu gelegen, 
erlebte innerhalb kürzester Frist einen 
solchen Zustrom, daß es sich vom klei- 
nen Provinznest zur zweitgrößten Stadt in 
Paraguay aufschwang. Jedoch es gleicht 
einer Attrappenstadt, alles nur Fassade: 
die Avenida prachtvoll wie im Zentrum 
von Buenos Aires, dahinter aber bricht 
der Prunk wie ein Kartenhaus in sich zu- 
sammen, mit riesigen Elendsvierteln am 
Rande. Bis vor 10 Jahren waren in Asun- 
cion noch keine Slums zu sehen, heute 
kann die Stadtverwaltung die Armut nicht 
mehr verbergen. Weiter lockt jedoch das 
sich stets verstärkende Gefälle zwischen 
der Metropole Asuncion und der ländli- 
chen Peripherie die Massen in die Stadt. 


Die Lage der Campesinos 


Die Campesinos auf dem Land leben 
wirklich am Rande. Schon aufgrund feh- 
lender Schulbildung bleibt ihnen der Zu- 
gang zum gesellschaftlichen Leben ver- 
sperrt. Erstes Hindernis bildet dabei die 
Sprache. Die Landesbevölkerung spricht 
größtenteils die Indianersprache Guara- 
nie. Diese Sprache ist keine Schriftspra- 
che. Zwar wurden seit der offiziellen An- 
erkennung als zweite Staatssprache amt- 
liche Texte auch in Guaranie niederge- 
schrieben, doch war es für die Masse der 
Bevölkerung nicht lesbar. Die Umsetzung 
in die Schrift glich eher einer politintellek- 
tuellen Spielerei. Erste Staatssprache, 
und im Umgang mit den staatichen Be- 
hörden unersetzlich, war weiterhin das 
Spanische. 

Solange die Campesinos weitab von 
der Regierung in Asuncion von deren Po- 
litik nicht unmittelbar betroffen waren, 
wirkte sich dieses Problem nicht so stark 
aus. Die Campesions, wie auch die india- 
nischen Minderheiten, nutzten, teilweise 
noch halbseßhaft, das reichlich zur Verfü- 
gung stehende l.and zur Subsistenzwirt- 
schaft. Natürlich besaß keiner von ihnen 
einen Besitztitel über ihren Boden, aber 
bisher hatte auch noch keiner danach ge- 
fragt. Selbst die Großgrundbesitzer hat- 
ten nichts gegen die Besiedlungen einzu- 
wenden, hatten sie doch keine andere 
Verwendung für das Land. 

Nach dem Abschluß des Itaipuvertra- 
ges wurde auch das schlagartig anders. 
Der Investitions- und Spekulationsschub 
betraf die Campesinos besonders, aller- 
dings anders als vielleicht manche ge- 
hofft hatten. Plötzlich meldeten vergesse- 
ne Großgrundbesitzer Eigentumsrechte 
an, andere suchten noch schnell weiteren 
Grund zu erwerben. Finanzstarke, größ- 


tenteils ausländische Investoren kauften 
riesige Ländereien auf, um sie im Stile ei- 
ner Agroindustrie bodenausbeuterisch 
zu bewirtschaften. Campesinos und In- 
dianer wurden mit Hilfe der Polizei oder 
sogar geheuerte Schlägertrupps vertrie- 
ben, ohne daß sie sich hätten verteidigen 
können. Ihnen fehlen die informellen und 
materiellen Möglichkeiten, um ihre be- 
rechtigten Forderungen durchzusetzen. 
So gibt es sogar eine rechtliche Grundla- 
ge, den Titel für ein langjährig bebautes 
Stück Land zu erhalten. Das Kirchenko- 
mitee bemüht sich auch in diesem Fall, 
mit ihren Anwälten den Campesinos Hilfe 
zu gewähren. Es konnte inzwischen ge- 
setzlich durchgesetzt werden, daß im 
Rahmen eines Enteignungsprogrammes 
Land zur Verfügung gestellt wird. An der 
Frage aber, wer nun tatsächlich enteignet 
wird, muß das Programm wohl scheitern. 


A 8 
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Mit solchen Aussichten wird es nun 
verständlich, daß die betroffenen Campe- 
sinos zunehmend miilitanter werden, um 
sich ihrer Haut zu wehren. Weltweite Re- 
sonanz fand der Vorfall von Caaguazu im 
Frühjahr 1980. Campesinos hatten da- 
mals einen Kleinbus einer Reisegesell- 
schaft in ihre Gewalt gebracht, um auf ih- 
re Landprobleme aufmerksam zu ma- 
chen. Da das Militär ohne jede Rücksicht 
vorging, endete die Aktion mit einem 
Blutbad. 

In den letzten Monaten spitzt sich in 
der Provinz Alto Parana die Situation zu. 
Immer öfter kommt es zu Zusammenstö- 
ßen zwischen Campesinos und der Poli- 
zei. Ganze Ortschaften werden niederge- 
brannt, die angeblichen Rädeisführer ver- 
haftet. Doch es scheint, daß der Solida- 
ritätsgeist der Campesinos stärker ist. 
Zusehens nimmt auch der außenpoliti- 
sche Druck auf die Regierung zu. Und 
hier stellt sich nun der Bezug zu Deutsch- 
land und zum Staatsbesuch Stroessners 
unmittelbar wieder her. 


ee 
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Politische Verantwortung 


Nicht zuletzt bundesdeutsche Unterneh- 
men haben sich bei den Spekulationsge- 
schäften hervorgetan. Sie werben mit 
Steuervorteilen durch Verlustzuweisun- 
gen und deklarieren ihre Geschäfte auch 
noch als private Entwicklungshilfe. Über 
20 Immobilien- und Farmverbände sind 
allein in der Bundesrepublik bekannt, et- 
wa die „Treubesitz Südamerikä“ oder der 
„Kress-Verband“. Darin ebenfalls verwik- 
kelt ist jenes Institut für deusch-paragu- 
ayische Beziehungen zur Wirtschafts- 
und Kulturförderung GmbH, welches den 
Stroessnerbesuch in die Wege geleitet 
hat. Es bereitet den Boden im doppelten 
Sinne vor. Zum einen bietet es seine Be- 
ziehungen zur Vermittlung von Landkäu- 
fen an. Zu diesem Zwecke hat sich aus 
dem Institut eigens der gemeinnützige 
„deutsch-paraguayische Freundeskreis 
e. V.“ gebildet, ein Kreis gleichgesinnter 
Landspekulanten. Zum anderen hat es 
sich das Institut zum Ziel gesetzt, endlich 
der Wahrheit über die politisch-gesell- 
schaftliche Situation in Paraguay auch in 
Deutschland zum Durchbruch zu verhel- 
fen. Daran war besonders Präsident 
Stroessner gelegen. Auf einem Anti-Kom- 
munismus-Kongreß 1981 in Asuncion 
hatte er den deutschen Teilnehmern Fil- 
binger, Löwenthal und Aigner die Anre- 
gung zu einer solchen Kampagne gege- 
ben. Das in der Bundesrepublik herr- 
schende Meinungsbild sollte so korrigiert 
werden, daß die paraguayische Regie- 
rung in der Heimat von Stroessners Ah- 
nen willkommen wäre. Das Institut in 
Stuttgart und sein geschäftsführender 
Gesellschafter, Heinz G. Aigner, ein alter 
Bekannter des CSU-Vorsitzenden Strauß 
und ehemaliger persönlicher Referent 
des früheren baden-württembergischen 
Ministerpräsidenten Filbinger, haben es 
zumindest teilweise geschafft, die Einla- 
dung des deutschen Bundeskanziers liegt 
vor. M.K. 


Literaturhinweise: 
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— Paraguay Arbeitsgemeinschaft, Paraguay-Analy- 
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Puerto Rico 


Kernwaffen in einer atomwaffenfreien 


Zone? 


Rechtsanwälte veröffentlichen Studie 


Vorbemerkung zur politischen 
Lage Puerto Ricos 


Nach einem kurzen Spanisch-Amerikani- 
schen Krieg treten die Spanier Puerto Ri- 
co am 12.12.1898 in einem Friedensver- 
trag an die USA ab, obwohl sie der Insel 
bereits 1877 die Autonomie zugestanden 
und versichert hatten, sie weder an eine 
andere Macht abzutreten noch zu ver- 
kaufen, 

Damit gehen die besten Ländereien in 
amerikanische Hände über, die Puerto 
Rico in eine Zuckerinsel verwandeln. Der 
Zucker wird ausschließlich in die USA ex- 
portiert, während Grundnahrungsmittel, 
die bisher dort angebaut worden waren, 
nun aus den USA importiert werden müs- 
sen. Kleinbauern, die früher Selbstversor- 
ger waren, sind jetzt Saisonarbeiter auf 
den Plantagen. 

Nach endlosen Debatten im US-Kon- 
greß erhalten die Puertorikaner 1917 die 
amerikanische Staatsbürgerschaft, — ge- 
rade rechtzeitig, um sie für das Mutter- 
land in den Ersten Weltkrieg zu schicken. 
1934 wird der Zuckerrohranbau gesetz- 
lich auf den Anbau und Verkauf für den 
nordamerikanischen Markt begrenzt. In 
dieser Zeit entstehen in Puerto Rico die 
ersten Gewerkschaften. 

Die tiefe Wirtschaftskrise, die Puerto 
Rico während des Zweiten Weltkrieges 
erschüttert, rückt den politischen Status 
der Insel immer mehr ins Kreuzfeuer. Die 
Demokratische Volkspartei sieht in der 
Fortsetzung der Handelsbeziehungen zu 
den USA die einzige Möglichkeit, die mi- 
serable Wirtschaftslage zu verbessern 
und an der Macht zu bleiben. Ausländi- 
sche Investoren werden ins Land gelockt. 
Man preist die billigen — und willigen — 
Arbeitskräfte, die stabile politische Lage, 
bietet Steuerfreiheit und übernimmt die 
Kosten für die nötige Infrastruktur. 
Gleichzeitig ermuntert man die Arbeiter 
— insbesondere gewerkschaftlich organi- 
sierte — zur Auswanderung in die USA. 
Die Abwanderung dient der Stabilisierung 
des Arbeitsmarktes, schwächt den politi- 
schen Widerstand in Puerto Rico und lie- 
fert billige Arbeitskräfte für die USA. 

1952 wird Puerto Rico zu einem mit 
den USA verbundenen autonomen Staat 
(Estado libre asociado): weder Staat 
noch frei noch assoziiert — wie manche 
sagen. Die Puertorikaner können ihren 


Gouverneur zwar selbst wählen, sind 
aber nicht zu den amerikanischen Präsi- 
dentschaftswahlen zugelassen. Ein Puer- 
torikaner kann heute zum Wehrdienst in 
der amerikanischen Armee gezwungen 
werden/für sein Land bzw. die USA ster- 
ben müssen, ohne die Person wählen zu 
können, die ihn — notfalls auch ohne die 
Zustimmung des Kongresses — in den 
Krieg schicken kann. Andererseits stim- 
men bei den puertorikanischen Gourver- 
neurswahlen auch ca. 30.000 Wähler ab, 
die keine Puertorikaner sind: Nordameri- 
kaner und Kubaner (letztere sind Exilan- 
ten). 85 Prozent der Regierungsbereiche, 
die eine nationale Souverenität ausma- 
chen, bleiben im Zuständigkeitsbereich 
des US-Kongresses, in dem Puerto Rico 
zwar durch einen Delegierten vertreten 
ist, der aber kein Stimmrecht hat. 
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Als sich das Wirtschaftswachstum 
auch weiterhin nicht erhöht wie erwartet, 
wächst der Widerstand der Bevölkerung 
gegen die Abhängigkeit von den USA im- 
mer mehr. 

1967 kommt es zur Volksabstimmung. 
Da die große Mehrheit der Nationalisten 
die Abstimmung jedoch boykottiert, ge- 
winnt der „Commonwealth-Status“ mit 60 
Prozent der abgegebenen Stimmen; das 
heißt: Puerto Rico bleibt weiterhin ein as- 
soziierter Staat der USA. 

Und dann entdeckt man über Nacht 
auch noch enorme Reichtümer an Bo- 
denschätzen auf der Insel: ein Geschenk 
des Himmels, an dem die USA äußerst 
interessiert sind. Das puertorikanische 
Nickelvorkommen zum Beispiel beträgt 
40 Prozent der auf amerikanischem Terri- 
torium bekannten Nickelmenge (Nickel 
zählt zu den strategisch wichtigen Mine- 
ralien). 


Das Dekolonisierungskomitee der Ver- 
einten Nationen fordert 1978, 1980 und 
1981 das „unveränderliche Recht auf 
Selbstbestimmung und Unabhängigkeit 
für das puertorikanische Volk.“ Trotz des 
Widerstandes der USA empfiehlt das Ko- 
mitee im August 1981, daß sich die UN- 
Vollversammlung 1982 mit der Situation 
von Puerto Rico befaßt. Gouverneur Ro- 
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mero Barcelo, der selbst für einen Status 
als Bundesstaat plädiert, erklärte dazu, 
die Inselbewohner würden keine Interven- 
tion der Vereinten Nationen noch ihres 
Dekolonisierungskomitees dulden; für ihn 
habe die Resolution keine Rechtskraft, da 
sie von einer Gruppe kommunistischer 
Länder unter Einfluß der UdSSR zustan- 
degekommen sei. Im September 1982 
spricht sich die UN-Vollversammlung mit 
70 zu 30 Stimmen für die Aufrechterhal- 
tung des Status quo in Puerto Rico aus. 
Romero Barcelo verspricht jedoch eine 
neue Volksabstimmung für 1985. 

Puerto Rico ist für die USA strategisch 
äußerst wichtig: sie unterhalten dort Mili- 
täreinrichtungen mit ca. 5.000 Mann Be- 
satzung, um den karibischen Raum (Ku- 
ba liegt gleich um die Ecke) und dem Zu- 
gang zum Panama-Kanal zu kontrollie- 
ren. Seitdem die USA den Weg der „ab- 
schreckenden Stärke“ eingeschlagen ha- 
ben, gewinnen Gebiete, die politisch von 
ihnen beherrscht und eine Versorgung 
mit strategisch notwendigen Mineralien 
sicherstellen, zunehmend an Bedeutung. 


Der Vertrag von Tlatelolco 


Die „Kubakrise“, eine extreme Zuspitzung 
im Rennen um die Aufteilung der Welt 
zwischen den Vereinigten Staaten und 
der Sowjetunion, brachte uns an den 
Rand eines Atomkrieges. In Lateinameri- 
ka machte sie deutlich, wie schnell auch 
dieser Kontinent in eine atomare Ausein- 
andersetzung verwickelt werden könnte. 
Die Präsidenten von Bolivien, Brasilien, 
Chile, Ecuador und Mexiko formulierte 
deshalb 1967 den „Vertrag für ein Verbot 
von Kernwaffen in Lateinamerika“ (Ver- 
trag von Tlatelolco), dem inzwischen fast 
alle lateinamerikanischen Staaten beige- 
treten sind (mit Ausnahme von Argenti- 
nien, das den Vertrag bestätigt aber nicht 
ratifiziert hat, und Kuba, das weder be- 
stätigt noch ratifiziert hat). Ziel dieses 
Vertrages ist, Lateinamerika zu einer 
atomwaffenfreien Zone zu machen und 
gleichzeitig das dafür notwendige Kon- 
trollsystem (die OPANAL) zu schaffen. 

Im Artikel 1 des Vertrages verpflichten 
sich die unterzeichnenden Staaten ,„ir- 
gendwelche Kernwaffen weder zu testen 
noch herzustellen, zu erwerben, einzu- 
setzen, in Empfang zu nehmen, zu lagern 
oder aufzustellen.“ Artikel 2 verbietet ih- 
nen, „Test, Herstellung und Besitz von 
Kernwaffen oder irgendeine Art von Ver- 
fügungsgewalt über sie auszuübern bzw. 
durchzuführen, zu unterstützen, zu ge- 
nehmigen oder sich in irgendeiner Weise 
daran zu beteiligen.“ 

Die Atommächte werden durch zwei 
Zusatzprotokolle in den Vertrag einbezo- 
gen. Darin verpflichten sie sich ihrerseits, 
die Artikel 1 und 2 auch in den Territorien 
einzuhalten, die in der Region, die der 
Vertrag abdeckt, ihrer Gesetzgebung un- 
terliegen, und Kernwaffen weder gegen 
die Vertragsländer einzusetzen noch mit 
einem Einsatz zu drohen. Beide Zusatz- 


protokolle wurden von allen Atommäch- 
ten unterzeichnet. Die USA forderten al- 
lerdings für sich ausdrücklich das Recht, 
Kernwaffen durch die Vertragsländer zu 
transportieren, während die Sowjetunion 
und China bestätigten, daß ein solcher 
Transit mit dem Ziel des Vertrages unver- 


einbar sei. Dieser Auffassung schloß sich 
auch das Institut für Friendesforschung in 
Stockholm an, das bestätigte: „Wenn ein 
Transit von Kernwaffen in Lateinamerika 
— auch wenn er auf ein Anlegen in Häfen 
oder ein Überfliegen begrenzt wird — erst 
einmal erlaubt wird, dann ist es schwierig 


zu behaupten, diese Zone sei absolut frei 


von Kernwaffen.“ 


Die Entdeckung des Kollegiums 
der Rechtsanwälte 
Im September 1982 beauftragte das „Kol- 


tegium der Rechtanwälte von Peurto Ri- 
co“ eine Sonderkommission damit, zu 


prüfen, „welche Auswirkungen der Ver- | 


trag von Tlatelolco nach internationlem 
Recht auf Puerto Rico hat und wie die 
Vereinigten Staaten ihn definieren, wel- 
che Auswirkungen der Einsatz von Kern- 
waffen auf Puerto Rico hat und wie die 
nukleare Bedrohung Puerto Ricos abge- 
wendet werden kann.“ Den Anstoß zu 
diesem Auftrag gab die Auseinanderset- 
zung um die Stationierung weiterer Kern- 
waffen in Europa. . 

Im Verlauf ihrer Nachforschungen er- 
hielt die Sonderkommission schwerwie- 
gende Beweise dafür, daß die Vereinig- 
ten Staaten durch ihre nuklear-strategi- 
sche Aktivitäten auf der Insel in krasse- 
ster Weise gegen den Geist des Vertra- 
ges von Tlatelolco verstoßen. Sie fand 
heraus, daß der nordamerikanische Mari- 
nestützpunkt Roosevelt Roads in Puerto 
Rico als Kontroll- und Kommandozentrale 
für den Einsatz von Kernwaffen vorgese- 
hen ist, falls das Hauptquartier Norfolk 
(Virginia/USA), von dem aus die 31 mit 
Atomsprengköpfen ausgerüsteten 
U-Boote im Atlantik befehligt werden, be- 
droht oder zerstört wird. Ein entsprechen- 
des Handbuch führt genau die Schlüssel- 
position im Militärstab von Roosevelt 
Roads auf, die dann Kontrolle und Kom- 
mando zu übernehmen hätten. Eine gan- 
ze Reihe von Nachrichtenanlagen in 
Puerto Rico dienen ausschließlich der 
Kontrolle und Steuerung von Kernwaffen, 
binden die Insel gleichzeitig aber auch 
fest in das nuklear-strategische Kommu- 
nikationsnetz der USA ein. Die „waffen- 
technische Ausbildungsstätte der Atlan- 
tikmarine“ erstreckt sich bis in die Kü- 
stengewässer und den Luftraum von 
Puerto Rico. Zu ihr gehören außerdem 
zwei Drittel der Insel Vieques, wo Bom- 
bardierungen mit Kernwaffen simuliert 
werden. 

Obwohl die Sonderkommission die 
Stationierung von Kernwaffen in Puerto 
Rico nicht mit letzter Sicherheit nachwei- 
sen konnte, wirkt sich die offizielle Politik 


blätter des iz3w, Nr. 126, Juni 1985 9 


MM Nr.45/März 85 


Nicaragua: Keine Waffenruhe an 
Nicaraguas Atlantikküste — Fri- 
scher Wind an der Atlantikküste 
Dolchstoß für Contadora? — 
Streit in der Kirche Nicaraquas: 
Hand in Hand mit der CIA — 
Arbeitsbrigaden; Der Krieg ist all- 
täglich — Brigadistinnen entführt 
Ein Entführter bei der Contra: 
“Sie töten die Leute und bringen 
das Essen nach Cuba” — EI Sal- 
vador: Nach neun Monaten Duar- 
te-Regierung: Kein Land in Sicht 
Guatemala: Wohnungsnot : Friede 
den Palästen-Krieg den Hütten — 
Menschen verschwinden - Die An- 
gehörigen organisieren sich 


MM Nr.46/ April 85 


Guatemala: Kleinfiugzeug kann 
hart zuschlagen — Nicaragua: 
Inflationsbekämpfung als Wirt- 
schaftskonzept — Kaffeernte Be- 
endet: Mäßiges Ergebnis — Aus- 
flug in die BRD — E/ Salvador: 
Aufgewärmt schmeckt besser — 
Wir trauern um.... — Karibik: 
Plünderung des Paradieses (l) — 
Fremde Im Paradies — Rück- 
blick: Das Vermächtnis der Mon- 
roe Doktrin — Kultur: Der Auf- 
stand der Wände 


7. Jahrgang von NICARAGUA AKTUELL 
Erscheint 10mal im Jahr. 32 Seiten. 
Einzelpreis 3.- DM. Ich bestelle hiermit: 


Exemplarfe) MM Nr. ...... 
Normalabo(s) MM (6 Hefte) 
Solidaritätsabo(s) MM 
Luftpostabo(s) MM 

O ein Probeheft MM 


18.-— DM 
28.- DM 
28.- DM 


Datum, Unterschrift: 


Die Bestellung kann innerhalb einer Woche 
widerrufen werden; bitte schicken an: 


Magazin Verlag, Königsweg 7, 2300 Kiel 1 


10 blätter des iz3w, Nr. 126, Juni 1985 


Zusammenfassung der 
Entdeckungen 


1. Die Vereinigten Staaten treffen 
Vorbereitungen und führen Pläne 
durch, die im Zusammenhang ste- 
hen mit Kernwaffen in entfernten 
Gebieten der Erde, die vom Mari- 
nestützpunkt Roosevelt Roads in 
Ceiba aus befehligt, kontrolliert 
und eingesetzt werden. 

2. Es gibt in Puerto Rico eine Viel- 
zahl von Nachrichtenanlagen, die 
ausschließlich oder vorwiegend 
der Steuerung und Kontrolle von 
Kernwaffen oder von Schiffen die- 
nen, die Kernwaffen abfeuern 
können. 

3. Es gibt Pläne über die Möglich- 
keit, von Roosevelt Roads aus das 
Zentrum eines nuklearen U-Boot- 
Abwehr-Krieges zu manövrieren. 

4. Der Marinestützpunkt Roosevelt 
Roads besitzt günstige Vorausset- 
zungen für die Aufnahme von 
Kernwaffen. 

5. In Roosevelt Roads, sowie im 
Luft- und Küstenraum von Puerto 
Rico werden Einheiten ausgebil- 
det und militärische, strategisch- 
nukleare Techniken getestet. 

6. Obwohl die Anwesenheit oder 
ständige Aufstellung von Kernwaf- 
fen in Puerto Rico nicht mit Si- 
cherheit nachgewiesen werden 
konnten, löst die offizielle Politik 
der Vereinigten Staaten, eine Auf- 
stellung „weder zu bestätigen 


noch zu verneinen“, eine gewisse 
Unsicherheit über die Existenz 
solcher Waffen in Puerto Rico aus. 
Diese offizielle Politik hat eine 


destabilisierende Wirkung und 
lenkt die militärische Aufmerksam- 
keit anderer Länder unnötigerwei- 
se auf Puerto Rico. 

. Es ist äußerst wahrscheinlich, daß 
sich fast ständig Kernwaffen auf 
Militärschiffen und -fugzeugen in 
Puerto Rico bzw. seinem Küsten- 
und Luftraum befinden. In diesem 
Zusammenhang ist wichtig daran 
zu erinnern, daß die Vereinigten 
Staaten ihr „Recht“ ausdrücklich 
gefordert haben, Kernwaffen in ih- 
ren Hoheitsgewässern zu besit- 
zen, auch wenn sich diese inner- 
halb der Region befinden, die 
durch den Vertrag von Tlatelolco 
abgedeckt wird. 

. Obwohl die Vereinigten Staaten 
die beiden Protokolle des Vertra- 
ges von Tlatelolco bestätigt und 
ratifiziert haben, wurden von ih- 
nen weder Normen noch Richtli- 
nien ausgearbeitet oder in Kraft 
gesetzt, die eine Einführung von 
Kernwaffen in das Territorium, den 
Luft- oder Küstenraum von Puerto 
Rico auf Militärschiffe oder -flug- 
zeugen regeln oder einschränken. 

Die außerordentlich interessante Dokumenta- 
tion kann bezogen werden bei: 

Hildegard Feldtkeller 

Mendelssohnstr. 53 

7000 Stuttgart 75 


Demonstrierende Puertoricaner 


der USA, eine Aufstellung „weder zu be- 
stätigen, noch zu verneinen“ destabilisie- 
rend aus und erhöht für Puerto Rico die 
Gefahr, zur Zielscheibe eines atomaren 
Angriffs zu werden, durch den die nukle- 
ar-strategischen Einrichtungen der USA 
zerstört werden sollen. 


Der Transit von Kernwaffen 


Da die USA ausdrücklich das Recht for- 
derten, Kernwaffen in ihren Hoheitsgebie- 
ten zu tranportieren, widmete die Sonder- 
kommission diesem Punkt besondere 
Aufmerksamkeit. Es gibt in der nordame- 
rikanischen Marine ca. 250 Kampfschiffe, 
von denen ca. 200 Kernwaffen transpor- 
tieren und einsetzen können. Ziel der 
nordamerikanischen Marinepolitik ist es, 
jedes Schiff, das Kernwaffen befördern 
kann, auch mit solchen auszurüsten, um 
eine größtmögliche Beweglichkeit dieser 
Waffen zu erreichen. Es ist deshalb mit 
ziemlicher Sicherheit anzunehmen, daß 
Schiffe, die auf ihrem Weg ins Mittelmeer 
oder den Nordatlantik Zwischenstation in 
der „waffentechnischen Ausbildungsstät- 
te“ machen, Kernwaffen transportieren, 
und daß deren Personal dort in ihrer 
Handhabung geschult wird. Nach Auffas- 
sung der Sonderkommission sind diese 
Aktionen jedoch zu ausgedehnt und zu 
lang anhaltend, als daß noch von einem 
„Transit“ oder „Transport“ gesprochen 
werden kann, die zeitlich begrenzt sind. 
Da im Vertragstext selbst ein „Transit“ 
oder „Transport“ nicht berücksichtigt wur- 
de — und nicht einmal internationales 
Recht genau definiert, was „Transit“ oder 
„Transport“ ist — verstoßen die USA da- 
mit zwar nicht gegen den Buchstaben, 
sehr wohl aber gegen den Geist des Ver- 
trages von Tlatelolco. 

Die Kommission stellt in ihrem jetzt 
veröffentlichten Arbeitsbericht fest, daß 


sie in all den genannten Aktivitäten einen 
schweren Verstoß der Vereinigten Staa- 
ten gegen das Ziel des Vertrages sieht, 
ein Lateinamerika zu schaffen, das frei 
von Kernwaffen ist. 

Die Bevölkerung der Insel wurde über 
diese Sachlage, die ihr Überleben gefähr- 
det, nicht informiert, — geschweige denn 
an einer entsprechenden Entscheidung 
beteiligt,— ein Verstoß gegen demokrati- 
sche Grundprinzipien. 

Das „Kollegium der Rechtsanwälte“ 
hat deshalb beschlossen, die Puertorika- 
ner, die Länder, die den Vertrag von Tla- 
teloico unterzeichnet haben, aber auch 
die Weltöffentlichkeit von ihren Untersu- 
chungsergebnissen zu unterrichten. Sie 
wird bei der OPANAL auf die Einhaltung 
des Vertrages drängen, denn „die Ein- 
richtung von atomwaffenfreien Zonen ist 
ein wichtiger Beitrag zu Frieden und Ab- 
rüstung. Sie bedeutet nicht nur die totale 
nukleare Abrüstung in den Ländern, die 
sie umfaßt, sondern hat auch eine Redu- 
zierung der Gebiete auf der Erde zur Fol- 
ge, in denen eine Konfrontation mit Kern- 
waffen durchaus möglich ist... Die Schaf- 
fung solcher Zonen hat jedoch keinen 
Abschluß in sich, sondern ist eine Stufe 
auf dem Weg der Abrüstung. Gleichzeitig 
müssen andere Maßnahmen verabschie- 
det werden, um sowohl die konventionel- 
len als auch die Kernwaffen zu reduzie- 
ren.“ (Hector Gros Espiell, enem. Gene- 
ralsekretär der OPANAL). 

Angesichts der ihr Land bedrohenden 
Gefahr setzen sich die puertorikanischen 
Rechtsanwälte aufs Entschiedenste dafür 
ein, daß atomwaffenfreie Zonen dort, wo 
sie bereits bestehen, nicht verletzt wer- 
den. Sie fordern die Weltöffentlichkeit auf, 
ihren Kampf, der letztlich uns alle angeht, 
zu unterstützen. 

Hildegard Feldtkeller 
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EI Salvador 


Vorbemerkung 


Analysen über EI Salvador, deren Auto- 
ren(innen) dem engeren oder weiteren 
Vorfeld der Solidaritätsbewegung zuzu- 
rechnen sind, konzentrierten sich in der 
Vergangenheit auf die Dynamik des be- 
waffneten Befreiungskampfes. Nun leben 
nur 20% der Salvadorianer in unmittelbar 
oder mittelbar umkämpften Gebieten. In 
San Salvador und im Westen des Landes 
haben schon seit Jahren nur noch äu- 
Berst sporadisch bewaffnete Guerillaak- 
tionen stattgefunden. 

Kommentiert und interpretiert man die 
doppelte Realität EI Salvadors nur aus 
der Perspektive der FMLN-Militanten 
(Frente Farabundo Marti para la Liber- 
cion Nacional) in den umkämpften Zonen, 
läuft man Gefahr, die politischen Verän- 
derungen, die das politische System El 
Salvadors in den letzten Jahren durchge- 
macht hat, zu negieren. Denn an der Be- 
kämpfung der Guerilla durch das Militär 
hat sich ja nur insofern etwas geändert, 
als die Kriegsführung mit Hilfe der USA 
immer weiter perfektioniert worden ist. 

Da, wo eine ausführlichere Beschäfti- 
gung mit diesen politischen Veränderungen 
erfolgt, wird der Akzent auf den Nachweis 
gelegt, daß der „Demokratisierungspro- 
zeß“ in EI Salvador Resultat der massi- 
ven Intervention der USA ist und als Teil 
einer umfassenden Counterinsurgency- 
konzeption dazu dient, das militärische 
Vorgehen gegen die Guerilla politisch ab- 
zusichern. Sieht man die politische Ent- 
wicklung EI Salvadors nur unter diesem 
Gesichtspunkt, wird man logischerweise 
die politischen Akteure in San Salvador 
im Kern als Marionetten ansehen, deren 
Handeln durch den politischen Willen der 
US-Administration bestimmt ist. Guiller- 
mo Ungo, Sprecher der FDR/FMLN (FDR 
= Frente Democratic Revolucionario) hat 
eine solche Ansicht vor 2 bis 3 Jahren 
griffig auf den Punkt gebracht, indem er 
ausführte, daß die Opposition nicht bereit 
sei, mit dem Clown (sprich’ Duarte) zu 
verhandeln, sondern sich direkt an den 
Zirkusdirektor, sprich” US-Administration 
wenden würde. Wenngleich die Marionet- 
tenhypothese einen Teil der Wirklichkeit 
erfaßt, so übersieht sie doch, daß auch 
die rechten Parteien EI Salvadors und die 
Christdemokratie ihre eigene, historisch 
gewachsene Identität und folglich eigene 
Interessen haben, die sie mal weniger 
stark, mal stärker zur Geltung bringen 
können. 

In diesem Zusammenhang ist es des- 
halb auch interessant, nicht nur zu fra- 
gen, inwieweit das US-Eingreifen die ge- 
wünschten Resultate in der Guerillabe- 
kämpfung zeigt, sondern auch, wie eben 
durch dieses Eingreifen traditionell ge- 
wachsene Machtstrukturen und politische 
Kräfteverhältnisse in Ei Salvador geän- 
dert werden. 


Nicht nur ein Bürgerkrieg 


Neuere politische Tendenzen in EI Salvador 


Dieser Aufsatz befaßt sich deshalb 
schwerpunktmäßig mit der politischen 
Entwicklung in der Hauptstadt San Salva- 
dor, das heißt mit der Beschreibung und 
Kommentierung des „Demokratisierungs- 
prozesses“ und der Analyse des Entwick- 
lungsstandes sozialer Bewegungen, um 
auf dieser Basis Einschätzungen des ge- 
genwärtigen Dialogprozesses zwischen 
Regierung und bewaffneter Opposition zu 
erarbeiten. 

Diese Schwerpunktsetzung ist bewußt 
vorgenommen worden. Die im engeren 
Kreis der Solidaritätsbewegung immer 
noch weitverbreitete Mystifizierung des 
bewaffneten Kampfes geht ja nicht nur 
leichtfertig darüber hinweg, daß dieser 
immer nur als letztes Mittel moralisch zu 
rechtfertigen ist, sondern führt auch zu 
einer krassen Unterbewertung des Eigen- 
gewichtes politischer Entwicklungen und 
Entscheidungen in der Bestimmung ge- 
sellschaftlicher Kräfteverhältnisse. 

Die im folgenden vorgetragenen Über- 
legungen haben nicht den Anspruch, die 
komplexe Realität El Salvadors umfas- 
send und ausgewogen zu interpretieren. 
Sie basieren auf bei mehreren Besuchen 
EI Salvadors gewonnene Einblicken und 
Erkenntnissen, sowie insbesondere auch 
auf Diskussionen mit salvadorianischen 
Jesuiten und der Verarbeitung von Ein- 
schätzungen, wie sie in den von der Ka- 
tholischen Universität herausgegebenen 
Zeitschriften „proceso“, „cartas a las igle- 
sias“ und „eca“ nachzulesen sind. 


Die Stabilität des 
salvadorianischen Regimes 


Bevor auf die benannten Themen näher 
eingegangen wird, sollen kurz die Ergeb- 
nisse des mehrjährigen US-Eingreifens 
auf militärischer, wirtschaftlicher und auf 
der Ebene der Menschenrechte darge- 
stellt werden. 

Die umfangreiche militärische Hilfe 
der USA hat sich vor allem auf Bildung 
und Ausbildung von Eliteeinheiten — die 
Jägerbataillone, eine Ausweitung und Ef- 
fizienzsteigerung des Einsatzes der Luft- 
waffe, die Verbesserung der Kommunika- 
tions- und Befehlsstruktur der Armee, so- 
wie eine Effektivierung der nachrichten- 
dienstlichen Arbeit konzentriert. 

Trotz dieser Maßnahmen ist es den 
USA mit der salvadorianischen Armee 
bisher nicht gelungen, die FMLN ent- 
scheidend zu schwächen. Im Gegenteil: 
In EI Salvador existiert heute eine regel- 
rechte Guerilla-Armee mit festen Einhei- 


ten, etablierten Kommando- und Kommu- 
nikationsstrukturen, sowie Kasernierung 
in Guerillalagern. 

Auf der anderen Seite hat es die Un- 
terstützung durch die USA der salvado- 
rianischen Armee ermöglicht, dem An- 
sturm durch die Guerilla standzuhalten. 
Heute ist die Armee von einem durch die 
FMLN mehrfach vorhergesagten Zusam- 
menbruch sicher weit entfernt, auch wenn 
es zu Beginn des Jahres 1983 in der Tat 
Momente gab, in denen der salvadoriani- 
sche Militärapparat ins Wanken zu gera- 
ten schien. 

Die Situation in El Salvador ist festge- 
fahren. Ein militärischer Durchbruch der 
FDR/FMLN erscheint immer unwahr- 
scheinlicher. Ihm steht vor allem der ein- 
deutige Wille der USA, einen solchen zu 
verhindern, entgegen. ' 

Die von den US-Militärberatern be- 
triebene Professionalisierung der salva- 
dorianischen Armee bezieht sich nicht 
nur auf die kriegerische Effizienz. Ange- 
strebt wird auch eine „zivilisierte“ und er- 
folgreichere, weniger terroristische 
Kriegsführung. 

In diesem Zusammenhang ist es zu 
sehen, daß im Obersten Generalstab der 
Einfluß rechtsextremer Offiziere zurück- 
gedrängt worden ist. Heute kann Duarte 
durchaus auf Parteigänger, wenn auch 
nicht auf eine Mehrheit im Generalstab 
zählen?. In den Teilen des Landes, in de- 
nen nicht Krieg geführt wird, sollen die Si- 
cherheitskräfte mit einer Aktion „confian- 
za“ das Vertrauen der Bevölkerung wie- 
dergewinnen. So werden Armeeinheiten 
beim Wiederaufbau zerstörter Einrichtun- 
gen eingesetzt, die Nationalpolizei über- 
nimmt wieder die Regelung des Verkehrs 
und Krankentransporte, die Armee bildet 
Alphabetisatoren aus und schickt diese in 
Flüchtlingslager und auf das Land. 

Zugleich schließt die US-Mili- 
tärstrategie den massiven Einsatz der 
Luftwaffe gegen die von der Guerilla kon- 
trollierten oder umkämpften Gebiete ein. 
Diese Einsätze, die zwangsläufig auch 
viele Opfer unter der Zivilbevölkerung for- 
dern, sind seit Anfang 1984 deutlich ge- 
steigert worden, wenn es auch in der In- 
tensität starke monatliche Schwankungen 
gibt. Mit dem Einsatz der Luftwaffe wer- 
den zwei Ziele verfolgt. Zum einen soll 
die Zivilbevölkerung systematisch zur 
Flucht in regierungskontrollierte Landes- 
teile gezwungen, und damit dem Fisch 
das Wasser entzogen werden. Zum an- 
deren entlasten sie die Jägerbataillone, 
auf denen praktisch die ganze Last der 
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Kampfführung liegt. Die Kampfbereit- 
schaft und Moral des Restes der Armee 
ist nach wie vor so niedrig, daß die Ein- 
heiten schwerpunktmäßig für Bewa- 
chungsaufgaben eingesetzt werden. 

Im wirtschaftlichen Bereich scheint EI 
Salvador nach Jahren des Niedergangs 
eine gewisse Stabilität auf niedrigem Ni- 
veau zu erreichen. 


Seit 1979 ist das Bruttoinlandsprodukt 
(BIP) um 25% zurückgegangen und hat 
heute das Niveau der späten sechziger 
Jahre erreicht. Die Arbeitslosenquote 
liegt bei über 40 %. Zusätzlich existiert ei- 
ne beträchtliche Unterbeschäftigung. 

Allerdings ist der dramatische Rück- 
gang des Sozialproduktes 1983 gestoppt 
worden. Die Bauwirtschaft, die Elektrizi- 


tätsgewinnung und der Transport ver- 


Es herrscht Ruhe in der Stadt 

„Die Qualität der Menschenrechtsverletzungen ist unverändert, wenngleich auch 
ihre Quantität in der Stadt abgenommen hat und sich die Art der Repression ver- 
ändert.“ So nehmen laut Totela Legal vom Rechtshilfebüro der Katholischen Kir- 
che die Morde und Entführungen durch Sicherheitskräfte ab, steigend ist jedoch 
die Zahl der Verhaftungen. Das vor den Wahlen 1984 erlassene Dekret Nr. 50 im 
Rahmen des Ausnahmezustandes erlaubt Verhaftungen von Personen aufgrund 
Verdächtigungen, egal von welcher Seite Kontakte zu subversiven Kräften zu ha- 
ben. Die Zielgruppe in der Stadt sind Personen, die als Potential für die Opposi- 
tion gelten: Gewerkschaften, Studenten, politisch Engagierte. Die Repression ist 
legalisiert, geht präventiv und selektiv vor. Sie ist subtil und sauber. Ihre Wirkung 
verfehlt sie nicht, denn jeder kann betroffen sein. Angst und Ungewissheit quälen 
den politisch Engagierten. So soll es sein! Nachts sind die Straßen von San Sal- 
vador leer. Die meisten der Stadtbewohner bleiben zu Hause. Gelingt es einem, 
doch ein Treffen zu machen, so wird alle zwei Stunden zu Hause angerufen. 
„Macht euch keine Sorgen. Es ist nichts passiert!“ 

Es soll nichts passieren, das hat sich die „neue Demokratie“ vorgenommen. 
Und was passiert, muß legal sein, dafür sorgen die Gesetze, und man muß es der 
Weltöffentlichkeit vorzeigen können. Selbst die Folter ist sauber geworden und sie 
findet fast nur in einem gesetzlich festgelegten Zeitraum statt. 

Von den 15 Tagen Untersuchungshaft bleiben den regionalen Sicherheitskräf- 
ten oder der Guardia Nacional 8 Tage für die Folter der Gefangenen. Danach 
müssen sie der Menschenrechtsorganisation oder dem Internationalen Roten 
Kreuz vorgeführt werden. Während der ersten acht Tage werden die Gefangenen 
laut eigener Berichte einer Folter unterzogen, die keine Spuren hinterläßt: Schlaf- 
entzug, Essensentzug, flache Schläge auf Körper und Kopf, Aufhängen, akusti- 
sche Folter und psychologische Folter, indem man droht, sie oder ihre Familien- 
angehörigen umzubringen. Dananch wird häufig per Daumendruck die Unter- 
zeichnung eines „Geständnisses“ erzwungen. Der Inhalt ist den Gefangenen un- 
bekannt. 

(Gaby Gottwald „El Salvador ist kein zweites Vietnam“) 


Bomben und Milchpulver für die Bauern 


Das Militär säubert die Konfliktzonen, um die Zivilbevölkerung aus den Gebieten 
zu verdrängen. Ohne Basis kann auch die Guerilla nicht überleben. Mittlerweile 
gibt es über 1/2 Mio. Flüchtlinge in El Salvador, die so geschaffen wurden und für 
deren Versorgung man jetzt um internationale Hilfe bittet. Die Flüchtlinge haben 
ihre wenige Habe verloren, leben am Existenzminimum und werden von den Mili- 
tärs in Lagern unter Kontrolle gehalten, soweit es geht. Mit Hilfe der US-amerika- 
nischen Hilfsorganisation AID werden regionale Wiederaufbauprogramme im 
Rahmen der counter-insurgency-strategie organisiert. Hochkonjunktur im Bereich 
der „zivilen Maßnahmen“ der Aufstandsbekämpfung hat zur Zeit Oberst Ochoa 
und sein Wiederaufbauprogramm in Chalatenango. Nachdem die Zonen mili- 
tärisch gesäubert wurden, werden nun militärisch kontrollierte Infrastrukturpro- 
gramme und soziale Maßnahmen zur Verbesserung der Situation der ländlichen 
Bevölkerung durchgeführt. Die Bevölkerung wird über den Aufbau von zivilen 
Verteidigungskommitees (Bürgerwehren) in die Sicherheitsstrukturen integriert; 
es werden Alphabetisierungsprogramme durchgeführt und Milchpulver verteilt. 
Man schafft sich Flüchtlinge, um sie wieder anzusiedeln. Man reprimiert die 
Bevölkerung, um sich dann als Wohltäter aufzuspielen. Studiert werden kann der 
Erfolg der zivilen Aufstandsbekämpfung am Beispiel Guatemalas. Der Aufbau von 
strategischen Wehrdörfern und Bürgerwehren findet auch in El Salvador Anwen- 
dung. 
(Gaby Gottwald „El Salvador ist kein zweites Vietnam“) 


zeichneten erstmals wieder positive Zu- 
wachsraten, während die Produktion in 
Landwirtschaft und Industrie weiter zu- 
rückging. Seit 1984 ist ein leichter An- 
stieg der Industrieproduktion zu verzeich- 
nen, das absolute Niveau der Investitio- 
nen ist erstmals nicht weiter zurückge- 
gangen. 

Diese relative wirtschaftliche Stabilisie- 
rung ist ohne die Wirtschaftshilfe der USA 
und der durch die USA beeinflußten inter- 
nationalen Finanzinstitutionen nicht zu er- 
klären. Allein die US-Wirtschaftshilfe be- 
trug 1983 ca. 250 Mio. US $. 

Auch wenn der Stopp des wirtschaftli- 
chen Niedergangs nicht an dem drama- 
tisch verschlechterten Lebensstandard 
vieler Salvadoreaner ändert, so hat er po- 
litisch doch einige Bedeutung. 

Nach der Wahl Duartes zum Präsiden- 
ten kam es, von den üblichen Querelen 
abgesehen, bisher nicht, wie von vielen 
vorausgesagt worden ist, zu wirtschaftli- 
chen Boykottmaßnahmen des Privatsek- 
tors. Dies deutet an, daß die extreme 
Rechte ihre zweifelsohne vorhandene 
wirtschaftliche Macht nicht ohne weiteres 
in wirtschaftliche und politische Destabili- 
sierung umsetzen kann. Eine spektakulä- 
re wirtschaftliche Destabilisierung der Re- 
gierung Duarte, z. B. durch einen Investi- 
tionsboykott, massive Kapitalflucht oder 
extreme Zahlungsbilanzprobleme, er- 
scheint auch deshalb als unwahrschein- 
lich und für die Rechte wenig erfolgver- 
sprechend, weil es den USA zur Zeit nicht 
schwerfallen dürfte, das Niveau der Wirt- 
schaftshilfe aufrecht zu erhalten oder 
auch noch zu erhöhen. Im Vergleich zu 
den Beträgen, die jährlich in den Nahen 
Osten, Israel, Ägypten und Jordanien flie- 
Ben, sind die Aufwendungen für das stra- 
tegisch wichtige Mittelamerika nicht sehr 
hoch. 


Zumindest in den Städten hat sich die 
Menschenrechtssituation verbessert. 
Die Aktivität der Todesschwadrone ist 
deutlich zurückgegangen. An die Stelle 
des Verschwindenlassens sind stärker 
„gesetzmäßige“ Verhaftungen von Leuten 
getreten, die der Beteiligung an Unter- 
grundaktivitäten verdächtigt werden. Das 
heißt nicht, daß in El Salvador nicht mehr 
täglich elementare Menschenrechte ver- 
letzt würden, aber im Vergleich zu den 
Jahren 1981 bis 1982 hat sich ein nicht 
zu leugnender Rückgang ergeben. 

Diese Verbesserung der Menschen- 
rechtssituation ist zwei Ursachen ge- 
schuldet. Da ist zum einen der Druck der 
USA auf die salvadorianischen Sicher- 
heitskräfte, der deswegen stark ist, weil 
die FDR/FMLN zu einer realen Bedro- 
hung des Systems geworden ist; in Para- 
guay kümmern sich die USA nicht nen- 
nenswert um die Menschenrechte. Das 
ist zum anderen die Verbesserung und 
Verfeinerung des Repressionsapparates. 
Wo früher 100 Leute ermordet wurden, 
um auch einige wenige Mitglieder der 
FDR/FMLN zu treffen, da sind die Sicher- 
heitskräfte heute in der Lage, diese ge- 
zielt zu verhaften. 


Darüber, wie der Rückgang der Aktivi- 
täten der Todesschwadrone einzuschät- 
zen ist, gehen die Meinungen auseinan- 
der. Während die einen von einer realen 
politischen Kontrolle der Geheimdienst- 
abteilungen der Armee und der Sicher- 
heitskräfte durch die Regierung ausge- 
hen (und es hat in der Tat ja eine Reihe 
von Versetzungen von Schlüsseloffizie- 
ren gegeben), und davon überzeugt sind, 
daß die noch operierenden Schwadrone 
sich aus den Privatarmeen der extremen 
Rechte rekrutieren, nehmen andere an, 
daß die benannten Geheimdienstabtei- 
lungen jederzeit wieder als Todesschwa- 
drone operieren können und werden. 
Letzteres sei allein von politischen Op- 
portunitätsüberlegungen abhängig, an 
den für El Salvador kennzeichnenden re- 
pressiven Strukturen haben sich nichts 
geändert. 


Der „Demokratisierungsprozeß“ 
in El Salvador 


Am 30. März dieses Jahres haben in EI 
Salvador zum dritten Male seit 1982 
Wahlen stattgefunden. Nach den Wahlen 
zur Verfassungsgebenden Nationalver- 
sammlung am 28.3.1982, in denen die 
Christdemokraten ca. 42%, Arena ca. 
27% und die Partei der nationalen Ver- 
söhnung, die PCN ca. 15% der Wähler- 
stimmen bekamen, den in zwei Runden 
ausgetragenen Präsidentschaftswahlen 


im Frühjahr letzten Jahres, aus denen 
Duarte als Sieger hervorging, haben jetzt 
wiederum Wahlen zur Nationalversamm- 
lung und zu den Gemeinde- und Stadträ- 
ten stattgefunden. Die Christdemokraten 
konnten dabei die absolute Mehrheit der 
Sitze in der Nationalversammlung und die 
große Mehrheit der Bürgermeisterämter 
gewinnen. Damit kontrolliert die Extreme 
Rechte, Arena und PCN, nur noch den 
Obersten Gerichtshof. 

Zur politischen Bedeutung und Legiti- 

mität des Wahlprozesses sollen einige 
Thesen formuliert werden: 
1. Die wachsende Opposition gegen die 
Vorherrschaft der Oligarchie artikulierte 
sich Ende der sechziger und bis Mitte der 
siebziger Jahre zunächst über das tradi- 
tionelle Parteiensystem europäischer 
Prägung, d. h. über Stimmen für die 
Christdemokraten und die mit ihnen ver- 
bündeten Sozialisten und Kommunisten. 

Aber erst die Herausbildung der gro- 
ßen Volksorganisationen der siebziger 
Jahre führte zu der revolutionären Situa- 
tion, wie sie 1980 zweifelsohne bestan- 
den hat. Diese Volksorganisationen stellten 
überkommene politische Strukturen und 
Verhaltensweisen weitgehend in Frage. 
Indem sie proklamierten und praktizier- 
ten, daß die Arbeiter, Bauern und margi- 
nalisierten Bevölkerungsschichten ihre In- 
teressen unmittelbar selbst in die Hand 
nehmen sollten, entwickelten sie eine 
praktische Alternative zur Interessendele- 
gation an Parteien über die Stimmabga- 
be. 
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Wahlsieger Duarte 


Über die Volksorganisationen artikulier- 
ten sich soziale Schichten erstmals laut 
und vernehmlich, die bisher im politi- 
schen Leben des Landes abseits gestan- 
den hatten. Auch wenn sich der Kern der 
Volksorganisationen aus kampferfahre- 
nen Industriearbeitern, Lehrern und Uni- 
versitätsangehörigen rekrutierte, so wur- 
den das Erscheinungsbild und die Ent- 
wicklungsdynamik der Volksorganisatio- 
nen doch geprägt durch die Massen der 
Landarbeiter, kleinen Bauern und Slum- 
viertelbewohner, die zu einem nicht ge- 
ringen Teil aus Regionen kamen, die bis 
dahin als uneinnenmbare Hochburgen 
der PCN galten (Morazan, Chalatenan- 
90). 

Mit der großen Demonstration am 22. 
Januar 1980 von über 200.000 Menschen 
anläßlich der Vereinigung aller Volksor- 
ganisationen in der Revolutionären Koordi- 
nation erreichten diese ihre maximale po- 
litische Stärke. 

Seitdem sind die Volksorganisationen 
in den nicht von der FMLN kontrollierten 
Gebieten weitgehend zerschlagen wor- 
den. Die ungeheure, 1980 einsetzende 
Repressionswelle hat vor allem die jede 
Massenorganisation tragenden Funktio- 
näre und Multiplikatoren auf allen Ebenen 
getroffen. Die große Mehrzahl der Aktivi- 
sten wurde entweder ermordet, inhaftiert, 
ins Exil gezwungen oder hat sich der in 
„den Bergen“ kämpfenden Guerilla ange- 
schlossen. 

Wenn heute lange Schlangen vor den 
Wahllokalen in El Salvador zu sehen sind, 
und wenn die FDR/FMLN davon spricht, 
daß sie wirklich freie Wahlen für das Land 
anstrebt, dann deutet dies an, daß in EI 
Salvador erzwungenermaßen wieder For- 
men der politischen Auseinandersetzung 


in den Vordergrund getreten sind, die die 
Volksbewegung schon glaubte, überwun- 
den zu haben. Es ist davon auszugehen, 
daß traditionelle Wahlparteien, wie die 
Christdemokraten unter solchen Voraus- 
setzungen ein wesentlich größeres politi- 
sches Gewicht und Masseneinfluß haben 
als in Situationen, in denen die verarmten 
Massen ihr Recht auf Selbst- und Mitbe- 
stimmung unmittelbar einfordern. 


2. Die entscheidenden Wahlen der siebzi- 
ger Jahre sind — wie bekannt — von der 
Oligarchie und den herrschenden Militärs 
gefälscht worden, um den Wahlsieg der 
Staatspartei PCN über die Oppositions- 
koalition aus Christdemokraten, Soziali- 
sten und Kommunisten sicherzustellen. 
Politisch bemerkenswert an den Wahlen 
seit 1982 ist nun, daß einschneidende 
Wahlfälschungen zugunsten der Oligar- 
chieparteien unterblieben sind. Während 
bei den Wahlen von 1982 die prozentua- 
len Stimmanteile in etwa wohl dem tat- 
sächlichen Verhältnis der abgegebenen 
Stimmen entsprachen, und nur die Wahl- 
beteiligung für das Ausland um mehrere 
hunderttausend Stimmen nach oben ma- 
nipuliert worden ist, dürften bei den Wah- 


‚len von 1984 und 1985 keine größeren 


Fälschungen vorgenommen worden sein. 

Und gerade weil größere Manipulatio- 
nen unterblieben sind, konnte 1984 erst- 
mals ein Christdemokrat zum Präsidenten 
EI Salvadors gewählt werden. Auch wenn 
der Wahlprozeß letztlich nur durch die 
massive Intervention der USA ermöglicht 
wurde, so kennzeichnet die Tatsache, 
daß Wahlmanipulationen unterbunden 
werden konnte, doch eine deutliche 
Schwächung der Machtposition der Oli- 
garchie in El Salvador. 
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3. In Berichten von glaubwürdigen Wahl- 
beobachtern ist festgestellt worden, daß 
die Wahlen weder allgemein, noch frei, 
noch geheim waren. Der FDR/FMLN war 
es nicht möglich, unter auch nur einiger- 
maßen fairen Bedingungen an den Wah- 
len teilzunehmen. Auch wenn nach den 
bisher stattgefundenen Wahlen keine Be- 
richte bekanntgeworden sind, daß Leute 
wegen Nichtteilnahme sanktioniert wor- 
den wären, so wurde durch das allgemein 
repressive Klima und durch die Wahlpro- 
zedur selbst zumindest 1982 und 1984 
doch ein gewaltiger psychologischer 
Druck in Richtung Wahlteilnahme ausge- 
übt, dem sich in den Städten auch Mit- 
glieder und Sympathisanten der FDR/ 
FMLN nicht entziehen konnten. Bei der 
letzten Wahl ist die Wahlbeteiligung deut- 
lich zurückgegangen, was wohl auch mit 
dem Nachlassen des massiven psycholo- 
gischen Drucks zur Wahlteilnahme zu- 
sammenhängt. Aus Gebieten mit starker 
Arenapräsenz ist bekannt, daß es, be- 
günstigt durch gläserne Urnen, extrem 
schwierig war, nicht für Arena zu stim- 
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men. Nur so lassen sich auch Ergebnisse 
erklären, daß größere Dörfer mehr oder 
weniger geschlossen für Arena gestimmt 
haben. Wer den Wahlen vor diesem Hin- 
tergrund einen eindeutig demokratischen 
Charakter zuspricht, betreibt arge Reali- 
tätskosmetik. Auf der anderen Seite stellt 
die Wahl von Duarte und der Christdemo- 
kraten durch hunderttausende von Salva- 
doreanern eine ernstzunehmende peoliti- 
sche Willensäußerung mit erheblichem 
politischen Eigengewicht dar. Man kann 
davon ausgehen, daß viele der Wähler 
von Duarte und den Christdemokraten re- 
lativ bewußt für weitere Reformen und 
insbesondere für eine Strategie des Dia- 
logs mit der FDR/FMLN gestimmt haben. 
Dies gilt insbesondere für die Wahlen 
vom Frühjahr 1985. Auch wenn die An- 
zahl der zur Wahl stehenden Alternativen 
eingeschränkt war, so haben die Salva- 
doreaner doch unter den verbliebenen ei- 
ne Entscheidung getroffen. 
4. Über den von den USA aufgezwunge- 
nen Wahlprozeß und die Debatte um die 
neue Verfassung ist die extreme Rechte 
auch in gewissem Sinne dazu veranlaßt 
worden, ihre Aktivitäten zu „legalisieren“ 
und zu „parlamentarisieren“. Gegen den 
Dialogprozeß wird von ihr zunächst, und 


als wichtigstes Argument angeführt, daß 
er gegen die Verfassung verstoße. Einer 
Machtzunahme der Christdemokraten 
versuchte man über die Mehrheit in der 
Verfassungsgebenden Versammlung und 
im Obersten Gerichtshof entgegenzuwir- 
ken, so als der Oberste Gerichtshof die 
Kandidatur des Sohnes von Duarte für 
das Bürgermeisteramt San Salvadors als 
verfassungswidrig erklärte. 

Nun kann zwar mit Recht angenom- 
men werden, daß die extreme Rechte 
wenig Skrupel hat, bei Gelegenheit und 
Zweckmäßigkeit die Anwendung terrori- 
stischer Methoden wieder stärker zu for- 
cieren. 

Auf der anderen Seite schafft das jetzi- 
ge Agieren der extremen Rechten auch in 
den eigenen Reihen politische/psycholo- 
gische Tatsachen, die eine Umkehr der 
bisherigen Linie zwar nicht unmöglich, 
aber schwer machen, was anderen Kräf- 
ten wie den Christdemokraten bei gege- 
benem Anlaß wichtige Zeitvorsprünge si- 
chern kann. 


Zur Zeit scheint der Wahlsieg der 
Christdemokratie politisch-psychologisch 
ein Klima zu schaffen, das die extreme 
Rechte isoliert und in der Arena seibst die 
„parlamentarisch“ orientierten Kräfte 
stärkt. 

5. Counterinsurgencykonzepte haben 
eine militärische und eine politische Sei- 
te. Politisch haben die USA in EI Salvador 
vor allem auf die Durchführung einer 
Agrarreform und die „Demokratisierung“ 
über Wahlen gesetzt. 

Während die Agrarreform selbst nach 
Einschätzung der mit ihrer Finanzierung 
befaßten US-amerikanischen Institutio- 
nen den vorgeblichen Nutznießern eher 
geschadet hat, und insofern als weitge- 
hend gescheitert angesehen werden 
kann, ist die „Demokratisierung“, wie kon- 
zipiert, gegenüber allen innersalvadoria- 
nischen Widersprüchen durchgesetzt 
worden.? 

Allerdings illustrieren die Ergebnisse 
der gerade durchgeführten Wahlen zur 
Nationalversammlung und zu den Ge- 
meinderäten anschaulich, daß die massi- 
ve Einflußnahme der USA auf die Ent- 
wicklung in EI Salvador Ergebnisse zeiti- 
gen kann, die über die Ziele der US-Ad- 
ministration hinausschließen: Die US-Re- 


gierung hat zur Zeit kein Interesse an 
ernsthaften Verhandiungen zwischen Du- 
arte und der FDR/FMLN. Zum einen er- 
scheint ihr ein militärischer Sieg über die 
FMLN, der schon aus Gründen der konti- 
nentalen und weltweiten Machtprojektion 
angestrebt wird, in absehbarer Zeit reali- 
sierbar. Zudem könnte ein intensiver Ver- 
handlungsprozeß in EI Salvador die Un- 
terstützung der Contra in Nicaragua poli- 
tisch erschweren. Und nicht zuletzt be- 
fürchtet die US-Administration im Ergeb- 
nis von Verhandlungen eine Aufwertung 
der Linken und insgesamt eine Kräftever- 
schiebung in EI Salvador zugunsten 
links-reformistischer Bestrebungen. Des- 
halb haben die USA eine Konstellation in 
EI Salvador mit einem nach außen vor- 
zeigbaren christdemokratischen Präsi- 
denten und einer rechten Mehrheit in der 
Nationalversammlung, die den Hand- 
lungsspielraum von Duarte einschränkt, 
deutlich bevorzugt. Der unerwartet hohe 
Wahlsieg von Duarte, der auch auf das 
noch kurz vor dem Wahlsonntag von Du- 
arte gegebenen Versprechen, die Ver- 
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handlungen mit der FMLN fortzuführen, 
zurückzuführen ist, dürfte deshalb in den 
USA nicht auf ungeteilte Freude stoßen. 


Soziale Bewegungen, 
Massenmedien und der Einfluß 
der Linken in San Salvador 


Wie der Analyse der militärischen Situa- 
tion zu entnehmen ist, ist nicht zu erwar- 
ten, daß primär über die Dynamik des be- 
waffneten Kampfes eine einschneidende 
Verschiebung der gegenwärtigen Kräfte- 
verhältnisse erwartet werden kann. 

Ohne eine massive Organisierung und 
Mobilisierung der Bevölkerung, vor allem 
in der Hauptstadt, ist eine solche Verän- 
derung der Machtstrukturen undenkbar. 

Wir wollen deshalb kurz die Stärke so- 
zialer Bewegungen in San Salvador, das 
vorherrschende Massenbewußtsein und 
— vor diesem Hintergrund — die Möglich- 
keiten der FDR/FMLN zu politischer Ar- 
beit analysieren und bewerten. 

Systemkritische Kräfte artikulieren sich 
über Strukturen der katholischen Kirche, 
über die Arbeit in den Gewerkschaften, 
im Bereich der Universität und sehr be- 
grenzt über die Medien. Wenn wir diese 
Bereiche im folgenden detaillierter unter- 


suchen, dann konzentrieren wir uns auf 
den Großraum San Salvador, weil wir nur 
dort über einigermaßen zuverlässige In- 
formationen verfügen. In diesem Gebiet 
lebt zudem ein Viertel der Bevölkerung 
des Landes. Was sich dort abspielt, ist 
politisch maßgeblich für den von der Re- 
gierung kontrollierten Teil des Landes. 

Bevor auf die genannten Bereiche ein- 
gegangen wird, sollen zwei Grundbedin- 
gungen jeglicher Arbeit, die versucht, auf 
legaler oder halblegaler Basis Leute zu 
organisieren, erwähnt werden. 

Zum einen hat sich seit den Wahlen 
von 1982 der politische Spielraum für ei- 
ne solche Arbeit langsam wieder erwei- 
tert. So unterhalten eine Reihe von linken 
Gewerkschaften heute wieder ihre eige- 
nen Büros. Demonstrationen und Ge- 
werkschaftskongresse können unter be- 
stimmten Umständen stattfinden etc. 

Zum anderen geht aber von der ver- 
gangenen Terrorwelle, von der ja prak- 
tisch keine noch so kleine Einheit system- 
kritischer Opposition verschont blieb, 
noch heute eine beachtlich lähmende und 
einschüchternde Wirkung aus. 


REFORM, 
FREEDOM AND 
DEMOCRACY 


Dies und die Tatsache, daß das Über- 
wachunssystem mittlerweile deutlich per- 
fektioniert worden ist und daß weiterhin 
gezielt eingeschüchtert, verhaftet und 
auch gemordet wird, führen dazu, daß es 
für die Opposition selbst unter den Bedin- 
gungen einer eingeschränkten politischen 
Öffnung gar nicht so einfach ist, wieder 
größere Teile der Bevölkerung zu mobili- 
sieren. 


Soziale Bewegungen 


Zur Zeit Erzbischof Romero’s haben 
große Teile der katholischen Kirche des 
Landes eine außerordentliche Rolle im 
Prozeß der Bewußtwerdung der verarm- 
ten Massen gespielt. In diesem Prozeß 
waren hunderte von Basisgemeinden, 
dutzende von Priestern und Ordens- 
schwestern, Teile der Hierarchie, kirchli- 
che Bildungseinrichtungen, wie die Ka- 
tholische Universität,, und die kirchlichen 
Medien eingebunden. Die über Radio 
Y-SAX ausgestrahlten Predigten von 
Monsenor Romero waren die meistgehör- 
ten Sendungen des Landes. 

Vor diesem Hintergrund erklärt sich, 
daß sich die Ende der 70iger Jahre ein- 
setzende Repression auch stark auf die 


katholische Kirche konzentrierte. So kam 
die Arbeit der Basisgemeinden 1980 bis 
1981 in San Salvador völlig zum Erliegen. 
Radio Y-SAX wurde geschlossen, füh- 
rende Repräsentanten der Katholischen 
Univerität mußten für ein Jahr ins Exil. 

Während Monsenor Romero zum pro- 
phetischen Anwalt der Befreiung der Ar- 
men wurde, versucht sein Nachfolger 
Monsenor Rivera mit deutlich geringeren 
Möglichkeiten zur Überwindung der Bür- 
gerkriegssituation beizutragen, indem er 
sich als Vermittler für beide Seiten anbie- 
tet. 

Nach 1981 ist die Basisgemeindearbeit 
dann Schritt für Schritt wieder aufgenom- 
men worden. Heute gibt es in San Salva- 
dor wieder eine ganze Reihe von Basis- 
gemeinden, die seit einigen Monaten 
auch wieder durch eine Abteilung der 
Erzdiözese unterstützt und koodiniert wer- 
den. Dabei muß man aber im Auge be- 
halten, daß insgesamt in nur etwas mehr 
als 10% der Gemeinden der Erzdiözese 
auf der Linie einer Basisgemeindepasto- 
ral gearbeitet wird. 


Aus Anlaß des 5. Jahrestages der Er- 
mordung Erzbischof Romero’s fand im 
Anschluß an den Gedenkgottesdienst im 
März dieses Jahres erstmals seit mehre- 
ren Jahren wieder eine öffentliche De- 
monstration mit mehreren tausend Teil- 
nehmern statt, die von den Basisgemein- 
den organisiert wurde. 

Auch wenn die Wiederbelebung der 
Aktivität der Basisgemeinden bemerkens- 
wert ist, muß man sehen, daß selbst eine 
der größten und erfolgreichsten Basisge- 
meinden in ihre Arbeit nicht mehr als 300 


bis 400 Personen einbezieht und das in 
einem Stadtteil mit 30—40.000 Einwoh- 
nern. 

In den 70iger Jahren verloren die re- 
gierungsfreundiichen Gewerkschaften 
aufgrund der zugespitzten sozialen und 
politischen Situation in EI Salvador stetig 
an Einfluß, während die linken Gewerk- 
schaften erstarkten und koordinierte Ak- 
tionen mit den Volksorganisationen 
durchführten. Herausragendes Beispiel 
war der Generalstreik vom Juni 1980, der 
von der FDR ausgerufen und von den 
Gewerkschaften unterstützt die Wirt- 
schaft des Landes lähmte. 

Die nach der Großoffensive der FDR/ 
FMLN im Januar 1981 einsetzende bruta- 
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le Repressionswelle seitens der Regie- 
rung zwang viele aktive Gewerkschafter 
dazu, ins Ausland oder in die Berge zu 
gehen; viele wurden ermordet oder ver- 
haftet bzw. verschwanden. Die revolutio- 
näre Gewerkschaftsbewegung mußte im 
Untergrund weiterarbeiten. 

Zudem hinterließ der Beschluß der 
FMLN, in der Folgezeit das Schwerge- 
wicht auf den bewaffneten Kampf zu le- 
gen und politische Kader in die mili- 
tärischen Strukturen abzuziehen, ein Va- 
kuum im Gewerkschaftsbereich. 

Dies bewirkte die Umkehrung des Ver- 
hältnisses von Massenarbeit und bewaff- 
netem Kampf: hatte sich im Laufe der 
siebziger Jahre in den Städten ein hohes 
revolutionäres Bewußtsein in den Mas- 
senorganisationen bei einem gleichzeitig 
kaum entwickelten militärischen Kampf 
gebildet, so verloren die Volksorganisa- 
tionen in den folgenden Jahren an Basis 
in den Städten, während der bewaffnete 
und politische Kampf in Teilen des Lan- 
des sich rapide weiterentwickelte. 

1980 gründete sich die UPD, Union po- 
pular democratic, der Dachverband der 


christdemokratischen 
die seitdem ihren Einfluß stark ausbauen 
konnten. 


Gewerkschaften, 


Dies lag daran, daß sie 
— eine halbwegs legale Möglichkeit der 
Organisierung boten, 

— eine Lücke in der rechts/links Polari- 
sierung schlossen, 

— internationale Unterstützung, sowohl 
finanziell als auch durch Berater von 
CLAT und AFL/CIO erhielten‘, 

— bei der Durchführung der Agrarreform 
mitarbeiteten und so einen Großteil der 
Genossenschafter, den „Nutznießern“der 
Agrarreform, in ihre Organisation einglie- 
dern konnten, sowie durch eine breit an- 
gelegte Arbeit weitere Sektoren einbin- 
den konnte. 

Die Mitgliederzahl der UPD-Organisa- 
tionen wird auf 70.000 bis 100.000 ge- 
schätzt, wobei die Kooperationsverbände 
(Agrarreformgenossenschaften) die Mit- 
gliederstärksten sind, während die linken 
Gewerkschaftsverbände nach Angaben 
der US-Botschaft ca. 30.000 bis 40.000 
Mitglieder haben. Diese relativ hohen 
Zahlen sind vor dem Hintergrund zu se- 
hen, daß die Option eines Betriebsrates 
für einen bestimmten Dachverband auto- 
matisch dazu führt, daß die gesamte Be- 
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legschaft der entsprechenden Gewerk- 
schaft zugerechnet wird. 

Die UPD hat heute über den „pacto so- 
cial“ mit der christdemokratischen Partei 
(PDC) ihre Unterstützung für diese fest- 
geschrieben. Dieser pacto social sichert 
der PDC die Unterstützung bei Wahlen 
zu, wenn sie das Reformprogramm vor- 
antreibt — vor allem die Agrarreform —, 
den Dialog mit der FDR/FMLN fortführt, 
auf die Einhaltung der Menschenrechte 
achtet und Mitglieder der UPD an der Re- 
gierung beteiligt. 

1982 erlebte die Gewerkschaftsbewe- 
gung ihren Tiefpunkt, es fanden im gan- 
zen Jahr nur 4 Streikaktionen statt, über 
100 Gewerkschafter wurden ermordet. 
Nach 1982 eröffnete sich im Rahmen des 
sogenannten Demokratisierungsprozes- 
ses über Wahlen ein beschränkter Bewe- 
gungsspielraum für die politische Arbeit 
in San Salvador, der es auch den linken 
Gewerkschaften wieder ermöglichte, offe- 
ner zu handeln. So unterhalten einige 
Gewerkschaftsföderationen wieder offene 
Büros in San Salvador, werden Gewerk- 
schaftsversarnmlungen und -kongresse 
durchgeführt. Allerdings vermeiden diese 
Gewerkschaftsverbände sorgfältig offi- 
zielle Verbindungen zur FDR/FMLN, um 
die wiedergewonnenen legalen Spielräu- 
me nicht zu gefährden. 

Nach der Aufhebung der Lohnbindung 
kam es 1984 zu verstärkten Streikaktivi- 
täten mit überwiegend ökonomischen 
Forderungen. Vor allem der öffentliche 
Dienst ist von der wirtschaftlichen Krise 
des Landes betroffen. So konnte die Re- 
gierung Duarte monatelang keine Löhne 
an Lehrer und Arbeiter einiger Institute 
auszahlen. So waren auch 72 der 112 
Streiks des Jahres 1984 im Bereich des 
öffentlichen Dienstes angesiedelt. Sowohl 
mit ökonomischen als auch mit politi- 
schen Forderungen wie der Fortführung 
des Dialogs und der Respektierung der 
Menschenrechte, gab es gemeinsame 
Aktionen revolutionärer und christdemo- 
kratischer Organisationen, die jedoch 
über eine punktuelle Koordination nicht 
hinausgingen. Am 1. Mai dieses Jahres 
demonstrierten auf Aufforderung linker 
und christdemkratischer Gewerkschafts- 
verbände erstmals wiederum zehntau- 
sende von Salvadorianern und Salvado- 
rianerinnen für ökonomische Forderun- 
gen und eine Fortsetzung des Dialogs. 

Insgesamt kann festgestellt werden, 
daß die linken Gewerkschaften die lega- 
len Spielräume, die sich ihnen bieten, 
konsequent nutzen. Damit einhergehend 
ist ein deutlicher Anstieg gewerkschaftli- 
cher Aktionen zu verzeichnen. 

Dabei muß allerdings im Auge behal- 
ten werden, daß die linken Gewerkschaf- 
ten im Kern nur mit unmittelbaren ökono- 
mischen Sofortforderungen in die Öffent- 
lichkeit treten und daß Streiks und De- 
monstrationen erst in dem Maß mit grö- 
ßerer Beteiligung durchgeführt werden 
könne, wie sich christdemokratische Ge- 
werkschaften an deren Organisierung be- 
teiligen. 


Deshalb wäre es falsch, von der stei- 
genden Zahl der Streiks unmittelbar auf 
ein wachsendes revolutionäres Bewußt- 
sein in der Stadtbevölkerung schließen zu 
wollen. Ebenso ist zu sehen, daß das re- 
tative politische Gewicht aller Gewerk- 
schaften durch die faktische Halbierung 
der Industriearbeitsplätze in den letzten 5 
Jahren abgenommen hat. 


Massenmedien 


Der übergroße Teil der Bevölkerung hat 
praktisch keinen Zugang zu den Medien 
der Opposition. Fiugblätter der FDR/ 
FMLN werden schon seit Jahren nur sehr 
sporadisch und in geringer Auflage ver- 
teilt. Wandparolen, die auf die Existenz der 
FDR/FMLN hinweisen, gibt es in San Sal- 
vador weniger als in einigen Städten der 
Bundesrepublik. An dieser Situation än- 
dern auch — entgegen weitverbreiteten 
INusionen — die Guerillasender Radio 
Farabundo Marti und Radio Venceremos 
nichts Grundlegendes. Zum einen sind 
sie oft — bedingt durch Störungen — 
schlecht abhörbar, zum anderen spre- 
chen sie aber auch eine Sprache, die 
zwar für die Aufrechterhaltung der Moral 
der combatientes nützlich und notwendig 
ist, die aber an den Problemen, dem Füh- 
len und Denken der nichtorganisierten 
Bevölkerung in der Stadt vorbeigeht. 

Die großen Zeitungen werden mit einer 
Ausnahme, EI Mundo, durch die Rechte 
kontrolliert. Letztere steht den Christde- 
mokraten nahe und zeichnet sich da- 
durch aus, daß sie über den Bürgerkrieg 
relativ sachlich und emotionslos infor- 
miert. So meldet El Mundo z. b. die be- 
kanntgewordenen Gefechte zwischen 
FDR/FMLN und der Armee unter Angabe 
auch der Verluste der Regierungsseite. 
Seit einiger Zeit können in El Mundo wie- 
der Anzeigen der linken Gewerkschafts- 
verbände und auch der FDR veröffent- 
licht werden. 

Die sechs Fernsehstationen und die 
zahlreichen Rundfunksender sind in pri- 
vater und damit in rechter Hand. Eine 
Ausnahme ist der wiedereröffnete katholi- 
sche Sender Y-SAX, der seit einiger Zeit 
wieder bezahlte Spots der Gewerkschaf- 


ten oder der Menschenrechtskommission ° 


ausstrahlt. Y-SAX bringt auch schon mal 
ein Interview mit einem Repräsentanten 
der FDR. 


Die Verhandlungen 


Will man sich heute zusammenfassend 
ein Bild vom Einfluß der Linken in San 
Salvador machen, dann muß man zu- 
nächst von den beschriebenen objektiven 
Tatsachen ausgehen. 

Auch wenn wichtige Schritte für die 
Reaktivierung einer Massenbewegung 
eingeleitet worden sind, so hat dies bis 
jetzt bei weiten noch nicht ein Niveau er- 
reicht, daß es der Linken ermöglichen 
würde, über Massenaktionen entschei- 
dend in die nationale Politik einzugreifen. 


Ansätze für eine partikularinteressen- 
übergreifende Massenbewegung, die in 
den Medien und bei größeren Teilen der 
Bevölkerung Resonanz findet, bietet bis 
jetzt nur der Dialog zwischen Regierung 
und bewaffneter Opposition. Allerdings 
versucht auch Duarte, dieses Thema zu 
besetzen und damit seine Massenbasis 
zu vergrößern. 

Im Oktober letzten Jahres ist Duarte 
vor der Vollversammlung der Vereinten 
Nationen überraschend auf das seit Jah- 
ren vorliegende Angebot zu bedingungs- 
losen Verhandlungen der FDR/FMLN 
eingegangen. Seitdem haben zwischen 
den Verhandlungskommission der Regie- 
rung und der FDR/FMLN zwei Diskus- 
sionsrunden stattgefunden. In diesem Ka- 
pitel sollen vor dem Hintergrund der vor- 
ausgegangenen Ausführungen der Ver- 
handlungsprozeß und die Aussichten auf 
einen Kompromiß analysiert werden. 

Untersucht man die Motive, die Duar- 
te und die PDC zu der Verhandlungsof- 
ferte an die FDR/FMLN veranlaßt ha- 
ben, so wird man ihnen zugute halten 
müssen, daß sie sehr wahrscheinlich aus 
der Zeit 1980—1983 gelernt haben. Unter 
der ersten Präsidentschaft Duartes ist 
die extreme Rechte wieder stark und hof- 
fähig geworden. Am Ende dieser Amts- 
zeit waren nicht nur die „Jungen Offizie- 
re“ aus der Armee verdrängt, sondern die 
Christdemokratie stand auch in einer von 
der Arena beherrschten Verfassungsge- 
benden Versammlung mit dem Rücken 
zur Wand. 

Wenn Duarte deshalb im letzten Okto- 
ber der FDR/FMLN den Dialog angebo- 
ten hat, dann stehen hinter dieser Überle- 
gung strategische und nicht nur taktische 
Überlegungen: 

— Duarte und die PDC wissen, daß sie 
eine militärische Niederlage der FMLN 
politisch nicht überleben würden. In ei- 
nem solchen Fall verlöre Duarte seine 
Funktion als internationales Vorzeige- 
schild. Zudem verschöbe sich die innen- 
politische Machtbalance dann zwangs- 
läufig zugunsten der extremen Rechten. 
— Duartes machtpolitischer Ehrgeiz ver- 
bindet sich mit der Vision, aus EI Salva- 
dor ein Modell des Dritten Weges zwi- 
schen Kapitalismus und Sozialismus für 
Lateinamerika zu machen. Er weiß, daß 
der Krieg nicht kurzfristig gegen die Gue- 
rilla zu gewinnen ist, und daß eine Fort- 
führung des Krieges zudem die unermeß- 
lichen Schäden für die nationale Volks- 
wirtschaft in Höhen treibt, die seinen so- 
zialreformerischen Ambitionen für immer 
die materielle Basis entziehen können. 

— Das politische Kalkül Duartes und der 
PDC zielt von daher darauf, die FDR/ 
FMLN über Verhandlungen Schritt für 
Schritt in ein politisches Modell einzube- 
ziehen, das von der Christdemokratie 
kontrolliert wird. Wenn die FDR/FMLN in 
einem solchen Modell 20% der Parla- 
mentssitze hält, kann das in diesem Kal- 
kül als Gegengewicht zur extremen 
Rechten nur nützlich sein. 


blätter des iz3w, Nr. 126, Juni 1985 17 


Ein Soldat der FMLN erklärt Bewohnern in Morazanı, wie die Guerilla sich in der neuen Situation verhalten wird, die durch die Wahl Duartes 
geschaffen wurde 


— Nicht zuletzt erweisen sich die Ver- 
handlungen angesichts des weitverbreite- 
ten Wunsches nach Frieden als ein The- 
ma, mit dem die Christdemokraten ihren 
politischen Einfluß, ihre Massen- und 
Wählerbasis ausbauen können. 


Vor diesem Hintergrund ist davon aus- 
zugehen, daß der Verhandlungswille von 
Duarte ernst ist, und daß er eine von der 
Christdemokratie dominierte politische 
Lösung der militärischen Liquidierung der 
FMLN vorzieht. 


Eine solche Charakterisierung des po- 
litischen Kalküls Duartes und der PDC 
schließt ein, daß die revolutionäre Linke 
EI Salvadors so in die Defensive gedrängt 
werden muß, daß sie auf Jahre nicht zu 
einem dominierenden Machtfaktor wer- 
den kann. Deshalb hat Duarte auch ein 
so großes Interesse, das Beispiel Nicara- 
gua so zu unterminieren, daß es ein 
Funktion als Hoffnungsträger für die ver- 
armten Massen EI Salvadors verliert. 


Wie ist nun die reale Macht und damit 
der Verhandlungsspielraum von Duarte 
zu bewerten? In vielen Diskussionen wird 
immer wieder auf Duartes extreme Ab- 
hängigkeit von den USA und die Tatsa- 
che, daß er über keinerlei wirtschaftliche 
und militärische Macht verfügt, hingewie- 
sen, um zu begründen, daß er machtlos 


sei und deshalb nichts im Sinne seiner 
eigenen reformistischen Interessen be- 
wirken könne. In der Tat ist Duartes 
Macht sehr begrenzt. Eine realistische 
Analyse solite aber nicht die Elemente 
unberücksichtigt lassen, die seinen politi- 
schen Spielraum erweitern: 


— Da ist zum einen die Stützung durch 
die letzten Wahlergebnisse zu nennen. 
Das Wählervotum hat ein psychologisch- 
politisches Gewicht, das nicht unter- 
schätzt werden sollte. Eine Analyse, die 
nur auf militärische und wirtschaftliche 
Macht abhebt, wird schwerlich erklären 
können, warum Gandhi für Indien die Un- 
abhängigkeit von Großbritannien erkämp- 
fen konnte. 

— Die Unterstützung Duartes durch viele 
westeuropäische Regierungen und insbe- 
sondere auch durch die deutsche Christ- 
demokratie stellt in mancherlei Hinsicht 
ein Gegengewicht zu den Ambitionen und 
Interessen der Reagan-Administration 
dar. So ist es sicher kein Zufall, daß sich 
Duarte vor der Unterbreitung seines Ver- 
handiungsvorschlages der Unterstützung 
in Westeuropa versichert hat. 

— Innerhalb EI Salvadors wird der Dialog 
von maßgeblichen gesellschaftlichen 
Kräften, so der katholischen Kirche und 
praktisch dem gesamten Spektrum der 
Gewerkschaftsbewegung unterstützt. 


— Ausschlaggebend ist aber wohl die 
Tatsache, daß Duartes Beziehung zu den 
USA durchaus den Charakter einer ge- 
genseitigen Abhängigkeit hat, solange die 
FMLN eine starke Macht darstellt. Mit 
Einschränkung ist nämlich auch die Rea- 
gan-Administration auf Duarte angewie- 
sen. Sie kann ihre Counterinsurgency- 
Programme nur solange ungehindert wei- 
terverfolgen, wie sie gegenüber der eige- 
nen und der Weltöffentlichkeit das Bild ei- 
nes demokratischen, vom Christdemo- 
kraten Duarte geleiteten EI Salvadors 
vermitteln kann. Zudem dürfte es der US- 
Administration schwerfallen, den Mann, 
den sie über Jahre systematisch öffent- 
lich aufgebaut hat, nun wieder fallen zu 
lassen, um auf die extreme Rechte zu 
setzen. Das wäre nicht zuletzt verschie- 
denen westeuropäischen und lateiname- 
rikanischen Regierungen schwer zu ver- 
mitteln. 


Nun soll diese Aufzählung nicht die 
Macht Duartes größer erscheinen lassen, 
als sie ist, sie soll nur den Blick dafür 
schärfen, daß durchaus politische Kon- 
stellationen denkbar sind, in denen die 
US-Administration wenig Mittel in der 
Hand hat, eine ihr nicht genehme Politik 
Duartes wirkungsvoll zu unterbinden, oh- 
ne noch unangenehmere Alternativen zu 
provozieren. 
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Welches Interesse hat die 
FDR/FMLN an Verhandlungen? 


Die Strategie der Revolution über den be- 
waffneten Kampf scheint in EI Salvador 
am Ende ihrer Möglichkeiten angekom- 
men zu sein. Das ist in erster Linie dem 
massiven Eingreifen der USA geschuldet. 
Auch wenn dies zu verurteilen ist, so ist 
es doch eine Tatsache, die in strategi- 
schen und taktischen Überlegungen be- 
rücksichtigt werden muß. 

Gegenüber einer rein militärischen 
Strategie bedeutet der Dialog mit der Re- 
gierung — gestützt auf die unbestrittene 
militärische Kraft der FMLN — für die Op- 
position die einzige realistische Chance, 
politisch wieder im Bewußtsein der gro- 
ßen Mehrheit der Salvadoreaner präsent 
zu werden. Ein sich stabilisierender Dia- 
logprozeß dürfte zudem dazu beitragen, 
daß sich die politischen Spielräume für 
Gewerkschaften, Menschenrechtsgrup- 
pen, Basisgemeinden usw. in den Städ- 
ten erweitern. 

Wenn die FDR/FMLN mit politischen 
Mitteln aus der militärischen Sackgasse 
herauskommen will, dann muß sie ein In- 
teresse an der Aufrechterhaltung des 
Dialoges haben, was im übrigen man- 
chen Kompromiß notwendig machen 
könnte, auch wenn die Niederlegung der 
Waffen für sie nicht in Frage kommt. 

Dabei ist eine Verhandlungstrategie für 
die FDR/FMLN nicht ohne Risiko. Zum 
einen können taktisch notwendige Kom- 
promisse die gerade mühsam erreichte 
Einheit gefährden. Zum anderen aber — 
und das scheint für die FDR/FMLN in ih- 
rer Gesamtheit das größere Problem zu 
sein — könnte die im Verhandlungspro- 
zeß angelegte Dynamik überwiegend Du- 
arte zugute kommen. Aber selbst unter 
diesen Voraussetzungen scheint der 
Fortbestand einer relativ starken Linken 
gesichert, was bei einer rein militärischen 
Strategie auf die Dauer noch die Frage 
ist. 

Der bisherige Verhandlungsveriauf läßt 
sich wie folgt nachzeichnen: Während die 
erste Verhandlungsrunde allein durch ihr 
Zustandekommen und durch die Art ihres 
Verlaufes sowohl für Duarte als auch für 
die FDR/FMLN einen großen Erfolg dar- 
stellte und viele Hoffnungen weckte, wur- 
den letztere durch die zweite Verhand- 
Iungsrunde, die in Ayaguelo stattfand, 
gedämpft. 

Die extreme Rechte, die in La Palma 
eindeutig verloren hatte, begann nun, sy- 
stematisch gegen die Verhandlungen zu 
arbeiten. Nach dem Tod von Monterro- 
sa°, bekam Duarte vom Generalstab erst 
nach langen Diskussionen das Plazet für 
die zweite Verhandlungsrunde, dies ver- 
bunden mit der Auflage, daß die salvado- 
rianische Verfassung nicht in Frage ge- 
stellt werden dürfte und daß die Kriegs- 
führung der Armee nicht zur Verhandlung 
stünde. Da sich die FDR/FMLN mit Rück- 
sicht auf interne Diskussionen und auf 
bestimmte internationale Rückwirkungen 
dazu entschlossen hatte, in dieser zwei- 


Gespräch in La Palma. Hier die Vertreter des Widerstandes u. a. Guillermo Ungo, Fermän Cien- 
fuegos, Ruben Zamora, Edwardo Sancho Gadteneda, Lydia Dias. 


ten Runde nun ihren gesamten (Maxi- 
mal)Katalog vorzulegen, war die Distanz 
zwischen beiden Parteien so groß, daß 
die zweite Runde dem Scheitern nahe 
war. Nicht einmal ein Waffenstillstand 
über Weihnachten und Neujahr konnte 
vereinbart werden. 

Die nachträgliche einseitige Verkün- 
dung eines solchen Waffenstillstandes 
durch die FDR/FMLN und jetzt vor allem 
der Wahlsieg der Christdemokraten dürf- 
ten aber die Bedingungen dafür, daß bald 
eine dritte Verhandlungsrunde stattfindet, 
verbessert haben. 

Abschließend soliten die Verhand- 
lungspositionen beider Seiten und die 
Chancen für einen Kompromiß kurz 
dargestellt werden. Duarte bietet der 
FDR/FMLN auf der Basis einer allgemei- 
nen Amnestie die Reintegrierung ins poli- 
tische Leben an. Während er nicht bereit 
ist, die herrschende Verfassung in Frage 
zu stellen, ist er durchaus willens, im Vor- 
feld einer angestrebten Wahlteilnahme 
der Opposition, über Art und Umfang der 
Garantien für die FDR/FMLN sowie über 
eine „Humanisierung“ des Krieges zu dis- 
kutieren. 

Die FDR/FMLN hat demgegenüber ein 
Angebot unterbreitet, das in drei nachein- 
ander zu realisierenden Phasen unterteilt 
ist. 

Die Phase | beinhattet: 

— Die Einberufung eines nationalen Fo- 
rums, in das alle gesellschaftlichen Kräfte 
ihre Meinung bezüglich der anzustreben- 
den Dialoglösung einbringen sollen. 

— Verschiedene Übereinkommen bezüg- 
lich der Menschenrechte und politischer 
Freiheiten, die die Auflösung der Todes- 
schwadrone usw. beinhalten. 

— Die Verurteilung der Verantwortlichen 
für die größten Verbrechen der letzten 
Jahre. 

— Die Unterbindung von Entführungen 
und Verschwindenlassen von Personen. 
— Die Abschaffung des Ausnahmezu- 
standes und anderer die Verfassung ein- 


schränkender Dekrete. 

— Die Garantie gewerkschaftlicher und 
politischer Aktivitäten. 

— Übereinkommen über eine „Humani- 
sierung“ des Krieges (z. B. Einstellung 
der Bombardierungen). 

— Übereinkommen über die Beendigung 
der nordamerikanischen Präsenz in EI 
Salvador. 

— Übereinkunft über die Beendigung der 
gegenseitigen Aufrüstung. 

— Übereinkommen über die Einstellung 
der ökonomischen Sabotage. 

Phase Il würde demnach einen Waffen- 
stillstand und die gegenseitige Anerken- 
nung der jeweils kontrollierten Gebiete 
beinhalten. Und in Phase Ill wäre eine Re- 
gierung des nationalen Konsens zu bil- 
den, die tiefgreifende wirtschaftliche Re- 
formen in Angriff nimmt, die Armee auf 
Basis der beiden bestehenden Heere re- 
struktiert und dann allgemeine Wahlen 
organisiert. 

Zur Zeit erscheint es schwer vorstell- 
bar, daß sich Duarte auf eine Verhand- 
iung der Substanz der von der FDR/ 
FMLN vorgeschlagenen Phasen Il und Ill 
einläßt. Daneben aber gibt es zwischen 
dem Verhandlungsvorschlag Duartes und 
den von der Opposition für Phase | ge- 
nannten Forderungen viele Berührungs- 
punkte. 

Sollte es gelingen, in diesem Bereich 
Verhandlungsergebnisse zu erzielen, so 
würde dies schon für sich genommen die 
Kräfteverhältnisse in El Salvador und da- 
mit die Voraussetzungen, unter denen 
weiterverhandelt wird, verändern. Eine 
statische Gegenüberstellung der beiden 
Verhandlungspositionen, die die in dem 
Verhandlungsprozß liegende Dynamik 
nicht berücksichtigt, wird nicht die politi- 
schen Möglichkeiten erfassen können, 
die eine Verstetigung des Verhandlungs- 
prozesses bieten kann. 

Für die FDR/FMLN besteht allerdings 
die Gefahr, daß sie sich nach einem an- 
genommenen erfolgreichen Abschiuß der 


Phase | in einer Situation befindet, in der 
nationale und internationale Bündnispart- 
ner wenig Verständnis dafür aufbringen, 
daß sie dann nicht ohne weitere Vorbe- 
dingungen die Waffen niederlegt und sich 
ins politische Leben reintegriert. 


Schlußfolgerung 


Lange Zeit schien es ausgemacht, daß es 
in El Salvador nur die Alternative zwi- 
schen einer Diktatur der Oligarchie und 
einer sozialistischen Entwicklung gäbe. 

Heute scheint es auch vor dem Hinter- 
grund der kontinentalen Entwicklung in 
Südamerika nicht unmöglich, daß sich in 
El Salvador auf mittlere Sicht ein kapitali- 
stisches Entwicklungsmodell mit bürger- 
lich-demokratischen Herrschaftsformen 
durchsetzt. 

Lange Zeit ist — auch von den Verfas- 
sern dieses Artikels — eingeschätzt wor- 
den, daß die salvadorianische Christde- 
mokratie keine Chance hat, sich im Wi- 
derspruchsfeld zwischen der extremen 
Rechten auf der einen und der revolutio- 
nären Linken auf der anderen Seite zu 
behaupten. 

Angesichts der gegenwärtigen „Per- 
spektivenlosigkeit“ des bewaffneten 
Kampfes stellt sich für die Linke EI Salva- 
dors die vorrangige Aufgabe, politisch in 
den Städten Fuß zu fassen. Dies ist aller- 
dings nicht so sehr eine Frage des sub- 
jektiven Willens, sondern einer klugen 
Politik, die es versteht, den politischen 
Spielraum schrittweise zu erweitern und 
die Themen der öffentlichen Diskussion 
mitzubestimmen. Dies scheint zur Zeit 
nur über eine Verhandlungsstrategie 
möglich. Dabei wird bloßes Taktieren 
schnell in einer Sackgasse enden. Nur, 
wenn die Linke real die Möglichkeit einer 
politischen Lösung vermitteln und anbie- 
ten kann, kann der Verhandlungsprozeß 
eine Dynamik entfalten, die die gegen- 
wärtigen Kräfteverhältnisse nachhaltig er- 
schüttert und der Linken wieder eine stär- 
kere politische Position verschafft. 

Die veränderte Situation in El Salvador 
erfordert auch ein Überdenken und eine 
Neufestsetzung von Prioritäten für die 
Solidaritätsarbeit hier in der Bundesrepu- 
blik. Einige Überlegungen sollen kurz an- 
gedeutet werden: 

— Ein kurz- oder mittelfristiger Durch- 
bruch der Linken ist in EI Salvador zur 
Zeit nicht absehbar. Die Basis einer brei- 
ten, spontanen Solidaritätsarbeit, die ihre 
Kraft ja vorwiegend aus der Erwartung 
des baldigen Sieges schöpft, ist damit in 
der nahen Zukunft nicht gegeben. Daran 
werden auch viele moralische Appelle 
nichts ändern. 

— Für das Gewicht, das die Linke mittel- 
und langfristig in El Salvador haben wird, 
ist es entscheidend, inwieweit es ihr heu- 
te gelingt, der legalen und halblegalen 
Arbeit in den Städten neue Impulse zu 
verleihen. A 

— Aus beiden vorgenannten Überlegun- 
gen ergibt sich, daß die Solida- 
ritätsbewegung Möglichkeiten finden 


muß, den Neuaufbau sozialer Bewegun- 
gen in San Salvador auf einer langfristi- 
gen Basis kontinuierlich zu unterstützen. 
Deshalb sollte in der Bundesrepublik ver- 
stärkt Gewicht darauf gelegt werden, 
Gruppen und Organisationen, die den 
Schwerpunkt ihrer Aktivitäten in einer 
Veränderung der Verhältnisse der Bun- 
desrepublik sehen, dafür zu interessie- 
ren, einen begrenzten Teil ihrer Kraft in 
eine langfristig angelegte Unterstützung 
von demokratischen Organisationen und 
Strukturen in El Salvador zu setzen. Als 
Ansprechpartner in der Bundesrepublik 
bieten sich Gruppen in Gemeinden, Ge- 
werkschaftsgruppen, Universitäten, Frie- 
densgruppen, Jugendorganisationen 
usw. an. 

Daneben sollte man sich unter Nichtre- 

gierungsorganisationen verstärkt darüber 
Gedanken machen, wie Projekte entwik- 
kelt werden können, die den Wiederauf- 
bau legaler Arbeit in den Armenvierteln 
San Salvadors begleiten. 
— Die Regierung Duarte befindet sich in 
dem Widerspruch, zum einen gegenüber 
dem Ausland und auch einem Teil ihrer 
Wähler, eine demokratische Öffnung 
nachzuweisen, zum anderen aber dem 
Militär genügend Spielraum für eine „effi- 
ziente“ Bekämpfung der Subversion zu 
lassen. Das führt dann im konkreten Ein- 
zelfall, wie dem der Bombardierungen 
von der Guerilla kontrollierten Zonen, zu 
vielerlei Wendungen und Schwankungen. 
So werden diese Bombardierungen ein- 
mal geleugnet, dann wieder ihre Notwen- 
digkeit begründet. Oder es werden Unter- 
suchungen angeordent, die ohne Ergeb- 
nis bleiben. 

Diese Widersprüche gilt es durch eine 
gezielte Solidaritätsarbeit in dem Sinne 
auszunützen, daß auf Duarte immer wie- 
der Druck ausgeübt wird, der die Einhal- 
tung der von der Christdemokratie abge- 
gebenen Wahlversprechen einfordert. 


Heidi Feldt 
Roger Peltzer 


Anmerkungen: 

1 Wenn vor diesem Hintergrund auf das vietnamesi- 
sche Beispiel mit der Schlußfolgerung verwiesen 
wird, daß es für die FDR/FMLN nur darauf ankom- 
me, so lange aus- und standzuhalten, bis sich für sie 
eine diplomatisch und politisch günstige Konstella- 
tion ergäbe, dann werden zwei wichtige Faktoren 
übersehen, die den Unterschied zwischen dem heu- 
tigen EI Salvador und dem Vietnam der sechziger 
Jahre ausmachen: 

Zum einen verfügt die FMLN im Gegensatz zur viet- 
namesischen FNL nicht über ein angrenzendes stra- 
tegisches Hinterland, was sich mittel- und langfristig 
noch als entscheidender Nachteil herausstellen 
könnte, und zum anderen ist es den USA bisher ge- 
lungen, die Situation ohne die Entsendung eigener 
Truppen unter Kontrolle zu halten. Aber nur tote US- 
Staatsbürger könnte auf mittlere Sicht in den USA 
die Gegenkräfte mobilisieren, die das Ende des Viet- 
namkrieges entscheidend mitbewirkt haben, — so 
zynisch dies auch klingen mag. 

2 Zu ihnen gehören Verteidigungsminister Vides 
Casanova und Lopez Nuila. Beide haben sich trotz 
ihrer terroristischen Vergangenheit in den letzten 
Jahren durch Teilnahme an den Verhandlungen mit 
der Guerilla, bzw. Mitarbeit in der offiziellen Men- 
schenrechtskommission, Interviewäußerungen etc. 
so exponiert, daß ihre weitere Karriere mit dem politi- 
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schen Schicksal von Duarte verbunden ist. 

3 Die Agrarreform war in 3 Phasen konzipiert: Wäh- 
rend in Phase I ca. 300 große Landgüter (über 500 
ha) in Genossenschaften umgewandelt wurden, wur- 
den in Phase Il zehntausenden von Pächtern Eigen- 
tumstitel an ihrem Pachtland übergeben. Die Phase 
li, die die Enteignung der Landgüter zwischen 150 
und 500 ha vorsah, ist von Duarte bisher immer wei- 
ter hinausgeschoben worden. Während Phase I vor 
allem wunproduktive Großbetriebe mit extensiver 
Viehwirtschaft betraf, handelt es sich in Phase Ill um 
Mini-Pachtzellen auf marginalen Böden, die mit oder 
ohne Eigentumstitel bei weitem nicht genug herge- 
ben, um eine Familie zu ernähren. Nur die bis jetzt 
nicht verwirklichte Phase Il träfe den Kern oligarchi- 
scher Macht, die hochproduktiven Kaffeeplantagen, 
die aus organisatorischen Gründen meist nicht grö- 
Ber sind als 200 bis 300 ha. Mangels Unterstützung 
durch den Staat (keine Kredite, keine technische Hil- 
fe etc.) und angesichts der Tatsache, daß Entschädi- 
gungen an die ehemaligen Eigentümer gezahlt wer- 
den müssen, schiebt der Großteil der in Phase I ge- 
bildeten Kooperativen einen immer größer werden- 
den Schuldenberg vor sich her. Nicht wenige der 
Kooperativenmitglieder wünschen sich deshalb die 
Rückkehr der alten Eigentümer. 

4 CLAT ist die Zentrale der christlich orientierten Ge- 
werkschaften Lateinamerikas, die meistens mehr 
oder weniger stark mit den christdemokratischen 
Parteien des Kontinents kooperieren. 

AFL/CIO ist der Dachverband der US-amerikani- 
schen Gewerkschaften. 

5 Oberst Monterrosa war bis zu seinem Tode mili- 
tärischer Verantwortlicher des salvadorianischen 
Heeres für den gesamten Osten des Landes. Er galt 
als der Militärbefehlshaber, der am effizientesten die 
Ratschläge der US-amerikanischen Berater umsetz- 
te und gleichzeitig über erhebliches politisches Fin- 
gerspitzengefühl verfügte. Ende letzten Jahres wur- 
de Oberst Monterrosa Opfer eines Sabotageaktes, 
für den sich die Guerilla verantwortlich erklärte. 


In Kürze erscheint in der Edition Nahua 
(Postfach 101320, 5600 Wuppertal 1) eine 
ausführliche Version des vorliegenden Arti- 
kels sowie ein Beitrag zur Situation in den 
von der Guerilla kontrollierten Gebieten. Die 
Broschüre wird den Titel haben „Krieg und 
Dialog in El Salvador“. 
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Themenschwerpunkt: Südliches Afrika 


Der Apartheidstaat 1985 


Wirtschaftskrise, „Reformen“, Bürgerkrieg 


Schwerste Wirtschaftskrise seit 
den 30er Jahren 


Südafrika befindet sich in der schwersten 
Wirtschaftskrise seit den 30er Jahren, 
stellte der britische „Economist“ schon im 
Juli letzten Jahres fest. Seit 1981 befin- 
det sich Südafrika schon in dieser Rezes- 
sion und es gibt keine Anzeichen, daß 
das wirtschaftliche Tief bald überwunden 
werden könnte. Deutlich wird dies beson- 
ders bei der Lage auf dem Arbeitsmarkt. 
Nach Angaben des Bureau of Economic 
Research der Universität Stellenbosch 
sind z. Zt. etwa 3 Millionen Schwarze ar- 
beitslos (die „selbständigen homelands“ 
nicht mit eingerechnet), das ist nahezu 
die Hälfte der ökonomisch aktiven 
schwarzen Bevölkerung. Allein 1984 ha- 
ben 130.000 schwarze Arbeiter ihren Job 
verloren, verschärft wird das Problem der 
Arbeitslosigkeit zusätzlich dadurch, daß 
jedes Jahr etwa 200.000 junge Schwarze 
auf den Arbeitsmarkt drängen. 

Eines der am stärksten betroffenen 
Gebiete ist das Ostkap, dort hat sich von 
Januar bis Februar dieses Jahres die 
Zahl der registrierten Arbeitsiosen um 
66% erhöht. im Ostkap liegt das Zentrum 
der Automobilindustrie, die von der Re- 
zession am stärksten betroffen ist. VW 
produziert in Uitenhage bei Port Eliza- 
beth, Daimler Benz (ca. 3000 Beschäftig- 
te) und Ford in East London, Toyota in 
Durban, (BMW in dem Gebiet zwischen 
Pretoria und Bophuthatswana). Wegen 
des massiven Absatzrückganges arbeiten 
die Produktions- und Zulieferbetriebe 
zum Teil schon seit Monaten nur noch an 
vier Tagen in der Woche oder sie haben 
ihre Produktion sogar vorübergehend ein- 
gestellt. Nach Angaben des Unterneh- 
merverbandes gingen bisher 30.000 Ar- 
beitsplätze verloren. Jede Entlassung im 
Produktionsbereich zieht jedoch weitere 
vier Entlassungen bei den Zuliefererbe- 
trieben nach sich, sodaß das Ausmaß der 
Arbeitslosigkeit um ein wesentliches hö- 
her ist. Die Automobilarbeiter gehörten 
bisher immer zu den bestbezahltesten 
schwarzen Arbeitern. An ihren Lohnfor- 
derungen und an den von ihnen erzielten 
Verbesserungen der Sozialleistungen ha- 
ben sich die anderen Industriebetriebe 
gewöhnlich orientiert. Noch im April die- 
ses Jahres unterstrich die „National Auto- 
mobite and Allied Workers Union“ (NAA- 
WU) mit einem Warnstreik ihre Forderun- 
gen nach einem Mindeststundenlohn von 
3,5 R, einer 40 Stundenwoche, einer 


Lohnfortzahlung für einen Monat bei einer 
Entlassung sowie ihre Forderungen nach 
einem Mutterschaftsurlaub. Ein Teil der 
Arbeitslosigkeit ist auch auf die Militanz 
der Gewerkschaften zurückzuführen, 
BMW plant derzeit die Verlegung der Pro- 
duktion in das streiksichere „homeland“ 
Bophuthatswana. 

Obwohl die Nachfrage nach Gütern 
real gesunken ist — im Einzelhandel um 
6,8% während des ersten Vierteljahres 
— sind die Preissteigerungen nicht zu- 
rückgegangen. Inzwischen hat die Infla- 
tionsrate 16% erreicht. Besonders be- 
troffen von dieser Entwicklung ist die 
schwarze Mehrheit des Landes, deren 
Lebensstandard in den vergangenen 
Jahren massiv gefallen ist. Von den ca. 2 
Millionen Menschen, die in Soweto woh- 
nen, leben 58% unter der Armutsgrenze. 
Das Existenzminimum lag im Mai bei et- 
wa 400 Rand monatlich für eine Familie 
mit fünf Personen. Der Durchschnittsver- 
dienst bewegt sich bei 300 Rand, davon 
müssen allein schon 100 R aufgebracht 
werden für Wasser, Strom sowie für die 
Miete der staatseigenen 4-Raum-Häuser 
(match-boxes genannt). Wie prekär für 
viele Schwarze schon die Situation ge- 
worden ist, zeigt sich daran, daß Mieter- 
höhungen im letzten Jahr zu anhaltenden 
Unruhen geführt haben. Mehr als 680.000 
Menschen müssen derzeit von der „Ope- 
ration Hunger“ des Südafrikanischen In- 
stitutes für Rassenbeziehungen mit Le- 
bensmitteln versorgt werden. Hauptsäch- 
lich im ländlichen Bereich, aber zuneh- 
mend auch in städtischen Zentren. 

Die rückläufige Gesamtnachfrage, so- 
wohl die private als auch die staatliche 
Nachfrage ist gesunken, hat dazu ge- 
führt, daß in vielen Industriebetrieben die 
Kapazitäten nicht mehr ausgelastet wer- 
den können. Im Textilsektor ging das Pro- 
duktionsvolumen um 17% zurück, im Au- 
tomobilsektor um 30% und in der Möbe- 
lindustrie um 27% (1984). Einen stark 
negativen Effekt hatte die Erhöhung des 
Zinssatzes auf die Industrie. Der Zins- 
satz, den die Banken ihren Großkunden 
einräumen (prime rate), wurde im Herbst 
84 von 22% auf 25% angehoben. Vor al- 
lem die kleineren Unternehmen, die z. T. 
ohnehin schon wenig produktiv arbeiten 
und eine dünne Eigenkapitalsdecke ha- 
ben, sind davon betroffen. Allein im letz- 
ten Jahr mußten 2.800 Unternehmen 


‘Konkurs anmelden, weitere 4.600 Kon- 


kurse werden in diesem Jahr erwartet. 
Die Folge der wirtschaftlichen Rezession 


ist die zunehmende Monopolisierung der 
südafrikanischen Wirtschaft. Von den an 
der Börse notierten Unternehmen werden 
schon heute mehr als 80% von 5 Kon- 
zernen und 3 Versicherungsgesellschaf- 
ten kontrolliert. 

Besonders betroffen von den hohen 
Zinsen ist die Landwirtschaft, die unter ei- 
ner seit Jahren anhaltenden Dürre zu lei- 
den hat. Die Farmer haben während der 
Dürre etwa 9 Mrd. Schulden angehäuft. 
Sie werden allein in diesem Jahr 1,8 Mrd. 
R Zinsen zahlen müssen, was ungefähr 
einem Drittel des Beitrages der Landwirt- 
schaft zur BIP entspricht. Die drückenden 
Schuldenberge zwingen viele Farmer 
zum Verkauf. Allein in Natal haben kapi- 
talkräftige Gesellschaften schon über die 
Hälfte aller Farmen aufgekauft. 

Etwa 25% des Bruttoinlandproduktes 
werden exportiert, was eine starkte Ab- 
hängigkeit Südafrikas von den Entwick- 
lungen des Weltmarktes anzeigt. 

Auffällig ist, daß die exportierten Güter 
eine Struktur aufweisen, die für Entwick- 
lungsländer typisch ist. Ungefähr 80% al- 
ler Exporte bestehen aus mineralischen 
Rohstoffen oder landwirtschaftlichen Pro- 
dukten. Langfristig gesehen werden die 
meisten dieser Produkte auf eine geringer 
werdende Nachfrage stoßen. Schon heu- 
te hat die Entwicklung an den internatio- 
nalen Märkten zu einer Verschlechterung 
der südafrikanischen „Terms of Trade“ 
geführt. 

Entscheidender Unterschied zu ande- 
ren Entwicklungsländern ist jedoch, daß 
Südafrika Gold exportiert. Ca. 50% der 
Deviseneinnahmen erzielt Südafrika 
durch den Verkauf von Gold, dessen Pro- 
duktion jedoch nur noch mit relativ hohen 
Kosten auf dem bisherigen Niveau gehal- 
ten werden kann. Weniger bedeutsam als 
häufig gedacht, ist jedoch der gesunkene 
Goldpreis in US-Dollar. Zwar erhält Süd- 
afrika pro Unze Feingold weniger Dollars, 
da der Dollar jedoch gegenüber dem 
Rand und auch gegenüber anderen 
Währungen stark aufgewertet wurde, 
gleicht sich der Preisverfall wieder aus. 
Problematisch — zumindest für einen Teil 
der Industrie ist der Verfall des Wechsel- 
kurses der südafrikanischen Währung. 
Zwischen September 83 und Ende 84 
verlor der Rand 36% seines Wertes ge- 
genüber anderen Währungen (32% wenn 
man aus der Berechnung den Dollar aus- 
nimmt). 

Die Abwertung des Rand begünstigt 
zwar die Exporte der eigenen Industrie — 


der Exportwert stieg daher auch 84 um 
28%, gleichzeitig aber erhöhen sich die 
Preise der importierten Güter. Für eine 
Wirtschaft, die wie die südafrikanische, 
stark abhängig ist von importierten Gü- 
tern, die nicht ohne weiteres substituiert 
werden können, hat das automatisch Ko- 
stensteigerungen zur Folge, die, wenn es 
der Markt zuläßt, auf den Nachfrager ab- 
gewälzt werden. Ein Teil der hohen Infla- 
tionsrate Südafrikas ist so zu erklären. 
Ausgewirkt hat sich die Abwertung des 
Rand vor allem auf die Ölimporte, mit de- 
nen ein großer Teil des südafrikanischen 
Brennstoffbedarfes gedeckt werden müs- 
sen. Die Preise für Treibstoffe mußten 
Anfang des Jahres um 40% erhöht wer- 
den, was die Inflation weiter angeheizt 
hat. 

Die Bemühungen Südafrikas, den 
Brennstoffbedarf aus eigenen Quellen 
abzudecken, erklärt auch, wenigstens 
zum Teil, die Weigerung Namibia freizu- 
geben. Denn an der Grenze zwischen 
Namibia und Südafrika, etwa 120 km vor 
der Oranje-Mündung liegt das giganti- 
sche Naturgasfeld Kudu. Schätzungen 
zufolge könnten mit den Vorkommen des 
Kudu-Feldes etwa 30—60% des Brenn- 
stoffbedarfes gedeckt werden. Auch der 
mit Mosambik abgeschlossene Nkomati- 
Vertrag könnte mit dem Energieproblem 
Südafrikas zusammenhängen. Denn vor 
der Sambesi-Mündung bei Beira wird er- 
folgversprechend nach Öl gesucht. 

Auch in anderen Bereichen der süd- 
afrikanischen Wirtschaft hat sich die Ab- 
wertung des Rand negativ ausgewirkt. So 
muß die Textilindustrie für Baumwolle, die 
zwar im eigenen Land produziert wird, 
deren Preis sich jedoch an den Dollar- 
Weltmarktpreisen orientiert, Preise be- 
zahlen, die um 29% gestiegen sind. 


Boykottkampagnen gegen 
Südafrika 


Die Kampagnen im Ausland, die darauf 
abzielen, Investitionen in Südafrika zu 
verhindern und Industrieunternehmen 
zum Abzug ihres Kapitals aus Südafrika 
zu bewegen, beginnen sich auf die Wirt- 
schaft Südafrikas auszuwirken. Erfolgreich 
scheint — vor allem in den USA — auch 
der Versuch zu sein, Banken zu einem 
Rückzug aus ihrem Südafrika-Geschäft 
zu zwingen. Die Bank of America, die 
Chase Manhatten Bank und erst kürzlich 
die Citibank haben erklärt, daß sie künftig 
keine Kredite mehr an staatliche oder 
halbstaatliche Institutionen vergeben wer- 
den. Das bedeutet jedoch keineswegs 
den vollständigen Rückzug aus Südafri- 
ka. Die Citibank wird nach eigenem Be- 
kenntnis nicht einmal ihre Bankgeschäfte 
reduzieren, da sie ihre Geschäfte im pri- 
vaten Sektor ausweiten wird. 

Inzwischen haben bereits 5 Bundes- 
staaten sowie 14 Städte beschlossen, 
keine Anleihen und Aktien solcher Unter- 
nehmen zu halten, die mit Südafrika Ge- 
schäfte machen. In 10 weiteren Bundes- 
staaten und in vielen Städten werden 
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ähnliche Schritte überlegt bzw. vorberei- 
tet. 

Die Vereinigten Staaten sind nicht nur 
größter Handelspartner Südafrikas, auch 
rund ein viertel der direkten und indirek- 
ten ausländischen Investitionen kommen 
von US-amerikanischen Unternehmen. 
Allerdings ist die Gesamtsumme der In- 
vestitionen seit 1981 von 2,6 Mrd. Dollar 
auf heute 2,3 Mrd. zurückgegangen. 30 
Unternehmen haben in dieser Zeit Süd- 
afrika verlassen (unter anderem Coca 
Cola), während nur noch 11 hinzukamen. 
Insgesamt sind allerdings noch immer 
mehr als 280 US-Firmen in Südafrika tä- 
tig. 

Obwohl das verringerte Engagement 
wahrscheinlich in erster Linie auf die an- 
haltende Rezession zurückzuführen ist, 
dürften auch die anhaltenden politischen 
Probleme des Apartheid-Regimes eine 
Rolle gespielt haben bei diesen Entschei- 
dungen. 

Das amerikanische Repräsentanten- 
haus hat kürzlich ein Gesetz gebilligt, das 
künftig verbietet: 

— daß an die südafrikanische Regierung 
Kredite vergeben werden, 

— daß in Südafrika investiert wird, 

— das amerikanische Computer sowie 
Nukleartechnologien geliefert werden 
und außerdem, 

— daß in den USA Krügerrand verkauft 
werden. 

Es ist allerdings nicht zu erwarten, daß 
dieses Gesetz, zumindest nicht in dieser 
Fassung, rechtswirksam werden wird. 
Reagan wird wahrscheinlich sein Veto 
einlegen, das nur mit einer Zwei-Drittel- 
Mehrheit des Kongresses zurückgewie- 
sen werden kann. Dennoch dürfte dieses 


Gesetz nicht ohne Rückwirkung auf Süd- 
afrika bleiben. Hatte doch schon die An- 
kündigung der Citibank, sie wolle sich 
aus dem Geschäft mit der südafrikani- 
schen Regierung zurückziehen, einen tie- 
fen Schock in der südafrikanischen Indu- 
strie ausgelöst. 

Ähnliche Maßnahmen sind schon be- 
schlossen oder geplant in Schweden, 
Norwegen, Dänemark und Frankreich. 
Lediglich in der Bundesrepublik kommt 
die Boykottkampagne nicht vorwärts. Es 
ist kein Zufall, daß gerade bundesdeut- 
sche, aber auch schweizerische Banken 
dafür sorgen, daß Südafrika weiterhin die 
dringend benötigten Kredite erhält. Erst 
kürzlich plazierte die „South African Elec- 
tricity Supply Commission“ (ESCOM), mit 
Hilfe der „Bayerischen Hypotheken und 
Wechselbank“ eine 50 Millionen Rand 
Anleihe auf dem europäischen Markt. 


Die Wirtschaftspolitik der 
südafrikanischen Regierung 


Die nun schon seit vielen Jahren anhal- 
tende Wirtschaftskrise hat den politischen 
Handlungsspielraum der südafrikani- 
schen Regierung erheblich eingeengt. 
Aufgrund wachsender Ausgaben ist sie 
gezwungen, den Staatshaushalt mit einer 
erhöhten Kreditaufnahme und erhöhten 
Steuern zu finanzieren. Ende 1983 betrug 
die Staatsverschuldung 30,6 Mrd. Rand. 
Finanziert wurden sie durch Zwangsan- 
leihen im Inland, aber auch durch Anlei- 
hen im Ausland. Die Gesamtauslandsver- 
schuldung des Staates und der staatli- 
chen Unternehmen stieg von 6 Mrd. Dol- 
lar 1981 auf 13 Mrd. Dollar 1984. Um die 


22 blätter des iz3w, Nr. 126, Juni 1985 


wachsende Staatsverschuldung einzu- 
schränken sah schon der Haushalt 84 ei- 
. ne Kürzung der Staatsausgaben um real 
2% vor, auch der Haushalt für das Jahr 
85/86 sieht wieder eine Kürzung der Aus- 
gaben in Höhe von 3% vor. Tatsächlich 
hat die Regierung in diesem Jahr schon 
die Zulagen der öffentlichen Bediensteten 
um 5% gesenkt. Die Pläne, die Gehälter 
im Staatssektor den Löhnen im privaten 
Sektor anzugleichen sowie die Zahl der 
Beamten zu reduzieren, wurden jedoch 
stillschweigend begraben. Da mehr als 
ein Drittel der berufstätigen Weißen im Öf- 
fentlichen Sektor beschäftigt sind, schien 
der Regierung das mit einem Stellenabbau 
verknüpfte politische Risiko zu hoch. In- 
wieweit sich die Sparpläne der Regierung 
realisieren lassen ist ohnehin fraglich. Im 
letzten Haushaltsjahr überstiegen die 
Ausgaben die Budgetansätze um real 
5%. Die höheren Ausgabe hingen vor al- 
lem mit den zusätzlichen Ausgaben zu- 
sammen, die für die dürregeschädigte 
Landwirtschaft aufgebracht werden muß- 
ten. Aber auch mit der Notwendigkeit, das 
Apartheidsystem zu erhalten und abzusi- 
chern. Bei den Ausgaben für das Militär 
und für die „Totale Strategie“ lassen sich 
kaum Einsparungen vornehmen, da sie 
systemnotwendig sind. 

Die Regierung hat aber nicht nur ver- 
sucht, mittels eines Austeritätsprogram- 
mes die Ausgaben zu reduzieren, son- 
dern gleichzeitig auch ihre Einnahmesi- 
tuation zu verbessern. Seit Juni letzten 
Jahres wurden die Allgemeinen Ver- 
kaufssteuern (vergleichbar einer Umsatz- 
steuer) von 7% auf 12% angehoben. 
Dies trifft vor allem die untere Einkom- 
mensschicht, die ihr gesamtes Einkom- 
men für Konsumgüter aufwenden müs- 
sen. Darüberhinaus hat die Regierung 
aber auch die Steuern für einige Unter- 
nehmen erhöht (Banken, Minen). Es ist 
offensichtlich, daß diese Maßnahme ie- 
digich an den Symptomen der Wirt- 
schaftskrise kurieren. Obwohl die gegen- 
wärtige Krise auch konjunkturelle Gründe 
hat, sind letztlich strukturelle Ursachen, 
die vor allem in der Apartheidpolitik be- 
gründet liegen, ausschlaggebend. Der 
Ausschluß der schwarzen Mehrheit von 
der politischen und wirtschaftlichen 
Macht hat der südafrikanischen Wirt- 
schaft zwar in den Jahren nach dem 2. 
Weltkrieg günstige Voraussetzungen für 
ein schnelles Wachstum geboten. Doch 
nun zeigt sich immer deutlicher, daß dieser 
ursprüngliche Vorteil umschlägt und die 
Akkumulation des Kapitals behindert. 

Die krass ungleiche Einkommensver- 
teilung hatte zur Folge, daß sich der Bin- 
nenmarkt hauptsächlich auf die weiße 
Minderheit beschränkte. Dadurch wurde 
letztlich eine breite Industrialisierung ver- 
hindert; in wesentlichen Bereichen der In- 
dustrie ist Südafrika noch immer auf den 
Import moderner Technologien angewie- 
sen. Die geringe Produktivität der südafri- 
kanischen Wirtschaft hängt ebenfalls mit 
der Apartheidpolitik zusammen: Sie ver- 
hindert, daß der Wirtschaft qualifizierte 


Arbeitskräfte in ausreichender Zahl zur 
Verfügung gestellt werden. Nachteilig für 
die Wirtschaft wirken sich nun auch die 
zahlreichen Gesetze aus, die die Mobilität 
der Schwarzen einschränken. Für die 
Wirtschaftsverbände Südafrikas ist die 
Beseitigung dieser Gesetze eine wichtige 
Voraussetzung, um die Lohnkosten in der 
Industrie zu senken. 

Die politischen Reformen, die Botha 
initiert hat bzw. noch anstrebt, sind in die- 
sem Zusammenhang zu sehen. Sie stel- 
len einen Versuch dar, die steigenden 
Kosten, die die Aufrechterhaltung des 
Apartheidsystems erforderlich machen, zu 
reduzieren, ohne dabei wesentliche Teile 
der politischen und wirtschaftlichen 
Macht aufzugeben. 


„Reformen“ der Apartheid? 


Der seit 1984 als Staatschef mit diktatori- 
scher Macht herrschende P. W. Botha 
forderte bald nach seinem Amtsantritt als 
Ministerpräsident (1978) Südafrikas Wei- 
ße auf, sich den Erfordernissen der Zeit 
„anzupassen oder zu sterben“. Er entwik- 
keite die „Totale Strategie“ zur Abwehr 
des „Totalen Ansturms“ der in den Befrei- 
ungsbewegungen und den sozialistischen 
Nachbarstaaten angeblich wirksamen 
kommunistischen Kräfte. Schon als Ver- 
teidigungsminister war er vom damaligen 
Ministerpräsident Vorster mit den Vorar- 
beiten für die neue südafrikanische Ver- 
fassung betraut worden. 1983 stimmten 
dann 1,3 Mio. Weiße der Verfassungvor- 
lage Bothas zu (0,7 Mio. stimmte mit 
nein, 0,3 Mio. enthielten sich); „Nicht- 
Weiße“ wurden erst gar nicht gefragt. 

Bevor die Verfassung in Kraft trat, wur- 
den „Farbige“ und Inder dazu aufgerufen, 
eigene Abgeordnete in getrennte Parla- 
mentskammern zu wählen. 82% der 
Wahlberechtigten boykottierten die Wah- 
len. Die dennoch gebildeten Parlaments- 
kammern (45 Inder, 85 „Farbige“ und 178 
Weiße, wovon Zweidrittel der Abgeordne- 
ten der Nationalen Partei angehören) de- 
battieren und stimmen getrennt ab. 

Die beiden Parlamentskammern be- 
schäftigen sich derzeit mit den von Botha 
seit langem angekündigten „Reformen“. 
Dazu gehört beispielsweise das 1927 von 
der Unions-Regierung verhängte Verbot 
außerehelichen Geschlechtsverkehrs 
zwischen Weißen und Schwarzen. Dieses 
Verbot, das 1950 auf alle „Nicht-Weißen“ 
einschließlich des Ehe-Verbots ausge- 
weitet wurde, soll nun gelockert werden. 
Vermutlich werden Ehen von Weißen mit 
„rarbigen“ und Indern zugelassen; der 
Wohnsitz dieser Ehepaare wird in kleine 
Großstadtbezirke verlegt; Ehen mit 
Schwarzen dürften in die Homelands ver- 
wiesen werden. 

Weiße Großstädte können ab sofort 
kleine gemischtrassige Gewerbebezirke 
beantragen. Gemischtrassige Regional- 
räte (Regional Services Councils, RSC), 
die sich aus Vertretern der weißen, „farbi- 
gen“, indischen und schwarzen Wohnorte 
zusammensetzen, erhalten eigene Steu- 


erzuweisungen, die sich aus den jeweili- 
gen Einkommen der getrennten Lokalver- 
waltungen ergeben. Entsprechend der 
niedrigeren Einkommen in den schwar- 
zen, indischen und „farbigen“ Wohnorten 
verfügen die Lokalverwaltungen dann 
auch über einen geringeren Etat. 

Nach dieser Bothaschen „Kommunal- 
reform“ werden die RSC zuständig sein 
für die Wasser- und Stromversorgung, 
Müllabfuhr, Verkehr, Umwelterhaltung, 
öffentliche Büchereien usw. Keine der 
Lokalverwaltungen darf mehr als 50% 
der Stimmen kontrollieren, um zu vermei- 
den, daß in Städten mit einem überpro- 
portional hohen schwarzen Bevölke- 
rungsantel die Regionalräte von 
Schwarzen, „Farbigen“ oder Indern domi- 
niert werden. Die Weißen haben sich die 
Mehrheit in jedem Fall gesichert. Diese 
Art der Einbindung der „farbigen“ und der 
indischen Bevölkerung sowie der schwar- 
zen Kollaborateure in politischen Ent- 
scheidungen auf kommunaler Ebene 
dient wohl eher dazu, die Widerstands- 
front anstatt die Apartheid aufzulösen. 

Die bisherigen weißen Provinzräte lö- 
sen sich ab dem 1.6. 1986 auf. Die Parla- 
mente der traditionellen weißen Provin- 
zen (Kap-Provinz, Oranje-Freistaat, 
Transvaal und Natal) verlieren offenbar 
an Bedeutung. Die südafrikanische Re- 
gierung scheint den von der Buthelezi- 
Kommission ausgearbeiteten Plan umset- 
zen zu wollen: das Homeland KwaZulu 
und die durch ihre britische Vorgeschich- 
te liberalere Provinz Natal werden dem 
Pian zufolge mit Hilfe gemischtrassiger 
Gremien enger miteinander verbunden. 
Möglicherweise sollen die südafrikani- 
schen Provinzen durch die von Botha 
schon Mitte November '81 angekündigte 
Einteilung Südafrikas in acht Wirtschafts- 
regionen ersetzt werden und durch vom 
Staatspräsidenten eingesetzte Exekutiv- 
komitees kontrolliert werden. Das Gebiet 
Natal/KwaZulu wäre dann eine der acht 
Wirtschaftsregionen. 

Das hoffnungslos in 40 Territorien zer- 
stückelte KwaZulu, seine Verflechtung 
mit weißen Farmgebieten und seine Nähe 
zu den Häfen Durban und Richards Bay 
sowie der hohe Prozentsatz an Indern 
bieten offensichtlich die Voraussetzung 
für die gewisse Einbindung KwaZulus. In- 
zwischen beklagt sich Buthelezi aller- 
dings darüber, daß Botha nicht wirklich 
mit ihm verhandele und sich der von ihm 
und anderen geforderten „Absichtserklä- 
rung zur Teilung der Macht“ verweigere. 
Warum sich Botha der Verbindung Natal/ 
KwaZulu entgegenstellt, könnte am von 
Buthelezi geäußerten Vorschlag liegen, 
bei Wahlen für eine künftige Regierung 
nach dem one person — one vote Prinzip 
zu verfahren. 

Die „Farbigen“ und Inder, die über eine 
eigene Parlamentskammer und gemischt- 
rassige Regionalräte zum ersten Mal po- 
litisches „Mitspracherecht“ erhalten, wer- 
den für die Privilegien einige ihrer Ge- 
schäftsleute und hochbezahlten politi- 
schen Kollaborateure mit der Wehrpflicht 
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Polizeieinsatz gegen eine Demonstration 


bezahlen lassen müssen. Ihre Einführung 
ist von hohen Militärs längst angekündigt, 
wurde aber wegen der umstrittenen Ver- 
fassungsreform zunächst zurückgestellt. 
Grundsätzlich ändern die angestrebten 
„Reformen“ nichts am Stauts der „Farbi- 
gen“ und Inder. Denn ihre Rechte bleiben 
“weiterhin beschränkt: sie werden in be- 
stimmte Wohnbezirke verwiesen, Bil- 
dung, höhere Löhne, Renten, bessere 
Gesundheitsversorgung etc. bleiben ih- 
nen auch weiterhin verschlossen. 

Zum „Reformprogramm“ Bothas gehö- 
rt auch ein neues Paßgesetz: Alle Süd- 
afrikaner sollen — seit 1979 angekündigt 
— einen gemeinsamen Paß erhalten. 
Darin werden jedoch wie bisher Rassen- 
und Klassenmerkmale festgehalten, d. h. 
„weiß“, „asiatisch“ (indisch), „farbig“ und 
„schwarz“; bei Schwarzen wird auch das 
„Homeland“ engetragen, dem jeder 
Schwarz-Südafrikaner zugeordnet ist. Die 
ca. 9 Millionen Schwarze, die seit 1976 in 
die „Homeland-Republiken“ (Transkei, 
Bophuthatswana, Venda, Ciskei) ausge- 
bürgert wurden und damit ihre südafrika- 
nische Staatsbürgerschaft verloren ha- 

. ben, werden als Ausländer behandelt. 

Doch dieser Paß wird sie als Bürger 
der immer deutlicher geforderten Födera- 
tion (Confederation) of South Africa aus- 
weisen. Wenn das westliche Ausland die- 
sen Coup akzeptiert, sind indirekt alle 
„Homelands“ anerkannt, und Disinvest- 
ment- und Boykottbemühungen werden 
schwieriger werden. Eine verfassungs- 
mäßig eng gefaßte Föderation — von 
„Homeland-Ministerpräsidenten“ wie Bu- 
thelezi (KwaZulu) und Mantanzima 
(Transkei)' udd Industriellen wie H. Op- 
penheimer angestrebt — wird in letzter 


Zeit stärker diskutiert als die von Botha 
lange favorisierte lockere Konföderation. 

Die Bevölkerungsmehrheit jedenfalls 
will ein einheitliches, nicht zerstückeltes 
Südafrika. Sie will eine verfassungsge- 
bende Nationalversammiung der wirkli- 
chen Repräsentanten aller Bevölkerungs- 
gruppen wie sie seit langem der ANC, 
UDF, der Südafrikanische Kirchenrat und 
andere fordern. 

Inzwischen hat die Regierung, ähnlich 
wie in Namibia, ein „Vielparteien-Forum“ 
gebildet, das die „künftigen politischen 
Rechte und Strukturen für Schwarze mit 
Schwarzen“ erörtern soll. Die Parlaments- 
parteien haben ihre Teilnahme zuge- 
sagt. Die Konservative Partei, die Refor- 
men ebenso ablehnt wie die Reformierte 
Nationale Partei (HNP) einerseits und die 
Sprecher der gewaltfreien Widerstands- 
organisationen UDF, Indian Congress u. 
a. nehmen nicht teil. Vertreter der „Ho- 
melands“ und der desolaten schwarzen 
Town Councils werden mitmachen, ob- 
wohl sie in ständiger Furcht vor der eige- 
nen Bevölkerung leben, die ihre Kollabo- 
ration entschieden ablehnt. 

34 sogenannte Stadträte (Town Coun- 
cils) sollten Ende 1983 von den im „Ge- 
biet der Weißen“ daueraufenthaltsbe- 
rechtigten Schwarzen? gewählt werden 
(geplant waren 103 solcher Councils). 
72% boykottierten diese Wahl. Die den- 
noch eingesetzten „Räte“ erhöhten, um 
sich zu finanzieren, die Miet- und Strom- 
preise. Sie trugen so zu den seit Septem- 
ber ’'84 anhaltenden Unruhen bei, in de- 
ren Verlauf einige „Räte“ getötet und 
Wohnhäuser verbrannt wurden. Die mei- 
sten traten zurück. Der Südafrikanische 
Rat der Kirchen nennt für April 8’4 noch 


drei amtierende Councils. Die Zerstörung 
des Council-Systems verunsichert die 
Kollaborateure bei Polizei, Militär, Spitzel- 
wesen, Verwaltung, Schule und den „Ho- 
meland“-Hierarchien. Die Regierung hat 
diese Leute größtenteils bewaffnet oder 
schützt sie polizeilich und sondert sie im- 
mer mehr aus. 

Die zehn Homelands hatten Vorläufer 
in den Eingeborenen-Reservaten der bri- 
tischen Kolonialverwaltung in Natal und 
der deutschen in Südwestafrika. Ihre La- 
ge, Zerstückelung und Zuordnung zu den 
Farmen, Minen, Industrie- und Wohnge- 
bieten der Weißen weist sie als riesige 
Lager aus, in denen billige Arbeitskräfte 
heranwachsen, in die Kranke, Alte und 
Streikende abgeschoben werden. Sie 
sind die Armenhäuser der Reichen. von 
den dort 11,6 Mio. Lebenden vegetieren 9 
Mio. Menschen unterhalb der absoluten 
Armutsgrenze (1983). 72% des Nationa- 
leinkommens bringen die im „weißen Ge- 
biet“ arbeitenden, unterbezahlten Wan- 
derarbeiter”. 80% ihrer Staatshaushalte 
finanziert die Regierung in Pretoria. Vier 
(Transkei, Bophuthatswana, Venda, Ciskei) 
wurden seit 1976 zu „unabhängigen Repu- 
bliken“ eklärt. Das winzige KwaNdebele, 
nördlich Pretoria, soll Ende ’86 folgen.* 

KaNgwane soll an Swaziland abgetre- 
ten werden, das praktisch ein elftes „Ho- 
meland“ ist. Die anderen, die nicht unab- 
hängig werden wollen, erhalten mehr 
„Selbständigkeit“ und werden weiter aus 
der Republik Südafrika hinausgedrängt. 
Ziel ist offenbar die Föderation (Confede- 
ration) aller „Homelands“ der RSA. Dar- 
über hinaus soll eine wirtschaftlich-mili- 
tärische Constellation (Confederation) of 
States in Southern Africa entstehen mit 


Swaziland, Lesotho, Botswana, Namibia 
und möglichst Mosambik, Malawi und an- 
deren. Das System schiene dann für län- 
ger gesichert und die anstößige unwirt- 
schaftliche Rassentrennung durch eine 
(scheinbar ) menschlichere gemischtras- 
sige Klassentrennung ersetzt. 

„Total Strategy“ zielt auf „Reform“ des 
Apartheidsystems einerseits, auf Destabi- 
lisierung der Nachbarstaaten und Zer- 
schlagung der Befreiungsbewegungen 
andererseits. Südafrikas Wirtschaft und 
ihren westlichen Partnern verläuft dieser 
Prozeß zu langsam oder als zu gefähr- 
lich. Die sechs großen Wirtschaftsverbän- 
de des Landes, die die über 80 % der Ar- 
beitsplätze verfügen, forderten Anfang 
Januar: „Bedeutsame Beteiligung der 
Schwarzen am politischen Leben, ein- 
schließlich Wahlrecht“, „Südafrikanische 
Bürgerschaft für alle“* usw. Diese Formu- 
lierungen lassen jedoch alles offen, denn 
hier wird nichts zum allgemeinen Wahl- 
recht und gleichen Bürgerrechten aller in 
einem ungeteilten Südafrika gesagt, noch 
beziehen die Wirtschaftsverbände kon- 
kret Stellung zu Wahl- und Bürgerrechten 
der Menschen in den „Homelands“ oder 
in einer Föderation (Confederation) of 
South Africa. Sie bevorzugen offensicht- 
lich die Föderation, denn zu ihrem Kon- 
zept gehört die von der Regierung ver- 
kündete Überprüfung der Zwangsum- 
siedlungen, die „Freizügigkeit“ für 
schwarze Arbeitssuchende und der Grund- 
erwerb für aufenthaltsberechtigte 
Schwarze in den Ghettos. Doch die Aus- 
führungsbestimmungen sind stets so 
trickreich, daß alte Diskriminierungen 
durch neue ersetzt werden. (Zur „Freiwil- 
ligkeit“ der Umsiedlungen, siehe Artikel in 
diesem Heft). Die Forderung nach „Frei- 
zügigkeit“ widerspricht außerdem der Ge- 
setzesvorlage (Urbanization Bill) von 
1984, die den illegalen Aufenthalt von 
Schwarzen in „weißen Gebieten“ mit 500 
Rand oder/und 6 Monaten Haft, Eigen- 
tumsentzug, zwangsweiser Rückbeförde- 
rung ins „Homeland“ bedroht. Die Be- 
schäftigung von „llleaglen“ kann mit 
5.000 Rand und/oder einem Jahr Haft 
bestraft werden. 


Bürgerkrieg und Widerstand 


Acht Kirchen, die Kath. Bischofskonfe- 
renz und der Südafrikanische Rat der Kir- 
chen (SACC) erklärten schon im März 
’83: „Der Bürgerkrieg eskaliert“. B. Nau- 
de, der 70jährige burische Generalsekre- 
tär des SACC, bestätigte kürzlich „Süd- 
afrika befindet sich im Bürgerkrieg." Tat- 
sachen sind: „Fortgesetzte Zusammen- 
stöße zwischen Polizei und Zivilisten, 
ständiger Einsatz der südafrikanischen 
Streitkräfte zur Unterstützung der Polizei, 
Zusammenbruch der staatlichen Behör- 
den in den Townships, terroristische Akte 
zwischen Schwarzen und Weißen und 
Schwarzen und Schwarzen, Mangel an 
Widerhall seitens des Rechtes, der Medi- 
zin und der Medien.“ Er warnte, die Ge- 


wait führe zu Chaos und Anarchie,“ 
wenn sie andauere. 

Im Industriegebiet am Witwatersrand 
um Johannesburg und Pretoria brachen 
die Unruhen im September '84 erstmals 
seit 1976 wieder offen aus, als die Town 
Councils die Mieten erhöhten und die Ver- 
fassung in Kraft trat. Hunderttausende 
beteiligten sich am Mietstreik, noch Ende 
Januar ’'85 waren es 350.000. Über 
850.000 Schüler streikte monatelang im 
ganzen Land. Sie forderten — von Eltern 
und Lehrern unterstützt — gewählte 
Schülervertretungen, die Abschaffung der 
Prügelstrafe und der Altersgrenze. Die 
Proteste und Demonstrationen in 
Schwarzen-Ghettos wie Sebokeng, Le- 
koa, Sharpeville und Boipatong, an de- 
nen sich oft mehr als 100.000 Menschen 
beteiligten, gingen wochenlang durch die 
Medien in aller Welt. 7.000 Soldaten um- 
stellten nachts Sebokeng, während die 
Polizei jeden Raum, jeden Bewohner 
durchsuchte. Im Oktober ’84 wurden dort 
600 Teilnehmer eines Trauerzuges ver- 
haftet.° Trauerzüge ersetzen die seit 
1976 verbotenen politischen Versamm- 
lungen unter freiem Himmel. 

Die bekannte politische Führerin Alber- 
tina Sisulu (68) schätzte die Zahl der von 
der Polizei und vom Militär Getöteten 
schon im Oktober '84 auf 1.000. Die Ver- 
wundeten sind nicht zählbar. Viele lassen 
sich in den Hinterhöfen behandeln aus 
Angst, in Arztpraxen oder Krankenhäu- 
sern der Polizei übergeben zu werden. 
Berichte über die leidvolle Situation in 
den Townships am Witwatersrand, am 
Ostkap und anderswo liegen von der wei- 
ßen Frauenorganisation Black Sash, von 
weißen Parlamentsabgeordneten (PFP) 
und vom Nationalen Kirchenrat vor. Die 
Medien unterliegen strengster Zensur 
und spiegeln die Ereignisse entspre- 
chend den Regierungsauflagen wider. 


Die Unruhen am Ostkap 


Die Unruhen griffen Anfang 1985 auch 
auf das Ostkap mit dem Zentrum Port Eli- 
zabeth über. Sie wurden durch Schüsse 
der Polizei auf 3.000 Teilnehmer eines 
Trauerzuges bei Langa/Uitenhage aus- 
gelöst und forderten mehr als 40 Tote. 
Erstmals kam es auch zu Widerstand und 
Protesten in den angrenzenden „Home- 
lands“ Ciskei und Transkei. Dies zeigt, 
daß sich der Protest auch auf die teilindu- 
strialisierten, landwirtschaftlich völlig ver- 
nachlässigten Gebiete ausweiten kann — 
im Gegensatz zu den Industriezonen Wit- 
watersrand und Ostkap. 

Der Widerstand am Ostkap kann aller- 
dings auf eine besondere Geschichte zu- 
rückblicken: Hier versuchten im 18./19. 
Jahrhundert die Xhosa-Krieger das Vor- 
dringender weißen Siedler zu verhindern. 
Hier fand der 1912 gegründete ANC 
(Mandela) starken Rückhalt und hier ent- 
stand ein besonderers Hinterland der Be- 
wußtseinsbewegung (Steve Biko). Hier 
gründete sich die Port Elizabeth Black Ci- 


blätter des iz3w, Nr. 126, Juni 1985 25 


vic Organization (PEBCO), die zum Mo- 
dell zahlreicher Bürgerschaftskomitees 
im ganzen Land wurde. 

Das Gebiet um Kapstadt ist seit 1976 
unruhig. Die Zwangsumsiediung der 
100.000 Crossroads-Bewohner nach 
Kayelithsha, der alle Bewohner anderer 
Schwarzen-Ghettos folgen sollten, sind 
Grund genug. Die am Kap beheimatete 
„rarbigen“ Bevölkerung ist seit den Pro- 
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testen und Leiden der Jugend 1976/77 
und 1980 zunehmend unruhig. 

Im Gebiet um Durban wurden Unruhen 
bisher durch die Pretoria ergebene 
Machtausübung von G. Buthelezi und 
seiner Inkatha-Organisation verhindert. 
Ähnliches gilt für die im Norden liegenden 
Gebiete Venda und Bophuthatswana. 

Der Südafrikanische Rat der Kirchen 
und die Katholische Kirche sind Teil des 
Widerstandes geworden. Ähnliches läßt 
sich auch für Teile der Anglikanischen 
und Methodistischen Kirche sagen, be- 
sonders für die „nicht-weißen“ reformier- 
ten Kirchen. Aufforderungen von Kirchen- 
führern wie A. Boesak, der Südafrikas 
Kirchen zum zivilen Ungehorsam aufruft 
(1979) und B. Naud6s Aufruf zum zivilen 
Widerstand (1985), sprechen für sich; 
ebenso die indirekten Boykottaufrufe von 
Bischof Tutu und anderen. 


Streiks schocken Regierung 
und Wirtschaft 


Der Stay away (Wegbleiben von der Ar- 
beit) am 4./5. November 1984, dem klei- 
nere vorausgingen und folgten, schockte 
Wirtschaft und Regierung. Stay aways 
gehören seit den 50er Jahren zum ge- 
waltfreien Kampf gegen die Apartheid. 
Zum November Stay away, an dem i Mil- 
lion Arbeitnehmer teilnahmen, riefen alle 
am Witwatersrand vertretenen schwarzen 
Gewerkschaften, politischen Organisa- 
tionen, Bürgerkomitees, Ju- 
gendorganisationen und kirchliche Grup- 
pen gemeinsam auf. Wirtschaft und Re- 
gierung fürchteten nach diesem Erfolg 
Wiederholung und Ausweitung des 
Streiks. Die SASOL-Betriebe II und Ill ent- 
ließen nach dem November-Streik 6.000 
der 6.500 Arbeiter, die sofort in die „Ho- 
melands“ abtransportiert wurden. Etwa 
4.300 wurden wegen der Streikandro- 
hung der schwarzen Chemiearbeiterge- 
werkschaft wieder eingestellt. 

Legale Streiks sind Schwarzen so er- 
schwert, daß seit der Zulassung schwar- 
zer Gewerkschaften (1979) höchstens ei- 
ner oder zwei offiziell erlaubt wurden. Ille- 
gale Streiks häufen sich in den letzten 
Jahren daher zu hunderten. Mit offiziell 
469 Streiks (182.000 Beteiligte und 
378.000 verlorene Arbeitstage) war 1984 
das streikreichste Jahr in der Geschichte 
der Republik Südafrikas. 

Die erwartete Förderation großer 
schwarzer Gewerkschaftsverbände wie 
FOSATU (Federation of South Africa Tra- 
de Unions) und CUSA (Council of Unions 
of South Africa mit 24 Ein- 
zelgewerkschaften und ihren 300.000 
Mitgliedern stärkt den schwarzen Wider- 


stand. 

Einzelgewerkschaften wie SAAWU 
(South African Allied Workers Union, 
130.000 Mitglieder) und GAWU (General 
Allied Workers Union, 45.000 Mitglieder) 
und andere, die die staatliche Anerken- 
nung ablehnen, werden sich wegen politi- 


scher Differenzen an der Föderation nicht 


beteiligen. Zwar sind von 6 Millionen Öko- 
nomisch aktiven Schwarzen erst 0,7 ge- 
werkschaftlich organisiert, die Zahlen 
wachsen aber stetig. 

Regierung und Unternehmer wolien die 
wachsende Macht schwarzer Gewerk- 
schaften brechen: gewerkschaftlich Or- 
ganisierte und Engagierte werden nach 
Massenentlassung {auch aufgrund von 
Streiks) nicht wieder eingestellt.’ 


Organisation des Widerstandes 


Analysen südafrikanischer Zeitungsbe- 
richte und mündliche Befragungen erge- 
ben seit langem, daß der Afrikanische 
Nationalkongreß ANC und sein politi- 
sches Programm — die vor 30 Jahren 
proklamierte Freiheitserklärung® — von 
der Mehrheit der schwarzen Bevölkerung 
entschieden bejaht und unterstützt wird. 
Der größte Teil der Anfang der 70er Jah- 
re entstandenen und 1977 verbotenen 
Schwarzen Bewußtseinsbewegung 
(BCM) wandte sich dem ANC zu. Nach- 
folgeorganisationen wie AZAPO (Azania 
People’s Organization) und das von ihr im 
Kampf gegen die südafrikanische Verfas- 
sung gebildete National Forum (NF) so- 
wie andere Gruppierungen vertreten weit- 
erhin BCM-Positionen. Nach ihrer Vor- 
stellung soll in der künftigen „Arbei- 


terrepublik Azania“ die schwarze Arbei- 
terklasse alle „Mittel der Produktion, der 
Verteilung und des Austausches“ kontrol- 
lieren?. Im Gegensatz zur AZAPO und 
dem NF sind beim ANC und UDF auch 
Weiße und Angehörige der Mittelklasse 
Mitglieder. NF tritt aber wenig in Erschei- 
nung und PAC, der 1958 vom ANC abge- 
spaltene Pan Africanist Congress wird in 
der Presse kaum noch erwähnt. 

Die ebenfalls im Kampf gegen die Ver- 
fassung enstandene United Democratic 
Front (UDF) zählt inzwischen 700 Mitglie- 
derorganisationen, darunter 18 Gewerk- 
schaften und der englischsprachige wei- 
ße Studentenverband NUSAS. UDF wird 
von der Regierung mit Verboten und Pro- 
zessen verfolgt. Staatspräsident Botha 
und der für „Gesetz und Ordnung“ zu- 
ständige Minister le Grange, beschuldi- 
gen die UDF, mit dem seit 1960 verbote- 
nen ANC und der verbotenen (1950) 
Kommunistischen Partei zusammenzuar- 
beiten und für die Unruhen verantwortlich 
zu sein. Sie bereiten wahrscheinlich ein 
UDF Verbot vor, das aber die Unruhen 
vorraussichtlich nur steigern wird. 

In einem im April verbreiteten Flugblatt 
ruft ANC zur Stärkung der Gewerk- 
schaftsbewegung auf. „Ein lang anhal- 
tender Arbeitsstopp von den unter- 
drückten Gemeinschaften gedeckt und 
von bewaffneten Aktivitäten unter- 


stützt, kann das Rückgrat des Apart- 
heidsystems brechen.“ Die Gemein- 
schaften in den Schwarzen-Ghettos sol- 
len die Town Councils durch Bürgerkomi- 
tees ersetzen. Die Jugend soll sich in 
kleinen mobilen Einheiten organisieren 
und die Menschen vor antisozialen Ele- 
menten, dem Feind und seinen Agenten 
schützen und jedes schwarze Gebiet zum 
„No go area“ machen. Waffen sollen vom 
Feind genommen und situationsgerechte 
Kampfformen entwickelt werden — zu- 
sammen mit dem militärischen ANC-FIü- 
gel, Umkhonto we Sizwe. Schwarze, die 
in der Apartheidmaschinerie arbeiten, 
sollen zurücktreten, sie funktionsfähig 
machen. Armeepflichtige Weiße sollen 
den Dienst verweigern. Soziale, religiöse, 
kulturelle, bürgerschaftliche und sportli- 
che Institutionen sollen die Volksbefrei- 
ung fördern. Die Weißer sollen ihre Un- 
terstützung der Apartheid beenden und 
mit demokratischen Weißen am Kampf 
teilnehmen. Umkhonto soll mehr und 
mehr bewaffnete Polizei und Armeekräfte 
angreifen und von allen unterstützt wer- 
den. Der Aufruf schließt: „Macht Apart- 
heid arbeitsunfähig und das Land unre- 
gierbar!“ 

Das ist im Gang. In Townships um Ui- 
tenhage und Port Elizabeth übernahmen 
Bürgerschaftskomitees vorübergehend 
die Kontrolle.'° Armeeeinheiten in Schüt- 
zenpanzern und von Hubschraubern be- 
gleitet, stellen die „Ruhe und Ordnung“ 
wieder her. Verteidigungsminister Malan 
kündigte die Möglichkeit verstärkter Ar- 
meeeinsätze an.'!' Die Verhängung des 
Kriegsrechts erübrigte sich, so Professor 
J. Dugard, Johannesburg, da schon mit 
entsprechenden Gesetzen regiert wird. 

Der ANC hat noch für 1985 einen Kon- 
greß angekündigt (vermutlich in Tanza- 
nia), auf dem die gegenwärtige Situation, 
Kampfmaßnahmen, vielleicht auch ein 
Verhandlungsangebot an Pretoria erörtert 
werden soll. Ob auch eine Diskussion 
über die Umsetzung der Ziele der 30 Jah- 
re alten Freiheitserklärung beginnt, bleibt 
abzuwarten. Diese Diskussion beträfe vor 
allem die wirtschaftspolitischen Zielvor- 
stellungen wie „Nationalisierung“ der 
„Bodenschätze, Banken und Monopolin- 
dustrien“, die Steuerung „aller weiteren 
Industrien und des Handels“ sowie die 
Umverteilung des Landbesitzes.'? Inwie- 
weit hier die Entwicklung und Erfahrun- 
gen, z. B. der sozialistischen Staaten mit- 
einbezogen werden, ist nur schwer abzu- 
sehen. AZAPO, NF und andere Gruppen 
des Widerstandes haben gegenüber den 
politischen und wirtschaftlichen Inhalten 
der Freiheitserklärung unterschiedliche, 
nicht ausdiskutierte Ideen. 

Vorgänge wie bei den Machtübernah- 
men der Befreiungsbewegungen in Mo- 
sambik und Angola (1975), d. h. plötzli- 
cher Abzug der weißen Mittel- und Füh- 
rungsschicht mit verheerenden wirt- 
schaftlichen Folgen, scheiden für Südafri- 
ka und Namibia aus. Lösungsversuche, 
ähnlich denen von Zimbabwe, sind eher 
zu erwarten. 


Seit Monaten wird in südafrikanischen 
Zeitungen über inoffizielle ANC-Kontakte 
der Regierung und über zu erwartende 
offizielle Gespräche spekuliert. Sollte es 
dazu und zu wirksamen Kompromissen 
kommen, werden Veränderungen eintre- 
ten, die das Land dringend braucht; die 
Ziele der Freiheitserklärung werden damit 
noch lange nicht erfüllt werden. Fanati- 
sche weiße rechtsradikale Organisa- 
tionen wie die „Afrikaner Weerstandsbe- 
weging“'? wollen dann „das Gesetz in die 
eigenen Hände“ nehmen. Verteidigungs- 
minister General Malan deutete eine offe- 
ne Militärherrschaft'* an, die seit Jahren 
verdeckt praktiziert wird. 

Das Schicksal aller Nachbarländer 
hängt von der Entwicklung Südafrikas ab. 
Angola, Zimbabwe, Mosambik und ande- 
re haben keine Kraft, sich zu wehren. Na- 
mibia wird im Juni die angekündigte ge- 
setzgebende Interimsregierung erhalten, 
die eine Verfassung ausarbeiten und die 
Volksabstimmung erzwingen soll. Daß 
hierbei auch bundesdeutsche regierungs- 
treue Organisationen eine Rolle spielen, 
zeigte sich erst kürzlich: die Konrad-Ade- 
nauer-Stiftung hielt im Mai 1985 ein Se- 
minar über namibische Verfassungspro- 
bieme ab. 

Die bundesdeutsche Wirtschaft ver- 
kaufte 1984 für 5,47 Mrd. DM Waren — 
vor allem hochtechnologische Produkte 
— an Südafrika und exportiert damit mehr 
als jedes andere Land. Bundesdeutsche 
Banken vergaben im gleichen Zeitraum 
1,6 Mrd. Kredite und Anleihen.'® 

Vertreter großer Unternehmen, die An- 
fang 1985 massive Veränderungen und 
verstärkte Investitionen forderten, berie- 
ten im März in England mit einflußreichen 
englischen, schwedischen und nordame- 
rikanischen Wirtschaftlern ihre weiteren 
Maßnahmen.'® Einzelheiten wurden nicht 
veröffentlicht. Ein Gesetzesentwurf zur 
verstärkten Wirtschaftsförderung südafri- 
kanischer Schwarzer liegt dem US-Senat 
vor, der, falls das Apartheidsystem sich 
nicht ändert, ab 1987 Sanktionen vor- 
sieht.'” Der Druck des US-Senats könnte 
Bothas wirtschaftlicher Dezentralisie- 
rungspolitik nicht ungelegen sein, die er 
im November 1979 führenden Wirtschaft- 
lern in Johannesburg vorstellte und de- 
taillierte. Seither wurden 2,4 Mrd. Rand 
von der 1983 gegründeten Entwicklungs- 
bank für 11 Dezentralisierungs- und 49 
Entwicklungsgebiete (28 in „Homelands“) 
ausgegeben ohne kontrollierbare Wir- 
kung"®. 

Einflußreiche Verfechter des Geset- 
zesentwurfs des US-Senats befürworten 
inzwischen die schärfere Vorlage des Re- 
präsentantenhauses: das Verbot von 
Krediten an die Apartheid-Regierung, 
Einfuhrstopp für den Krügerrand, Kohle 
und Uran sowie keine Ausfuhren von 
Computern. Man schätzt, daß neuerdings 
90% der 25 größten US-Geldinstitute der 
südafrikanischen Regierung Kredite ver- 
weigern.!? Die international hochgradig 
verflochtene südafrikanische Wirtschaft 
und deren Geldgeber scheinen ent- 
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schlossen, das Apartheid-System zu op- 
fern, um Investitionen und Verdienstmög- 
lichkeiten zu retten.?? 

Waren- und Geldgeschäfte fördern das 
System, das südafrikanische Bischofe 
seit langem in engster Nähe zum deut- 
schen Faschismus sehen. Umso wichti- 
ger sind die Bemühungen der vielen Ein- 
zelpersonen und Gruppen, südafrikani- 
sche Waren zu boykottieren, Konten bei 
Banken, die das Apartheidsystem finan- 
zieren, zu kündigen und ein öffentliches 
Bewußtsein zu schaffen, das einen wirk- 
samen Boykott ermöglicht. Unser 
Menschsein verlangt eine Beseitigung 
des unmenschlichen Systems und jeder 
Art seiner Unterstützung. Befreiungsvor- 
gänge dort wie hier hängen miteinander 
zusammen. 

Walter Hättig (Wirtschaftskrise) 
Reinhard Brückner (Reformen) 
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3 Ermittlung der Südafrikanischen Entwicklungs- 
bank, RDM 20.4.84 

4 Star weekly, 14.1.85 

5 Star weekly, 8.4.85 

6 Die Regierung nennt inzwischen 10.000 Festnah- 
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Freiheitscharta contra Black 
Consciousness? 


Die Befreiungsbewegung Südafrikas 
wird seit jeher von verschiedenen 
ideologischen Strömungen 
unterschiedlicher Stärke und 
Programmatik getragen. Die 
Versuche, den Widerstand zu 
vereinen, sind so alt wie die 
Opposition der Schwarzen gegen die 
weiße Herrschaft. Zumeist 
scheiterten sie jedoch an 
grundlegenden strategischen 
Differenzen, die durchaus praktische 
Implikationen besaßen. Die 
Fragmentierung im politischen 
Widerstand der Schwarzen findet ihre 
gegenwärtige Fortsetzung in zwei 
nationalen Allianzen, der United 
Democratic Front (UDF) und dem 
National Forum (NF), deren 
Perspektiven sich mit Etiketten wie 
„Charteristen“ (UDF) oder „Black 
Consciousness-Bündniss“ (NF)' nur 
unzureichend charakterisieren 
lassen. 


Die Freiheitscharta ist noch 
immer populär 


Umfragen in den letzten Jahren haben immer 
wieder bestätigt, welch bedeutende Rolle der 
„African National Congress“ (ANC) im politi- 
schen Bewußtsein der Schwarzen spielt. Der 
ANC verfügt mit der 1955 vom Volkskongreß 
in Klipton verabschiedeten Freiheitscharta 
über ein „nationaldemokratisches“ Pro- 
gramm, das mit seiner Forderung nach bür- 
gerlichen Grundrechten sowie der darin ent- 
haltenen Absage an den Rassismus auf ein 
klassenübergreifendes Bündnis abzielt.'% Im 
Oktober 1981 haben 109 Organisationen die 
Freiheitscharta in der sogenannten „Durban- 
Resolution“ bekräftigt und damit ihre aktuelle 
Bedeutung unterstrichen. Die in der Frei- 
heitscharta ebenfalls enthaltenen Forderun- 
gen nach Vergesellschaftung von Banken 
und Schlüsselindustrien, die — bei aller Vor- 
sicht — auch eine sozialistische Interpreta- 
tion der Charta zuließen, wurden indessen 
nicht mehr bekräftigt. 

Der Historiker Tom Lodge glaubt, daß „der 
gegenwärtige Enthusiasmus für die Frei- 
heitscharta und der offensichtlich niedrigere 
Stellenwert des radikaleren ‚Strategie und 
Taktik’-Programmes“ des ANC von Morogo- 
ro 1969 ein Anzeichen „für eine realistische 
Einschätzung der Gefahr einer Entfremdung 
der ständig wachsenden schwarzen Mittel- 
klasse ist.“? 

Noch in diesem Jahr soll die erste Konfe- 
renz des ANC nach Morogoro stattfinden. Es 
mag sein, daß dort starke Kräfte innerhalb 
des ANC, unter dem Eindruck der sich immer 
mehr politisierenden unabhängigen Gewerk- 


schaftsbewegung, die führende Rolle der Ar- 
beiterklasse im Befreiungskampf, wieder 
mehr hervorgehoben sehen wollen. Es ist je- 
doch kaum anzunehmen, daß die Freiheits- 
charta — schon wegen ihrer symbolischen 
Bedeutung und weiten Verbreitung — nicht 
erneut als Grundlage des Programms des 
ANC und der Befreiungsbewegung bestätigt 
wird. 

Saths Cooper, bis Ende letzten Jahres Vi- 
ze-Präsident von AZAPO (Azanian Peoples 
Organisation), nannte die Freiheitscharta 
einmal „das am meisten trennende Doku- 
ment“ in der Geschichte Südafrikas, weil sie 
all jenen „altmodischen“ Leuten als Vorwand 
diene, auf die politische Bühne zurückzukeh- 
ren, „die sich als Interpreten der historischen 
Fakten für die neue Generation ausgeben“. 
Und, etwas zurückhaltender, als eine Art 
Blankoscheck, sei die Freiheitscharta gut. 
„Aber wenn man von einer gänzlich neuen 
Gesellschaftsform redet, dann verlangt das 
nach einem anderen Bündel von Minimalfor- 
derungen.“ Es sind nun allerdings gerade 
die Studenten- und Schülerverbände AZA- 
SO (Azanien Students Organisation) und 
COSAS (Congress of South African Stu- 
dents), die als Balck Consciousness-Organi- 
sationen gegründet wurden, die BC-Ideolo- 
gie indes heute für überholt halten, sich am 
vehementesten hinter die Freiheitscharta 
stellen. Auf dem Campus der Universitäten 
haben sich die Diskussionen um die Charta in 
jüngster Zeit derart emotionalisiert, daß es zu 
einer Reihe von handgreiflichen Auseinan- 
dersetzungen zwischen Befürwortern und 
Gegnern der Charta gekommen ist.? Daß 
Universitäten zu Orten werden, an denen un- 
terschiedliche Auffassungen unangemessen 
hochgespielt werden, ist sicherlich kein süd- 
afrikanisches Phänomen; die theoretischen 
Differenzen sind jedoch zu fundamental in ih- 
rem Charakter, als daß sich die von Frie- 
densnobelpreisträger Bischof Tutu so oft be- 
schworene Einheit in Widerstand in abseh- 
barer Zukunft herstellen ließe. 


Die Gründung neuer 
Oppositionsbündnisse 


Trotz solcher Differenzen hat es 1983 einen 
qualitativen Sprung im organisierten Wider- 
stand der Schwarzen in Südafrika gegeben: 
Mit der Gründung des NF und der UDF haben 
die schwarzen Oppositionsgruppen zum er- 
sten Mal seit langer Zeit wieder einen Ver- 
such unternommen, die verschiedenen Wi- 
derstandseinrichtungen unter einem ge- 
meinsamen Dachverband zu koordinieren. 
Die Voraussetzungen waren günstig: Zum ei- 
nen sind seit Ende der 70er Jahre im ganzen 
Lande zahlreiche Grassroots- und Bürger- 
rechtsorganisationen entstanden, die den 
täglichen Kampf um die Verbesserung der 
Lebensbedingungen mit der Militanz der 


Black Consciousness-Dekade verknüpfen 
konnten. Zum anderen hatte die Regierung 
1982 nicht nur neue Gesetze zur weiteren 
Reglementierung der Schwarzen, die soQ. 
„Koornhof Bills“, angekündigt und z. T. in 
Kraft treten lassen, sondern auch ihre Pläne 
zu einer Verfassungsänderung bekanntgege- 
ben, die mit der geplanten Einbindung der 
„farbigen“ und „indischen“ Bevölkerungs- 
gruppen und dem permanenten Ausschluß 
der schwarzen (afrikanischen) Mehrheit die 
Apartheidstrukturen nur zementieren wür- 
den. Die sog. Verfassungsreform erwies sich 
als das geeignete Generalthema für die 
Gründung eines Dachverbandes. Als dritter 
Faktor kam hinzu, daß zahlreiche Organisa- 
tionen schon Erfahrungen in gemeinsamen 
Kampagnen gesammelt hatten, z. B. die 
Kampagne gegen den „Tag der Republik“, 
die alljährlichen Soweto-Gedenkfeierlichkei- 
ten oder der Boykott der Wahlen zum Süd- 
afrikanischen Inderrat SAIC Ende 1981. 

Es war auf dem Jahreskongreß des 
Transvaal Anti-SAIC-Komitees im Januar 
1983, ais der Präsident des Reformierten 
Weltbundes, Allan Boesak, zu einer gemein- 
samen Front aller studentischen, kirchlichen, 
Frauen-, Gewerkschafts- und Gemeindever- 
bände des Landes aufrief. 

Zu dieser Zeit hatten schon verschiedene 
Gespräche zwischen Kapstädter Aktivisten 
aus dem sog. „Disorderly Bill Action Commi- 
tee“ (DBAC), einem der ersten lokalen Zu- 
sammenschlüsse von ca. 60 Organisationen 
gegen die neue Verfassung, und der AZA- 
PO-Führung stattgefunden, um die Einberu- 
fung einer nationalen Konferenz von Schwar- 
zen zu diskutieren. Um ein möglichst breites 
Bündnis zu erreichen, wurde das NATIONAL 
FORUM COMMITEE gegründet. Für die Mit- 
gliedschaft in diesem Komitee wurden promi- 
nente Persönlichkeiten gewonnen, u. a. die 
Kirchenführer Desmond Tutu und Manas Bu- 
thelezi, Gewerkschaftsführer Phiroshaw Ca- 
may (Council of Unions of SA), Frank van der 
Horst, Präsident des Südafrikanischen 
Sportrats SACOS, und Neville Alexander (SA 
Council for Higher Education). Für den 11./ 
12. Juni 1983 berief das Komitee eine Konfe- 
renz in Haamanskraal ein. Die Konferenz 
sollte einem breiten Spektrum von Gruppen, 
die alle gegen die Apartheid kämpfen, ein Fo- 
rum für gemeinsame Strategiediskussionen 
bieten. Mehr als 200 Organisationen schick- 
ten 800 Delegierte, die schließlich ein „Mani- 
fest des azanischen Volkes“ verabschiede- 
ten, das die Resolution der vier auf der Kon- 
ferenz eingesetzten Kommissionen zusam- 
menfaßte. In dem Manifest, daß auf der NF- 
Konferenz Ostern 1984 in Pietermaritzburg 
leicht überarbeitet wurde, wird ein sozialisti- 
sches Programm umrissen, daß die „Kontrol- 
le der schwarzen Arbeiter über die Produk- 
tionsmittel“ vorsieht, „anti-rassistische, anti- 
imperialistische, anti-sexistische und anti- 


kollaborationistische“ Prinzipien festlegt und 
unabhängige Arbeiterklassenorganisierung 
fordert, die frei von „bürgerlichen Einflüssen“ 
ist. 

Das NF hat sich mit dem Manifest ein Pro- 
gramm zu eigen gemacht, daß der „neuen 
schwarzen Mittelklasse“ eine klare Absage 
erteilt. Die schwarze Kleinbourgeoisie be- 
dient sich zwar z. T. auch der Rhetorik der 
BC-Philosopie — wie etwa die schwarze 
Handelskammer NAFCOC (National African 
Federated Chambers of Cemmerce) —, ist 
jedoch fester Bestandteil der Kooptionsstra- 
tegie der Regierung. 

Für die Mehrheit dieser Klasse und die 
kleine, aber wachsende Gruppe weißer Libe- 
raler bot das Forum somit keine Gelegenheit, 
ihre Anti-Apartheid-Ambitionen mit anderen 
Grupen in einer gemeinsamen Front zu tei- 
len. Ein solcher Dachverband sollte nach ih- 
ren Vorstellungen Platz bieten für alle „demo- 
kratischen, friedliebenden Menschen“ Süd- 
afrikas — ungeachtet ihrer Klassen- und 
Rassenzugehörigkeit. — und mehr sein als 
bloß ein Diskussionsforum. Deshalb nahm 
man Boesaks Rede auf dem Anti-SAIC- 
Kongreß im Januar, auf dem die Wiedergrün- 
dung des „Transvaal Indian Congress“ (TIC) 
beschlossen wurde, zum Anlaß, ein Arbeits- 
komitee einzurichten, daß die Gründung ei- 
ner VEREINTEN DEMOKRATISCHEN 
FRONT (UDF) vorbereiten sollte. Nach mo- 
natelangen Diskussionen und Vorbereitun- 
gen und dem Aufbau zunächst regionaler 
Strukturen beschlossen schließlich 1000 De- 
legierte von 575 Organisationen die nationa- 
le Grüdung der UDF auf einer Massenveran- 
staltung mit 12000 Besuchern am 20./21. 
August 1983 in Kapstadt. 

Führende Symbolfiguren des Befreiungs- 
kampfes wie Nelson Mandela, Walter Sisulu 
oder Helen Joseph gehören der Schirmherr- 
schaft der UDF an; Archie Gumede, Vorsit- 
zender des „Release Mandela Comitee“, der 
Gewerkschafter Oscar Mpetha und Albertina 
Sisulu, alles Veteranen der Kämpfe der 50er 
Jahre, wurden in das dreiköpfige Präsidium 
gewählt. 


Die UDF: Nicht nur „Charteristen“ 


Die wichtigsten Mitgliedsorganisationen der 
UDF, AZASO und COSAS die Inderparteien 
aus Transvaal und Natal oder die Allgemein- 
gewerkschaften GAWU und SAAWU (Gene- 
ral and SA Allied Workers Union), bekennen 
sich zur Freiheitscharta. Ähnlich wie die Kon- 
greß-Allianz°® der 50er Jahre, so verstehen 
sie auch die UDF als eine Art „Regenbogen- 
koalition“, in der alle „Rassen“ und Glau- 
bensbekenntnisse gleichen Status haben 
sollen. Führende UDF-Vertreter betonen da- 
her auch stets den „national-demokrati- 
schen“ Charakter der südafrikanischen Re- 
volution. Damit wird zwar die führende Rolle 
der Arbeiterklasse verbal anerkannt, gleich- 
zeitig wird aber eingeschränkt, daß sie nur 
erfolgreich sein könne, wenn sie sich mit den 
fortschrittlichen Elementen der Mittelklasse 
verbündet. Wenn es sein muß, werden selbst 
Bündnisse mit der Kapitalistenklasse nicht 
ausgeschlossen.® 

Die UDF allein als ein Sammelbecken von 


„Charteristen“ zu sehen, greift allerdings zu 
kurz. Die Charta wurde ausdrücklich nicht zur 
Grundlage ihrer Einheit gemacht. Die UDF 
sollte vielmehr eine vereinte Front sämtlicher 
Anti-Apartheid-Organisationen des Landes 
sein, deren gemeinsamer Nenner allein das 
„Nein“ zur Apartheid und deren Abschaffung 
das Endziel ist. Zwar ist die UDF-Erklärung 
im Geiste der Freiheitscharta abgefaßt, aber 
durch ihre viel allgemeineren Formulierun- 
gen können sich auch Organisationen oder 
Persönlichkeiten aus der schwarzen Mitte- 
klasse zu ihr bekennen, denen die Forderun- 
gen der Freiheitscharta entweder schon zu 
weit gingen oder die sie zusehr mit einer be- 
stimmten politischen Richtung verbunden 
sehen. 

Auf dieser allgemeinen Grundlage haben 
sich der UDF bis heute immerhin ca. 700 
Gruppen angeschlossen, die etwa 2 Mio Mit- 
glieder vertreten. Was die UDF im wesentli- 
chen von der Kongreß-Allianz unterscheidet, 
ist ihre Organisationsstruktur. Ihre Basis — 
und damit ihre Stärke — liegt in den zahlrei- 
chen lokalen Gemeindeorganisationen des 
Landes, von deren Basisarbeit auch die na- 
tionalen Aktivitäten abhängen. Deshalb legte 
man bei der Gründung der Front fest, daß die 
Mitgliedsgruppen ihre eigene Organisa- 
tionsstruktur beibehalten und gleiches 
Stimmrecht ungeachtet ihrer Mitgliederstär- 
ke haben. 


NF: Nicht nur Black 
Consciousness 


Die Gründer des National Forum hatten mehr 
als nur eine Anti-Apartheid-Front vor Augen. 
Denn, so Neville Alexander: „Ein nicht-rassi- 
scher Kapitalismus in Südafrika ist unmög- 
lich.“ Die Kritik des NF an der UDF macht 
sich vorwiegend an drei Punkten fest: 

1. Arbeiterklassenführung: Im NF hält 
man die objektiven Bedingungen für gege- 
ben für den Aufbau einer Bewegung unter Ar- 
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beiterklassenführung, die frei ist von libera- 
len Einflüssen, die im Namen der Arbeiter 
sprechen oder die Bewegung diktieren. Des- 
halb lehnt man eine Zusammenarbeit mit 
schwarzen Händlerverbänden oder liberalen 
weißen Organisationen (Black Sash, NUSAS 
[National Union of South African Students]) 
ab, nicht freilich mit individuellen Vertretern 
solcher Gruppen. 

2. Ethnizismus: Die Organisierung auf 
ethnischer Basis wird heute als unangemes- 
sen empfunden, denn seit der Ära des Black 
Consciousness umfaßt der Begriff „Schwar- 
ze“ auch die „indische“ und „farbige“ Bevöl- 
kerung. Deshalb hält man besonders die Re- 
aktivierung der Inderparteien für einen Miß- 
brauch historischer Tradtitionen. Mit der Be- 
tonung des „anti-rassistischen“ Charakters 
des Kampfes grenzt sich das NF bewußt von 
dem Begriff „nicht-rassisch“ ab, der allzu oft 
im „multi-rassischen“ Sinne verwendet wer- 


ee, „Anti-Collaboration“: Die Forderung 
nach einer Nationalen Konvention lehnt man 
ab, weil sie keine fundamentalen Änderun- 
gen bringen kann. Verhandlungen mit der 
herrschenden Klasse könnten bestenfalls 
zur Übertragung der politischen Macht — et- 
wa nach dem Beispiel des Lancaster House- 
Abkommens für Zimbabwe —, nicht aber der 
ökonomischen führen. Stattdesen fordert 
man eine verfassungsgebende Versamm- 
lung, gewählt auf der Basis „one person, one 
vote“. 

Die beiden wichtigsten Mitgliedsorganisa- 
tionen des NF, die AZAPO und die „Cape Ac- 
tion League“, spiegeln am besten wider, daß 
das Forum nicht einfach nur ein Bündnis von 
Black Consciousness-Organisationen ist. 
Vielmehr haben sich hier Teile der BC-Bewe- 
gung, die zumindest rhetorisch stark nach 
links gerückt sind, mit sozialistischen Aktivi- 
sten vorwiegend aus dem Kapstädter Raum, 
die z. T. aus der Tradition der Unity Move- 
ment’® kommen, zusammengefunden. 
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Das „National Forum“ hat mit der Hervor- 
hebung der bedeutenden Rolle der schwar- 
zen Arbeiterklasse zum ersten Mal die BC- 
Orthodoxie durchbrochen. Die vereinfachen- 
de Formel „alle Schwarzen sind Arbeiter und 
alle Weißen Kapitalisten“ der frühen AZAPO 
scheint überwunden und auch in Bezug auf 
die Teilnahme weißer Intellektueller am Be- 
freiungskampf bahnt sich eine flexiblere Hal- 
tung an. Auf der anderen Seite ist nicht aus- 
geschlossen, daß einige BC-Anhänger die 
sozialistische Rhetorik des NF ablehnen und 
die Bewegung sich spalten wird. Wohl des- 
halb hat man die an und für sich scharfsinni- 
ge, aber viele verwirrende Formulierung 
„rassischer Kapitalismus“ aus dem Manifest 
des NF zurückgenommen. Ihre Ersetzung 
durch die allgemeinere Formulierung „Ras- 
sismus und Kapitalismus“ auf dem NF-Semi- 
nar Ostern 84 scheint eine Konzession an 
„afrikanistische“ Tendenzen innerhalb des 
NF zu sein, für die die Rassenfrage noch Vor- 
rang hat vor der Klassenfrage. 


Die Anti-Wahlkampagne: 
Höhepunkt UDF 


1984 hat der Kampf der Schwarzen gegen 
das Apartheid-Regime gegenüber den Vor- 
jahren an Intensität zugenommen. Eine Ent- 
wicklung, die durch den hohen Grad an 
Spontanität in den massenhaften Aufstän- 
den der Townshipbewohner, die sich gegen 
die drastischen Folgen steigender sozialer 
Kosten wehren, an die Aufstände von 1976/ 
77 erinnert, die sich aber durch ein größeres 
Maß an Organisierung und Ausdauer in den 
Widerstandsaktionen auszeichnet. Einen 
maßgeblichen Anteil an der wachsenden Mi- 
litanz haben die Schüler, die seit Beginn des 
Jahres 84 immer wieder den Unterricht boy- 
kottieren, um ihre Forderung nach einem de- 
mokratischen Erziehungssystem durchzu- 
setzen. Da die Behörden mit der zeitweisen 
Schließung mancher Schulen reagierten, 
konnten die Schüler die Zeit nutzen und sich 
an den landesweiten Kampagnen gegen die 
Wahlen zur „farbigen“ und „indischen“ Kam- 
mer des neuen Parlaments im August letzten 
Jahres beteiligen. 

Für die UDF bedeutete die erfolgreiche 
Anti-Wahlkampagne (unter 20 % Wahlbetei- 
ligung), für die sie ihre ganze Mobilisierungs- 
kraft aufgewandt hat, den bisherigen Höhe- 
Punkt ihrer jungen Geschichte. Auf Grund ih- 
rer Basisstruktur konnte sie zahlreiche Frei- 
willige mobilisieren, die potentiellen Wählern 
in aufreibender Kleinarbeit durch Haus-zu- 
Haus-Besuche ihre Argumente für einen 
Wahlbyokott darlegten. Um der politischen 
Rückständigkeit in den ländlichen Gebieten 
der Kapregionen zu begegnen, konnte sich 
die UDF auf den Einfluß der Reformierten Kir- 
che der „Farbigen“ und die islamische Wäh- 
lergemeinschaft stützen. Im Verlauf der 
Kampagne konnte sie zahlreiche neue lokale 
und teilweise ländliche Gruppen an sich bin- 
den. Die große Popularität, die sich die UDF 
durch die Anti-Wahl-Kampagne erworben 
hat, isteng verknüpft mit ihrer starken Veran- 
kerung in der schwarzen Mittelklasse, ist es 
doch gerade diese Gruppe, die als Junior- 


partner in das weiße Herrschaftssystem ein- 
gebunden werden soll. In dieser Hinsicht 
scheint die Existenz einer „ethnischen“ Or- 
ganisation wie im Falle des TIC, der eine vor- 
wiegend nicht-proletarische indische Basis 
hat, durch eine äußerst niedrige Wahlbeteili- 
gung im Johannesburger Inder-Township 
Lenasia nachträglich gerechtfertigt, wenn 
man einmal von den langfristig eher negati- 
ven Implikationen für einen „Nation-buil- 
ding“-Prozeß absieht, der den Ethnizismus 
des Apartheidstaates überwinden will. 

Die UDF hat unumstritten eine zentrale 
Rolle bei den Mobilisierungen gegen die ras- 
sistischen Wahlen gespielt. Im Gebiet von 
Kapstadt mußte sie sich diese Rolle aller- 
dings mit der „Cape Action League“ teilen. 
Gerade die Vielfältigkeit der politischen Sce- 
nerie von Kapstadt dürfte mit ausschlagge- 
bend dafür gewesen sein, daß die Wahibetei- 
ligung von kaum 5 % in der politisch wichti- 
gen westlichen Kapprovinz weit unter dem 
Landesdurchschnitt lag. In einem als „histo- 
risch“ bezeichneten Schritt konnten sich dort 
im Wahlmonat August neun Gewerkschaften 
mit der UDF, der CAL/NF und der „Federa- 
tion of Cape Ciciv Associations“ zu einer Ak- 
tionseinheit zusammenfinden und gemein- 
sam zu einer von 4—5000 Personen besuch- 
ten Veranstaltung aufrufen. Eine Aktionsein- 
heit, die indes noch zu labil war, um über die 
Anti-Wahl-Kampagne hinauszureichen. 


Gewerkschaften als 
Bündnispartner 


Langfristig können sich UDF wie NF nur 
durchsetzen, wenn sie die unabhängigen 
Gewerkschaften für ihre Ziele gewinnen kön- 
nen: die UDF, um den entscheidenden Bünd- 
nispartner ür die Erreichung eines nationalen 
Klimas zu haben, das die Regierung schließ- 
lich zur Abhaltung einer Nationalen Konven- 
tion zwingt; das NF, um seiner Forderung 
nach unabhängiger Arbeiterklassenorgani- 
sierung nicht als leere Formel erscheinen zu 
lassen. 

Der größte Teil der unabhängigen Ge- 
werkschaftsbewegung steht den beiden Al- 
lianzen bisher noch eher skeptisch gegen- 
über. Ein Beitritt in eine der Fronten verbietet 
sich zumindest für die großen Dachverbände 
FOSATU oder CUSA oder die Kapstädter 
GWU! schon deshalb, weil sich ihre Mitglie- 
derschaft aus Anhängern verschiedener po- 
litischer Lager zusammensetzt. Das Beispiel 
der Mediengewerkschaft MWASA (Media 
Workers Association of South Africa) hat ge- 
zeigt, wie leicht sich eine Gewerkschaft an 
der Frage der UDF-Mitgliedschaft spalten 
kann. 

Viele glaubten schon, daß der weithin be- 
folgte 2tägige Generalstreik im November 
letzten Jahres in Transvaal nach der erfolg- 
reich zustandegekommenen Aktionseinheit 
zwischen UDF-Organisationen und Gewerk- 
schaften ein Durchbruch für die UDF bedeu- 
tete. Zwar haben sich der Front bislang 18, 
vorwiegend „bürgerrechtsorientierte“ Ge- 
werkschaften angeschlossen. Die unabhän- 
gigen Gewerkschaften aber, für die der Auf- 
bau einer starken und einheitlichen Gewerk- 
schaftsföderation Vorrang hat, lehnen weit- 


erhin eine Angliederung an eine unvermeid- 
lich kleinbürgerlich geführten „Multi-Klas- 
sen-Volksfront‘ ab. Der Streik hat gezeigt, 
daß UDF-Mitgliedschaft keine zwingende 
Vorraussetzung für Gewerkschaften ist, sich 
politischen Fragen zuzuwenden. Für sie geht 
es längst nicht mehr darum, ob man sich den. 
Problemen der Gemeinde zuwendet, son- 
dern um das Wie. Während Sprecher von 
Gemeindeorganisationen im „Stayaway“ von 
Transvaal nur den Beginn weiterer Aktionen 
sahen, die das Land schließlich „unregier- 
bar“ machen sollten, blieben die Gewerk- 
schaftsvertreter in der Bewertung des Streiks 
nüchterner — vor allem nach der Entlassung 
von 6500 Wanderarbeitern bei den staatli- 
chen SASOL-Werken (South African Coal, 
Oil and Gas Corporation). Die Gewerkschaf- 
ten sind „Mandat“-Organisationen, die ihre 
politischen Entscheidungen auf der Grundla- 
ge eines ausgedehnten Netzes von Ver- 
trauensleuten in den Betrieben treffen. Sie 
können nicht einfach, wie die Aktivisten von 
Gemeindeorganisationen, die oftmals über 
keine große organisatorische Stärke und 
kein spezifisches Mandat der Basis verfü- 
gen, „zu Aktionen aufrufen und auf gute Ant- 
wort hoffen; sie würden eine disziplinierte 
Aktion nur durchführen, wenn sie auf breiter 
Zustimmung zu den entsprechenden Vor- 
schlägen beruhen, und erwarten, daß alle 
Sektionen der Organisation ihr volles Ge- 
wicht in die Aktion legen.“ 

Welche Formen der Widerstand in Süd- 
afrika in nächster Zeit annehmen wird, hängt 
im wesentlichen von zwei Faktoren ab: zum 
einen vom Ausgang und Charakter der Dis- 
kussionen um das Verhältnis Gewerkschaf- 
ten/Bürgerrechtsorganisationen innerhalb 
der unabhängigen Gewerkschaftsbewe- 
gung. Diese haben durch Spekulationen um 
die Reaktivierung des SACTU (South African 
Congress of Trade Union) anläßlich des 
30jährigen Jubiläums des zu damaligen Kon- 
greß-Allianz gehörenden Gewerkschafts- 
dachverbandes, neue Nahrung erhalten. 
Zum anderen davon, welche Kräfte sich in- 
nerhalb der UDF durchsetzen werden. 

Wahrscheinlich ist, daß die UDF-Führung 
nach der erfolgreichen Wahlboykottkampan- 
ge im letzten Jahr weiterhin auf „populisti- 
sche“ Widerstandsformen setzt und Kam- 
pagnen — wie etwa die Wehrdienstverweige- 
rungskampagne — unterstützt, die ein ver- 
stärktes Bündnis mit liberalen Organisa- 
tionen voraussetzen. Das von der UDF im- 
mer wieder betonte Bekenntnis zu gewalt- 
freien Kampfmethoden läßt ja gerade in libe- 
ralen Kreisen die Hoffnung aufkommen, daß 
es vielleicht doch noch einen friedlichen Weg 
aus der Apartheidkrise gibt. 


Denkbar, wenngleich weniger wahrschein- 
lich, wäre freilich auch, daß man aufgrund 
der Unzufriedenheit über die mangelnde Un- 
terstützung durch die Gewerkschaften, wie 
sie UDF-Sprecher Lekota noch kürzlich äus- 
serte, den Arbeiterorganisationen mehr Ge- 
wicht innerhalb der UDF-Strukturen ein- 
räumt. Das würde zwar eine Annäherung zwi- 
schen UDF und NF bedeuten, verschließt der 
UDF aber langfristig den Weg zu einer Zu- 
sammenarbeit auch mit „aufgeklärten“ Wirt- 


schaftskreisen, die nichts mehr fürchten als 
eine wirklich antikapitalistische Stoßrichtung 
des Befreiungskampfes. 

Der Staat sorgt sich indes zunächst eher 
darum, daß sich die gegen die Apartheid- 
strukturen gerichtete Stimmung unter einem 
nicht unerheblichen Teil der Weißen nicht 
noch mehr ausbreitet. Deshalb richtet er sei- 
ne Propaganda in erster Linie gegen die UDF 
und diffamiert sie als Frontorganisation des 
ANC. Mitden gegenwärtigen, wahrscheinlich 
langandauernden und zermürbenden 
Schauprozessen gegen 16 des Hochverrats 
angeklate UDF-Führer, versucht er die Front 
zu zerstören, die gleichwohl erstkürzlich eine 
neue Exekutive gewählt hat. Im Verlauf der 
Prozesse, an deren Ende das Verbot der 
UDF stehen kann, könnten zahlreiche Aktivi- 
sten inhaftiert und zu Zeugenaussagen ge- 
zwungen werden... 156 ANC-Mitglieder 
1956 erinnert. 

Auf Grund der weitgestreuten, wenn auch 
sehr heterogenen, Basisstruktur wird die 
UDF den staatlichen Angriff voraussichtlich 
besser überstehen als die Organisationen 
der Kongreß-Bewegung. Zunehmende Re- 
pression und Versammlungsverbote ma- 
chen jedoch öffentliche Debatten um zukünf- 
tige Strategien extrem schwierig und es wird 
sich zeigen müssen, ob der die ÜDF zu- 
sammenhaltende Nenner sich nicht bald als 
zu klein erweist. 

Welches Gewicht die Organisationen des 
NF für die Entwicklung des Widerstandes ha- 
ben werden, hängt davon ab, ob sie aus dem 
Scheitern der Unity Movement und den Er- 
fahrung der Anfangsjahre der Black Cons- 
ciousness-Bewegung politische Lehren ge- 
zogen haben und ihre theoretischen Analy- 
sen auch in Massenaktionen umsetzen kön- 
nen, die über spektakuläre, aber doch relativ 
isolierte Protestdemonstrationen, wie sie die 
AZAPO gegen den Kennedybesuch in Süd- 
afrika initiiert hat, hinausgehen. Auf dem vier- 
ten Forum im Dezember 84 hat sich gezeigt, 
daß unter den fast 1000 Teilnehmern noch zu 
große ideologische und strategische Unter- 
schiede bestehen, als daß, wie es einige vor- 
schlugen, schon eine vollentwickelte Organi- 
sationsstruktur aufgebaut werden könnte. 

Den eigenständigen Beitrag der BC-Be- 
wegung zur Neuorientierung und Radikali- 
sierung der Jugend und damit zum Befrei- 
ungskampf würdigend, sagte Allan Boesak, 
heute einer der Wortführer der UDF, einmal: 
„Der ANC kann es sich leisten, einzugeste- 
hen, daß auch andere Bewegungen neue 
Elemente und Schwerpunkte in den Kampf 
mit einbringen.“'? Man kann nur hoffen, daß 
diese Einschätzung, die von der Realität ei- 
nes vielschichtigen und von verschiedenen 
Tendenzen getragenen Befreiungskampfes 
ausgeht und deren Anerkennung erst eine 
wirklich einheitliche Bewegung realisierbar 
erscheinen läßt, weite Verbreitung nicht nur 
in Südafrika, sondern auch in der Solida- 
ritätsbewegung findet. 

Lothar Berger 


Anmerkungen: 

1 Black Consciousness Movement (Bewegung des 
Schwarzen Bewußtseins). Diese Ende der 60er Jahre 
entstandene Bewegung unterschiedlichster Gruppen 


der Fraktion DIE G 


hatte wesentlichen Einfluß auf den Widerstand in den 
70er Jahren. Die verschiedenen Organisationen wur- 
den 1978 verboten. Gemeinsam war den verschiede- 
nen Gruppen die radikale Absage an eine Zusammen- 
arbeit mit Weißen. (Anmerkung der Red.) 
1a vgl. Peter Ripken, Südafrika: Befreiungskampf und 
Revolution, in: Vereinte Nationen, 1/82 
2 Tom Lodge, Black Politics in South Africa since 1945, 
Johannesburg 1983, S. 343 
3 zit. nach Beatrice Hollyer, Targets of Contrast, in: 
Frontline, April 1985 
4 Rand Daily Mail 22. 10.84: zu den Differenzen inner- 
halb der BCM vgl. L. Berger, AZAPO und AZASO, in: 
infodienst südl. afrika, 3/83 
5 National Forum Committee, July 1984 
5a Kongreß-Allianz: Zu Beginn der 50er Jahre gebildete 
Allianz verschiedener politischer Organisationen ge- 
gen die Apartheid unter der Führung des ANG (An- 
merkung der Red.) 
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6 vgl. Interview mit UDF-Sprecher Lekota in: informa- 
tionsdienst südl. afrika, 2/85 

7 zit. Nach B. Hollyer, a. a. O. 

7a Unity Movement (eigentlich: Non-European Unity Mo- 
vement): 1943 gegründeter Versuch einer Einigungs- 
bewegung des Widerstandes gegen die weiße Vor- 
herrschaft (Anmerkung der Red.) 

8 Gesetze zur Einschränkung des qualifizierten Wahl- 
rechts für Schwarze in der Kap-Provinz und Fest- 
schreibung der Homelands 

9 

10 FOSATU: Federation of SA Trade Unions 
CUSA: Council of Unions of SA 
GWU: General Workers Union 

11 Mike Murphy, The Stay Away: Trade Unions and 
Community Resistence, in: International Labour Rep- 
orts, 1,2/85 

12 A. Boesak in: Winnie Mandela, Ein Stück meiner Seele 
ging mit ihm, Hamburg 1984, S. 184 
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Zwangsumsiedlung — die häßlichste 
Seite der Apartheid 


Die zwangsweise Umsiediung von Menschen ist bis heute ein zentraler 
Bestandteil der Apartheidpolitik geblieben. 

Auf der Grundlage eines Gesetzsystems, das immer weiter ausgebaut 
wird, siedelte die weiße Minderheitsregierung Südafrikas zwischen 1960 
und 1980 mehr als 3,5 Millionen Menschen um. Am stärksten betroffen von 
den Umsiediungsmaßnahmen sind die Schwarzen‘, allein von dieser Be- 
völkerungsgruppe wurden mehr als 3 Millionen Menschen umgesiedelt. 
Der Rest verteilt sich auf die Inder und die Farbigen, sowie auf einige we- 
nige Weiße. Weitere 1,7 Millionen Schwarze sind noch von Umsiedlungen 


bedroht. 


Zweck dieser Umsiedlungen, die im Zusammenhang mit der Bantustan- 
politik gesehen werden müssen, ist es, drängende ökonomische, soziale 
und politische Probleme zu lösen, ohne daß die weiße Minderheit Südafri- 
kas auch nur auf einen Teil ihrer politischen und wirtschaftlichen Macht 


verzichten müßte. 


Wen siedelt die weiße 
Minderheitsregierung um? 


Die Umsiedlungen richten sich gegen un- 
terschiedliche Personengruppen, denen 
jedoch eines gemeinsam ist (sieht man 
einmal von den Weißen ab, die ebenfalls 
umgesiedelt worden sind): sie leben in 
Gebieten, die die weiße Minderheit für 
sich beansprucht. 


Umsiedlung von Farmarbeitern 


Die Farmarbeiter stellen mit 1,5 Millionen 
Betroffenen die größte Gruppe der bisher 
Umgesiedelten. Durch die Abschaffung 
traditioneller Pachtsysteme sowie durch 
den verstärkten Einsatz von Maschinen in 
der Landwirtschaft hat sich der Bedarf an 
billigen schwarzen Landarbeitern erheb- 
lich reduziert. Die durch diese Verände- 
rungen in der weißen Landwirtschaft 
überflüssig gewordenen Landarbeiter 
wurden daher von der Regierung umge- 
siedelt. 


Umsiedlung aus „Schwarzen 
Flecken“ 


„Schwarze Flecken“ werden in der Spra- 
che der Weißen jene, meist bäuerlichen 
Ansiedlungen von Schwarzen genannt, 
die auf dem Territorium liegen, das die 
Weißen für sich beanspruchen. Die be- 
treffenden Gebiete wurden vor 1913 von 
wohlhabenden Schwarzen — meist von 
mehrern gemeinsam — oder von den Kir- 
chen gekauft. 1913 teilte die damalige 
Regierung das gesamte Territorium Süd- 
afrikas in ein weißes und in ein schwar- 
zes Gebiet ein (Native Land Act). Die Re- 
lation zwischen weißem und schwarzem 
Territorium wurde damals prozentual ge- 
nau festgelegt. Seit 1936, als die Relation 
geringfügig zugunsten der Schwarzen 


verschoben wurde, beträgt sie unverän- 
dert 86,3% zu 13,7%. Konsequenterwei- 
se verbot das Gesetz den Schwarzen 
auch den Landkauf in’den als weiß dekia- 
rierten Gebieten. 

Gegenwärtig ist die Umsiediung der 
Bewohner von 30 solcher „schwarzer 
Flecken“ geplant; allein in Natal stehen 
jedoch noch mindestens 202 dieser Flek- 
ken zur Aussiedlung an. Insgesamt wer- 
den von diesen Umsiedlungen noch etwa 
1,1 Millionen Menschen betroffen sein. 


Umsiedlung aus Städten und 
„Ilegalen“ Ansiediungen 


Diese Umsiedlungsmaßnahmen richten 
sich gegen diejenigen Schwarzen, die in 
den urbanen Zentren der Weißen leben. 
Je nach rechtlichem Status? werden sie 
entweder in eines der „Homelands“ abge- 
schoben, denen sie aufgrund ethnischer 
Kriterien zugeordnet werden, oder an ei- 
nen anderen Ort innerhalb des weißen 
Gebietes, wo sie allerdings besser kon- 
trolliert und überwacht werden können. 

Ein aktuelles Beispiel ist die Squatter- 
Siediung Crossroads in Kapstadt. Seit 
Jahren plant die weiße Regierung die 
Umsiedlung der ca. 100.000 Bewohner — 
die Mehrheit von ihnen ohne Aufenthalts- 
berechtigung — in das 40 km von Kap- 
stadt entfernte, eigens für diese Umsied- 
lung aufgebaute Khayelithsa. Die Um- 
siedlung der Bewohner Crossroads hat 
für die Regierung den Vorteil, daß die 
Schwarzen in Kayelithsa besser kontrol- 
liert werden können, da es praktisch nur 
eine einzige Straße zu diesem Ort gibt. 
Zugleich können bei dieser Gelegenheit 
diejenigen ohne Aufenthaltsberechtigung 
in ihre jeweiligen „nomelands“ abgescho- 
ben werden. 

Der anhaltende Widerstand der Be- 
wohner Crossroads hat die Regierung 


nun zu dem „Zugeständnis“ gezwungen, 
den „Illegalen“ für anderthalb Jahre Auf- 
enthaltsrecht in Kayelithsa zu verspre- 
chen. Einige Bewohner haben dieses An- 
gebot akzeptiert, obwohl völlig ungeklärt 
ist, was nach dieser Zeit mit ihnen ge- 
schieht. Die große Mehrheit Crossroads 
ist jedoch nach wie vor zum Widerstand 
entschlossen. Im Februar hat es bei Aus- 
einandersetzungen mit der Polizei noch 
16 Tote und mehr als 200 Verletzte gege- 
ben. In Transvaal wurden seit 1966 22 
schwarze Wohngebiete aufgelöst. Zur 
Zeit ist die Verlegung von 20 dieser 
Wohngebiete geplant. Zu dieser Katego- 
rie der Umsiedlungen zähien auch jene, 
die lediglich durch eine neue Grenzzie- 
hung zwischen „Homeland“ und weißem 
Gebiet erfolgen. Obwohl die Bewohner 
solcher Townships physisch gar nicht 
umgesiedelt werden, verändert sich ihr 
rechtlicher Status völlig. Diejenigen, die 
zuvor Aufenthaltsrecht hatten in weißem 
Gebiet, verlieren diese nun und werden 
zu Kontraktarbeitern. 


Umsiedlungen aufgrund des „group 
areas act" 


Die Regierung schuf sich mit diesem 
1950 beschlossenen Gesetz die Basis, 
um für die verschiedenen Rassen ge- 
trennte Wohngebiete einzurichten. Dieses 
Gesetz wirkte sich hauptsächlich auf die 
Inder und auf die Farbigen aus. 

Schließlich haben die Behörden auch 
dann Umsiedlungen angeordnet, wenn 
diese erforderlich wurden aus mili- 
tärischen und strategischen Gründen 
oder wegen größerer Infrastrukturmaß- 
nahmen. 


Die Gründe der 
Zwangsumsiedlungen 


Die Rassenideologie der weißen Minder- 
heit, vor allem die der Buren, hatte einen 
maßgeblichen Anteil an der Ausformulie- 
rung und an der Institutionalisierung der 
Apartheidpolitik und damit auch an der 
Politik der Zwangsumsiediungen. Aber 
mit dem Rassismus allein ist Apartheid 
nicht zu erklären. Diese Politik konnte 
sich letztlich in dieser Form nur durchset- 
zen, weil sie, vor allem nach dem 2. Welt- 
krieg, die gemeinsamen politischen und 
ökonomischen Interessen der verschie- 
denen Fraktionen der weißen Minderheit 
am besten zum Ausdruck brachte und 
auch verwirklichte. Widersprüche zwi- 
schen rassistischer Ideologie und Ökono- 
mischen Interesse gab es zwar damals 
schon, sie wurden aber verdeckt von den 


offensichtlichen Vorteilen des Apartheid- 
systems. Die jüngst von südafrikanischen 
Handelskammern gestellte Forderung 
nach einer Lockerung des Apartheidsy- 


stems, deuten jedoch darauf hin, daß die- 
se spezifische Konstellation unterschied- 
lichster Interessen auf eine bestimmte hi- 
storische Phase begrenzt gewesen sein 


Wichtige Gesetze der Apartheid 


1913 


Native Land Act No. 27 

Bestimmt, daß kein Schwarzer außerhalb der Reservate Landbesitz erwer- 
ben darf, umgekehrt verbietet es Weißen den Landerwerb in den Reserva- 
ten. Dieses Gesetz weist zunächst den Reservaten 7,3% des südafrikani- 
schen Territoriums zu. Die Reservatsgebiete werden später 1936 mit dem 
Land Resettlement Act auf 13,7% erhöht. Der Rest des Landes wird den 
Weißen zugesprochen. 

An dieser Relation hat sich bis heute nichts geändert. 


Natives (Urban Areas) Act, No. 21 
Führt die Trennung der Wohngebiete nach Rassenzugehörigkeit gesetzlich 
ein. 


Native (Urban Areas Consolidation) Act, No. 25 

Stellt den Aufenthalt in Stadtgebieten ohne behördliche Genehmigung für 
Schwarze unter Strafe. Auch der in der Stadt geborene Schwarze hat dort 
kein uneingeschränktes Wohnrecht mehr; die Familienangehörigen eines 
dort Ansässigen ebenfalls nicht. 


Group Areas Act (bzw. Consolidated Act, No. 36/1966) 
Schafft eigene Wohngebiete für jede Rassengruppe und sieht große Um- 
siedlungsaktionen vor. 


Native Laws Amendment Act, No. 54 

(sogenannte Paßgesetze) 

Dieses Gesetz dehnt die Zuzugskontrolle in städtische Gebiete auf schwar- 
ze Frauen aus und verschärft sie. Ohne Erlaubnis darf kein Schwarzer sich 
länger als 72 Stunden in einem städtischen Gebiet aufhalten. 


Natives (Abolition of Passes and Coordination of Documents) Act, No. 67 
Ermöglicht die totale Kontrolle der Einwanderungsbeschränkung durch die 
Vorschrift, daß jeder Schwarze über 16 Jahre sein „Referenzbuch“ mit 
Wohnrechtsbestätigung und Arbeitserlaubnis stets bei sich zu tragen hat. 


Promotion of Bantu Self Government Act, No. 46 

Schafft die Voraussetzungen für die Einrichtung von Selbstverwaltungen in 
den Reservaten, die Vertretung der Schwarzen durch Weiße im Parlament 
Südafrikas wird abgeschafft. Schwarze haben von da an nur noch in den 
Bantustans aktives und passives Wahlrecht 


Bantu Homelands Constitution Act, No. 21 
Bereitet die Verselbständigung der Homelands vor 


Bantu Laws Amendment Act, No. 12 

Verschärft die Ausweisungsbestimmungen für Schwarze. Sect. 29 des Ge- 
setzes qualifiziert jeden Schwarzen, der länger als vier Monate arbeitslos ist 
als „idie Bantu“ (idle = nutzlos, arbeitsscheu, faul, unbeschäftigt) und er- 
laubt seine Deportation oder seine Internierung in ein Arbeitslager. Ein so 
nutzlos gewordener Schwarzer verliert automatisch seine Wohnrechte. 


Prevention of illegal Squatting Act, No. 72 

Erlaubt die jederzeitige Zerstörung unerlaubter Ansiedlungen ohne jede Vor- 
ankündigung. Anrufung der Gerichte ist nicht mehr möglich, es sei denn, 
dem Gericht wird bewiesen, daß das betreffende Grundstück Eigentum des 
Bewohners ist. 


Gesetzesentwurf: The Orderiy Movement and Settlement of Black Persons 
Bill 

Sogenannte Koornhof-Gesetze (Minister für Kooperation und Entwicklung); 
sie sehen eine drastische Einschränkung des Wohn- und Aufenthaltsrechtes 
für Schwarze in den städtischen Gebieten vor (zu den einzelnen Bestim- 


‚mungen, des Gesetzesentwurfes vgl. C. Sodemann, „Geordnete Abschie- 


bung“, in: issa, Nr. 12/83) 


Gesetzesvorlage: „The Aliens and Immigration Laws Amendment Bill“ 
Dieser Gesetzesentwurf, soll den Gesetzesentwurf von 1982 ersetzen, der 
Zweck ist jedoch genau der gleiche. 


aus: Südafrika in der Schule. Materialien zum System der Apartheid. edition südliches Afrika 14; Hrsg.: is- 
sa, Bonn 1984, S. 25f; verschiedene andere Quellen. 
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könnte. Immerhin hat sich schon Ende 
der 60er Jahre gezeigt, daß die ökonomi- 
sche Struktur des „rassischen Kapitalis- 
mus“ auch Nachteile hat für die Verwer- 
tung des Kapitals. 

Die schnelle wirtschaftliche Entwick- 
lung nach dem 2. Weltkrieg beruhte vor 
allem auf der Ausbeutung der billigen 
schwarzen Arbeitskraft. Diese für das 
Einzelkapital so günstige Voraussetzung, 
barg jedoch, wie sich bald zeigen sollte, 
für die kapitalistische Entwicklung insge- 
samt, auch einen erheblichen Nachteil in 
sich. Da die Schwarzen aufgrund der 
Apartheid an dem steigenden Reichtum: 
Südafrikas nicht teil hatten, mußte sich 
der Binnenmarkt im wesentlichen auf die 
weiße Minderheit beschränken. Dieser er- 
wies sich in dem Moment als zu eng für 
eine weitere wirtschaftliche Expansion, 
als die Konsumbedürfnisse der Weißen 
weitgehend gesättigt waren, die Konsum- 
nachfrage daher zu stagnieren begann. 
Diese strukturelle Schwäche des südafri- 
kanischen Kapitalismus konnte nur zum 
Teil durch eine verstärkte Exportorientie- 
rung aufgefangen werden, wodurch die 
ohnehin schon bestehende Abhängigkeit 
vom Weltmarkt weiter vertieft wurde. 


Die Arbeitslosigkeit unter den Schwar- 
zen, die es auch schon in den 50er und 
60er Jahren gab, weitete sich nun weiter 
aus. Verschärft hatte sich das Problem 
der Arbeitslosigkeit schon in den 60er 
Jahren, als durch massive Investitionen 
ausländischen Kapitals moderne Techno- 
logien eingeführt wurden. Dadurch ver- 
schob sich auch die Nachfragestruktur 
nach schwarzen Arbeitskräften, gefragt 
sind seither qualifizierte Arbeitskräfte, die 
es aber unter den Schwarzen, wegen der 
Apartheidpolitik, bis heute nicht in ausrei- 
chender Zahl gibt. Vor allem in den letz- 
ten Jahren hat sich das Problem der Ar- 
beitslosigkeit drastisch zugespitzt. Seit 
die südafrikanische Wirtschaft 1981 in ei- 
ne praktisch bis heute anhaltende Rezes- 
sion abglitt — verursacht durch die welt- 
weite ökonomische Krise, aber auch 
durch die noch immer bestehenden 
strukturellen Mängel — sind Zusammen- 
brüche von Unternehmen und damit Ent- 
lassungen an der Tagesordnung. Offiziell 
betrug Ende 1984 die Zahl arbeitsloser 
Schwarzer eine halbe Million (8,3%), 
darunter vor allem die wenig qualifizierten 
Arbeitskräfte. Inoffizielen Schätzungen 
zufolge liegt die Zahl jedoch bei über 3 
Millionen. Da die Löhne in den letzten 
Jahren immer hinter der Entwicklung der 
Inflationsrate zurückgeblieben ist (sie lag 
immer über 10%), ist der Lebensstand- 
ard der Schwarzen — der ohnehin schon 
gering ist — erheblich gesunken, allein 
1983 um 4,1%. Die Arbeitslosigkeit in 
den Städten entwickelte sich daher im- 
mer mehr zu einem ernsthaften sozialen 
und politischen Problem. Heute kann jede 
Mietpreiserhöhung, jede Preiserhöhung 
überhaupt, unter diesen Bedingungen zu 
einer sozialen Explosion führen. Dies gilt 
umsomehr, als sich bei dieser Form des 
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(rassischen) Kapitalismus die Ausbeu- 
tungsverhältnisse nicht verschleiern las- 
sen. Jeder Schwarze weiß nur zu genau, 
daß sein geringer Lohn und sein schlech- 
ter Arbeitsplatz vor allem seiner Hautfar- 
be geschuldet sind. Die Ernsthaftigkeit 
dieses Problems war der südafrikani- 
schen Regierung schon früh bewußt, so 
sagte 1970 der damalige Regierungschef 
Vorster: „Die größte Gefahr für Südafrika 
ist heute nicht der Terrorismus, sondern 
die Arbeitslosigkeit.“ 

Die massiven Umsiedlungen von 
Schwarzen und die Verschärfung der Zu- 
zugskontrollen sind die politischen Lö- 
sungsstrategien der weißen Minderheit, 
um diesem sozialen Problem sowie der 
steigenden Militanz der Schwarzen Herr 
zu werden. 

Im landwirtschaftlichen Sektor verlief 
die Entwicklung weitgehend parallel. Per 
Gesetz verbot die Regierung Pachtverträ- 
ge zwischen Großgrundbesitzern und 
Schwarzen und löste damit einen tiefen 
strukturellen Wandel im Agrarsektor aus. 
Die bis dahin üblichen Pachtsysteme, sie 
beruhten auf der Pachtabgeltung durch 
Arbeitsleistung oder durch Naturalabga- 
ben und hatten somit noch einen quasi 
vorkapitalistischen Charakter, hatten es 
den Schwarzen „erlaubt“, auf weißem 
Gebiet zu wohnen und zu arbeiten. 

Die Mechanisierung der weißen Land- 
wirtschaft, die schon früher eingesetzt 
hatte, wurde nun beschleunigt. Ein großer 
Teil der schwarzen Landarbeiter, von de- 
nen es bis dahin nie genug geben konnte, 
wurde nun überflüssig. Die Dürre in den 
letzten Jahren hat zusätzlich dazu beige- 
tragen, daß weitere schwarze Farmarbei- 
ter arbeitslos wurden, da viele der weißen 
Farmer, trotz massiver staatlicher Hilfe 
aufgeben mußten. 

Die überflüssig gewordenen schwar- 
zen Arbeiter in der Industrie und in der 
Landwirtschaft werden meist in eines der 
10 Bantustans (früher reserves, heute 
homelands genannt) abgeschoben. Als 
1913 die Bantustans eingerichtet wurden, 
geschah dies mit der Absicht, dem Berg- 
bau und der weißen Landwirtschaft drin- 


Reserve (Reservat) 
Bantustan 
Homeland 
Nation-State 


So lauten die Begriffe, die in den ver- 
schiedenen Stadien der südafrikani- 
schen Geschichte von der Regierung 
für die Gebiete benutzt wurden, die für 
schwarze Afrikaner reserviert waren. 
„Reserve“ war der zuerst benutzte Be- 
griff. Seit 1948 wurde er durch „Bantu- 
stan“ abgelöst (bis etwa 1959), dann 
durch „Homeland“ und derzeit durch 
„Nation-State“. 


zit. nach: 


„Zwangsumsiedlungen in 
Südafrika. Ein Bericht der Kirchen. 
Deutsche Ausgabe: Ev. Missionswerk 
Hamburg u. a., Hamburg 1984, S. 5 
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gend benötigte schwarze Arbeitskräfte zu 
beschaffen. Die Einrichtung der Bantu- 
stans zwang die Schwarzen dazu ihre Ar- 
beitskraft zu verkaufen, da durch die 
künstliche Verknappung des Bodens ein 
Überleben ohne zusätzliches monetäres 
Einkommen nicht mehr gesichert war. 
Zugleich erlaubte es dieses System, daß 
die Löhne der Schwarzen auf ein äußer- 
stes Minimum gedrückt wurde, da die Re- 
produktion der Familie weiterhin durch 
die Landwirtschaft in den Bantustans ge- 
sichert wurde. Bis heute ist das Gesetz 
von 1913 unter den Schwarzen als Ent- 
eignungsgesetz in Erinnerung geblieben. 
Heute, da in den städtischen Zentren 
Südafrikas unter den Schwarzen hohe 


Arbeitslosigkeit herrscht, hat sich die Auf- 
gabe der Bantustans nahezu völlig verän- 
dert. Sie dienen heute vor allem als Auf- 
fangbecken für diejenigen Schwarzen, 
die für die Weißen nutzlos geworden sind 
und daher umgesiedeit werden: es sind 
vor allem Arbeitslose, Kinder, Witwen, 
geschiedene Frauen. Die weiße Minder- 
heitsregierung entledigt sich der sozialen 
und politischen Folgen ihrer Apartheidpo- 
litik, indem sie diese den Bantustans auf- 
bürdet. Durch die Umsiedlung der 
Schwarzen in die Bantustans wird der 
wachsende Widerstand der Schwarzen 
nicht nur einfach beseitigt, sondern zu- 
sätzlich noch zersplittert, da die Schwar- 
zen entlang ethnischer Kriterien auf un- 


. Siums im Johannesburg-Vorort Soweto 


terschiedliche Bantustans verteilt werden. 

In den Bantustans hat sich inzwischen 
eine dünne Schicht eines schwarzen 
Kleinbürgertums herausgebildet, das vor 
allem den Verwaltungsapparat und den 
Dienstleistungssektor beherrscht. Dieses 
Kleinbürgertum verdankt seine Existenz 
weniger den kaum lebensfähigen Ökono- 
mien der Bantustans, sondern der massi- 
ven Unterstützung durch die südafrikani- 
sche Regierung. Ökonomisch und poli- 
tisch weitgehend von den Weißen abhän- 
gig, ist dieses Kleinbürgertum durchaus 
an einer Fortführung der Bantustanpolitik 
interessiert. Es wirkt daher wie ein Puffer 
zwischen der großen Mehrheit der 
Schwarzen und der Weißen. Es ist kein 
Zufall, daß diese Regime äußerst repres- 
siv sind und mit Hilfe der südafrikani- 
schen Regierung einen beträchtlichen 
Polizei- und Sicherheitsapparat aufge- 
baut haben. 

Zwangsumsiediungen, die Bantustan- 
politik sowie die rigiden Zuzugskontrol- 
len erfüllen mithin alle denselben Zweck: 
sie sollen die politische und ökonomische 
Herrschaft der weißen Minderheit stabili- 
sieren und verlängern. 

Zugleich verleiht diese Politik dem süd- 
afrikanischen Regime nach außen — zu- 
mindest für die wohlwollenden Beobach- 
ter — den Schein politischer und morali- 
scher Legitimität. Die Schwarzen im wei- 
ßen Südafrika sind Staatsbürger eines 
der Bantustans — so unerwünscht und 
nutzios dies für den einzelnen auch sein 
mag — und daher zu „Recht“ von jegli- 
cher politischer und wirtschaftlicher 
Macht im weißen Südafrika ausgeschlos- 
sen. 

Das Scheitern dieser Strategie ist je- 
doch wahrscheinlich. Die Bantustans sind 
immer weniger dazu in der Lage, der ih- 
nen zugewiesenen Bevölkerung eine si- 
chere Existenzgrundlage zu gewährlei- 
sten. Überlegungen der südafrikanischen 
Regierung, diesen Widerspruch’ in ihrer 
Politik, durch eine Industrialisierung der 


Bevölkerungsanteilein % 
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ImmHRterS, 


Südafrikas Rassenproblem 


Bantustans aufzulösen, haben bisher 
kaum Folgen gehabt. 

Was für die Menschen als Alternative 
bleibt, ist der stetig wiederholte Versuch, 
in die Zentren der Weißen zu migrieren, 
auch auf die Gefahr hin, verhaftet und in 
die Bantustans zurückgeschickt zu wer- 
den. 


Freiwillige Umsiedlungen? 


Die Regierung Südafrikas behauptet, daß 
niemand gegen seinen Willen umgesie- 
delt wird, zusätzlich verspricht sie Ent- 
schädigungen zu zahlen und den Le- 
bensstandard der Umgesiedelten zu ver- 
bessern. 

Die von Umsiedlungen Betroffenen er- 
fahren jedoch sehr schnell, daß dies nur 
leere Versprechungen sind. Die Umsied- 
lungen sind meist mit dem Verlust des 
bisherigen Lebensstandards verbunden, 
der ohnehon schon niedrig gewesen ist. 
Die Wasserversorgung der Umsiediungs- 
gebiete ist häufig unzureichend, das 
Wasser selbst verschmutzt. Der Boden, 
der an die Umgesiedelten verteilt wird, 
knapp und unfruchtbar; oft herrscht in 
den Umsiediungsgebieten ein ganz ande- 
res Klima als im ehemaligen Wohngebiet. 
Eines dieser Umsiedlunglager ist Omver- 
wacht, es wurde 1979 an der Grenze zu 
Lesotho aufgebaut. Mehr als 160.000 
Menschen wurden dort auf engstem 
Raum angesiedelt. Aufgrund der mangel- 
haften sanitären Einrichtungen brach 
1980 Typhus in dem Lager aus, dieser 
Krankheit fielen vor allem die Kinder zum 
Opfer. 

Die von der Regierung versprochene 
Entschädigung reicht in der Regel nicht 
aus — sofern die Betroffenen sie über- 
haupt erhalten — um den Verlust .der Ha- 
be zu ersetzen. So bietet die südafrikani- 
sche Regierung für ein Haus, das bei ei- 
nem Neubau etwa Rend 11.000,— kosten 
würde, ganze Rend 2.000,— als Entschä- 
digung an. 


© Globus 1558] 
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Außerdem verlieren viele der Umgesie- 
delten ihren Arbeitsplatz, da sie ihn von 
ihrem neuen Wohnort nicht mehr errei- 
chen können. Armut und tiefes Elend sind 
die Folgen der Umsiediungsmaßnahmen, 
von psychologischen Folgen der Entwur- 
zelung einmal ganz abgesehen. 

Widerstand hat sich meist dort entwik- 
keit, wo geplante Umsiedlungen funktio- 
nierende und intakte Gemeinden trifft, 
dort also, wo die Umsiedlung nicht indivi- 
dualisiert werden kann. Das sind vor al- 
lem Squatter-Siedlungen in den städti- 
schen Zentren oder sogenannte „black 
spots“. 

Diesen Siedlungen gelingt es auch 
eher, ihren Widerstand öffentlich zu ma- 
chen und werden damit auch von außen 
unterstützt. Doch die Möglichkeiten des 
Widerstandes sind letztlich gering gegen 
eine Regierung, die gewillt ist, ihre Pläne 
rigoros durchzusetzen. Die Formen des 
Widerstandes erschöpfen sich daher im 
Schreiben von Bittbriefen und Memoran- 
den oder dem Versuch, durch gerichtli- 
che Entscheidungen Umsiediungen zu 
verhindern — Formen des gewaltlosen 
Widerstandes also. Doch auch zu dieser 
Form des Widerstandes gehört sehr viel 
Kraft und Mut, denn selbst auf solche 
Formen des Widerstandes reagieren die 
südafrikanischen Behörden häufig mit 
Gewalt. So wurde bsw. der Vertreter ei- 
ner Gemeinde, die umgesiedelt werden 
sollte und sich dagegen zur Wehr setzte, 
bei einer Gemeindeversammlung von der 
Polizei erschossen. Die südafrikanischen 
Behörden zögern nicht, jedes Mittel ein- 
zusetzen, um den Widerstand einer Ge- 
meinde zu brechen und die Bewohner 
zum ‚freiwilligen einlenken“ zu zwingen. 
Mit massiven Verunsicherungen und Ein- 
schüchterungen, die sich kanpp unter- 
halb der Schwelle zur offenen Gewalt be- 
wegen, versuchen sie den Widerstand zu 
zermürben und zu zerbrechen. 


So wurde der Gemeinde Mogopa, die 
Anfang 84 nach langem Widerstand um- 
gesiedelt wurde, schon 1964 mündlich 
mitgeteilt, daß diese Gemeinde umgesie- 
deit werden soll. Die südafrikanische Re- 
gierung erreicht durch eine solche Strate- 
gie meist ihr Ziel, die Bewohner solcher 
Gemeinden hören auf ihre Häuser zu er- 
halten, unter Druck von außen beginnt 
sich die Sozialstruktur aufzulösen. Die 
Regierung kann dann leicht darauf ver- 
weisen, daß den Bewohnern durch die 
Umsiedlung geholfen werde. Denjenigen, 
die sich widersetzen, wird angedroht, daß 
sie ihre Entschädigung verlieren würden. 
Die Regierung bedient sich auch gerne 
kooperationswilliger Führer oder sie er- 
nennt einfach kooperationsbereite Perso- 
nen gegen den Willen der Gemeinde, die 
sie vertreten sollen. Mit ihnen werden 
dann die Modalitäten der „freiwilligen“ 
Umsiedlung verhandelt. In Mogopa haben 
die Behörden sämtliche Infrastrukturein- 
richtungen zerstört — Schule, Kirche, Kli- 
nik sowie die Wasserversorgung — um 
auf diesem Weg die Bewohner zum Ein- 
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Friedlicher Protest 


lenken zu zwingen. Beliebt ist es auch, 
die Zahlung von Renten einzustellen oder 
die Busverbindungen abzukappen. 

Obwohl die Regierung eine breite Pa- 
lette unterschiedlichster Instrumente zur 
Verfügung steht, um eine Gemeinde zur 
Umsiedlung zu zwingen, hat es immer 
wieder Gemeinden gegeben, die hartnäk- 
kig Widerstand geleistet haben. In diesen 
Fällen scheute sich die südafrikanische 
Regierung dann nicht, auch nackte Ge- 
walt auszuüben. 


Werden die 
Zwangsumsiediungen 
eingestellt? 


Anfang des Jahres kündigte die Regie- 
rung in Pretoria an, sie wolle die Praxis 
der Zwangsumsiedlungen überprüfen. 
Der zuständige Minister G. Viljoen sagte 
vor Journalisten, die Umsiedlungen wer- 
den auf das absolute Mindestmaß redu- 

ziert, dies bedeutet aber nicht deren Ein- 


stellung. Umsiedlungen sollen aber nur 
noch ausgeführt werden, wenn sie für die 
Homeland-Politik der Regierung nötig 
seien und wenn die Lebensqualität der 
Menschen durch die Umsiedlungen ver- 
bessert werde. Er kündigte zugleich an, 
daß nur diejenigen Schwarzensiedlungen 
aufgelöst werden, deren Führer dem zu- 
stimmen. 

Deutet diese Ankündigung vielleicht eine 
veränderte Haltung der weißen Minder- 


heit an? Vorerst wohl kaum, die Hinwei- 
se, unter welchen Bedingungen weiterhin 
umgesiedelt werden soll, sind deutlich 
genug. Dennoch gibt es einige Anzeichen 
dafür, daß der weißen Regierung die 
Durchsetzung der Zwangsumsiediungen 
immer schwerer fällt. Der wachsende Wi- 
derstand der Schwarzen in den städti- 
schen Zentren, die anhaltende Wirt- 
schaftskrise haben den politischen und 
ökonomischen Handlungsspielraum der 
Regierung erheblich eingeengt. Die Um- 
siedlungen sind — trotz der geringen Ent- 
schädigungszahlungen — sehr kostspie- 
lig, ihren politischen und ökonomischen 
Zweck erfüllen sie heute auch nicht mehr. 
Die Bantustans sind so übervölkert und 
bieten so wenige Überlebenschancen, 
daß die Migration der Schwarzen auch 
mit einem noch so engen Netz an Zu- 
zugskontrollen nicht mehr zu verhindern 
ist. Dennoch, tatsächlich sicher vor Um- 
siedlungen können die Schwarzen erst 
dann sein, wenn das Apartheid-System 
beseitigt ist. 

Water Hättig 


Anmerkungen: 

1. Der Begriff „Schwarze“ wird hier der Einfachheit 
halber so verwandt wie dies in der offiziellen Ter- 
minologie in Südafrika üblich ist. Im Gegensatz 
dazu wird der Begriff „Schwarzer“ häufig umfas- 
sender verwendet, sodaß er auch die Inder und 
die Farbigen miteinschließt (vor allem die Grup- 
pen, die der schwarzen Bewußtseinsbewegung 
angehören). 

2. Der rechtliche Status ist festgelegt im Bantu (Ur- 
ban Areas) Consolidation Act, danach darf sich 


kein Schwarzer länger als 72 Stunden in einer 
weißen Stadt aufhalten, es sei denn erfällt unter 
die Ausnahmeregelungen von „section 10“ des 
Gesetzes. Diese erlauben einen Aufenthalt dann, 
wenn a) er oder sie von Geburt an ununterbro- 
chen in dieser Stadt gewohnt hat oder b) zehn 
volle Jahre ununterbrochen auf einem registrier- 
ten Arbeitsplatz an ein und derselben Arbeitsstelle 
gearbeitet hat oder c) fünfzehn volle Jahre mit ei- 
ner Aufenthaltsgenehmigung in ein und derselben 
Stadt gewohnt hat. Schwarze, die diese Kriterien 
erfüllen werden gewöhnlich als „qualified urban 
blacks“ bezeichnet. Frauen und Kinder solcher 
Personen fallen auch unter diese Ausnahmerege- 
lung, allerdings wurden deren Rechte kürzlich ein- 
geschränkt. Alle anderen Schwarzen dürfen sich 
nur dann in den Städten aufhalten, wenn sie eine 
Arbeitsgenehmigung haben. (Zwangsumsiediung 
in Südafrika, S. 22) 
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„Wir hatten doch keine Gewehre, aber sie hatten welche“ 


„Die Umsiedlung ganzer Bevölkerungs- 
gruppen in Südafrika ist ein Vorgang, 
der auf Menschen und gewachsene 
Gemeinschaften so zerstörend wirkt, 
daß wir uns zum Handeln gezwungen 
sehen“, schrieben die Katholische Bi- 
schofskonferenz und der Kirchenrat 
Südafrikas in einer Dokumentation, die 
über das evangelische Missionswerk* 
jetzt auch in deutscher Sprache erhält- 
lich ist. Wir veröffentlichen im folgenden 
hieraus auszugsweise die Protokolle 
von Gesprächen mit zwangsweise Um- 
gesiedelten, die eine Journalistin vor ei- 
nigen Monaten in Südafrika geführt hat. 
Die Gespräche geben einen guten Ein- 
blick in die konkreten Umstände, unter 
denen in Südafrika Apartheid weiter ra- 
dikal praktiziert wird. 


An einem Tag Ende Februar 1984 um- 
stellte südafrikanische Polizei im Mor- 
gengrauen das kleine südafrikanische 
Dorf Mogopa, etwa 200 Kilometer von 
Johannesburg entternt, riB die Bewoh- 
ner aus dem Schlaf, fesselte diejeni- 
gen, die Widerstand leisteten, und 
zwang sie mit vorgehaltenem Gewehr, 
auf die bereitgestellten Lastwagen zu 
steigen. Dann wurden die Menschen in 
mehrere ein paar hundert Kilometer 
entfernt gelegenen Orte verteilt, die die 
meisten von ihnen niemals gesehen 
hatten. 


Zwei Frauen 

Sie kamen in unser Dorf, sie hatten Ge- 
wehre. Die alten Frauen waren starr vor 
Schreck. Wenn sie nur einen Weißen 
sehen, sind sie voll Entsetzen, unsere 
Großmütter. Als sie kamen, um uns 
wegzubringen, waren ja unsere Groß- 
mütter fast allein im Dorf, und die Kin- 
der. Unsere Männer waren weit weg, 
zur Arbeit. Deshalb konnten sie uns 
einschüchtern. Wir hatten doch keine 
Gewehre, aber sie hatten welche. Sie 
griffen die Kinder und brachten sie mit 
Gewalt in die Busse, uns auch. 

Dann kamen wir hierher nach Betha- 
nie. Es ist schlecht hier. Man muß erst 
mit den Fingern das Gras abreißen, be- 
vor man sich eine Hütte bauen kann. 
Wasser gibt es nicht, das müssen wir 
kaufen von Leuten, die einen Wagen 
haben, die es von weither holen. Es ist 
schmutziges Wasser; bezahlen müssen 
wir 2,50 Rand für eine Tonne voll Was- 
ser. 

In Mogopa war es gut; da hatten wir 
Häuser, und wir hatten auch Schulen 
und Kirchen, gut gebaut aus Stein, mit 
Fenstern aus Glas. Und wir hatten Was- 
ser dort. Hier haben wir nichts, nicht 
einmal ein Dach über dem Kopf. 


Alter Mann, 86 Jahre alt 

Um etwa 3 Uhr nachts wachte ich auf. 
Ich sah Licht, Lichtstreifen, die sich be- 
wegten. Das ganze Dorf war umgeben 
von diesen sich bewegenden Licht- 
strahlen. Ich wußte, etwas Schlimmes 
kam auf uns zu. 

Ich stand auf und schaute heraus, 
ich beobachtete, wie dieses grelle Licht 
die Dunkelheit des Dorfes durchschnitt. 
Dann machte ich die Tür wieder zu und 
legte mich wieder hin. 

Es war 10 Minuten später, da kamen 
sie: Ein Hämmern an der Tür, ein Bul- 
lern am Fenster, erst an dem Küchen- 
fenster, dann an dem nächsten, lauter 
Lampen blendeten mich durch die Fen- 
ster, aber ich machte nicht auf. Da gin- 
gen sie wieder weg. 20 Minuten später 
kamen sie zurück. Wieder hämmerten 
sie an die Tür, da wollte ich öffnen. Ei- 
ner von ihnen aber schlug das Küchen- 
fenster ein und stieg ins Haus. Er kam 
direkt ins Schlafzimmer und blendete 
mir mit seiner Lampe ins Gesicht. 

Ich war schon aufgestanden, etwas 
Schreckliches würde passieren, das 
ahnte ich. 

„Wir wollen sie holen“, sagte der Po- 
lizist. „Warum mitten in der Nacht, 
wenn man schlafen muß?!“ fragte ich. 
„Das ist das Gesetz, das Gesetz be- 
fiehlt das“, war seine Antwort. „Aber ihr 
könnt mich nicht einfach wegholen, ich 
kann nicht mein Haus und alle meine 
Sachen zurücklassen. Wir können nicht 
gehen, ohne zu wissen, wohin wir ge- 
bracht werden. Ich will die Glocken 
läuten, damit die anderen aufwachen, 
damit sie wissen, daß Gefahr auf sie 
zukommt. Damit wir darüber reden 
können.“ 

Aber sie sagten: „Nein, damit ist es 
vorbei. Mit dem Reden ist es zu Ende. 
Zu spät.“ 

Sie packten mich, fesselten mich an 
den Händen, warfen einige meiner Sa- 
chen auf einen Wagen; zuletzt zwan- 
gen sie mich, aufzusteigen. 

Ich wurde nach Pachsdraai ge- 
bracht, das waren .einige Stunden 
Fahrt. Mein Esel lief dem Wagen hinter- 
her, bis wir in Pachsdraai ankamen. 


Frau, 76 Jahre alt 

Die alten Leute von Mogopa hatten das 
Land gekauft. Es gehörte uns, die Bo- 
denschätze und alles, was wir gebaut 
haben. Wenn die Regierung etwas ha- 
ben wollte — Gold oder Diamanten —, 
dann hätten sie kommen können und 
mit uns reden können. Aber das haben 
sie nicht getan. Sie haben uns einfach 
verjagt. Und alles, was uns gehört hat, 
ist zerbrochen. Wir sind arm, die 
Schwarzen sind arm. Nun haben wir 
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gar nichts mehr. Sie kamen und haben 
mein Haus niedergerissen. Aber ich 
konnte nichts tun. Ich habe kein Ge- 
wehr. Sie hatten eins. 

1914 haben wir das Land in Mogopa 
gekauft. Seit der Zeit habe ich in Mogo- 
pa gelebt. Dort hatte ich ein Haus mit 
acht Räumen. Hier nichts, dies ist nicht 
unser Platz, hier haben wir keine Rech- 
te etwas zu bauen. Du kannst hier nicht 
einfach tun, was du willst, hier. Sie se- 
hen ja, wie es hier ist: ein ganz kleines 
Fleckchen Erde für jeden, für unsere 
Möbel, aber die sind zerbrochen. Kein 
Wasser; Wasser muß man kaufen, 
schmutziges Wasser. 

Ich darf nicht wieder ein Haus 
bauen, das darf ich nicht, ich habe kei- 
ne Rechte hier. Fühlen Sie wie furcht- 
bar heiß es hier drinnen ist, unter dem 
Wellblech? Aber hier muß ich bleiben. 
Was soll ich Ihnen sagen? Was soll ich 
sagen. Ich weiß wirklich nicht, was ich 
Ihnen sagen soll. (flüstert) Wirklich, ich 
weiß nicht — was können wir tun? Was 
können wir tun? Du kannst einfach 
nichts tun. 

Man hat uns gesagt, wir sollen nichts 
sagen. Wir sollen freundlich sein. Sie 
haben mich gezwungen zu gehen, mit 
dem Gewehr. Du kannst einfach nichts 
dagegen tun. Sonst töten sie dich. Es 
ist sinnlos, mit ihnen zu reden, das hilft 
nichts. Sie sollen mich nicht hassen, sie 
sollen mich einfach erschießen. Dann 
istes gut. 

Mogopa hat viele Bodenschätze, die 
wollten sie haben. Nun haben sie sie. 
Sie haben die Schulen niedergerissen, 
als sie kamen, und dann die Kirchen. 
Der Tag, an dem sie die Kirche zerstör- 
ten, das war ein Sonntag — nein; ein 
Sonnabend. Am Sonntag saßen wir un- 
ter einem Baum. Sie haben alles zer- 
stört, unsere Kirchen. 

Ich sagte zu ihnen: „Ihr kämpft doch 
nicht mit Gott, ihr kämpft doch mit uns. 
Laßt doch unsere Kirche heil. Wenn ihr 
die Kirche zerstört und die Schule, 
dann. kämpft ihr mit Gott. In der Kirche 
schläft niemand. Wir gehen nur hin, um 
zu beten, zu Gott. Das ist alles.“ 

Aber sie sagten: „Wir zerbrechen die 
Kirche, wir reißen sie nieder. Was ha- 
ben wir mit eurem Gott zu tun?“ Und 
dann taten sie es. Sie brachen die Kir- 
che nieder. 


* Anmerkung 

Evangelisches Missionswerk 

Mittelweg 143 

2000 Hamburg 13 

Teile der Dokumentation wurden auch in der 
Frankfurter Rundschau vom 24.9.1984 veröffent- 
licht. 
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Das grüne Band der Sympathie 


Am 10. Mai fand der dritte bundesweite Banken-Aktionstag „Kein 
Geld für Apartheid“ statt. In über 20 Städten der Bundesrepublik 
fanden Aktionen vor und in den Filialen der Dresdner Bank statt. 
Proteste gegen die Südafrika-Geschäfte der Dresdner Bank 
wurden auch vor deren Geschäftsstelle im Ausland zum Ausdruck 
gebracht, so in Genf, Zürich, Luxemburg, London und New York. 


Die Dresdner Bank wurde schon vor län- 
gerer Zeit als Schwerpunkt der Kampag- 
ne gegen Bankengeschäfte mit und in 
Südafrika bestimmt. Die Dresdner ist kei- 
neswegs die einzige bundesdeutsche 
Bank, die der Apartheid dringend benö- 
tigte Devisen und Einkünfte beschafft; sie 
hat allerdings eine gewisse Führungsrolle 
unter diesen Banken, insbesondere durch 
ihr Namibia-Engagement. Sie hat Ende 
1980 die 51 %-Kapitalmehrheit der SWA- 
BANK (Namibia) aufgekauft. Darum war 
auch in diesem Jahr der Anlaß für den 
Banken-Aktionstag die Aktionärs-Haupt- 
versammlung der Dresdner BAnk AG am 
10.5. in Frankfurt. Bei den Aktionen wur- 
de immer die stellvertretende Rolle der 
Dresdner betont. 


Warum Südafrika Auslandskapital 
benötigt 


Südafrika — zumindest die „weiße“ Wirt- 
schaft — gilt als reich. Tatsächlich steckt 
das Apartheidsystem in seiner schwer- 
sten Wirtschaftskrise seit Jahrzehnten — 
von der politischen Krise ganz zu schwei- 
gen. Innerhalb der letzten fünf Jahre hat 
sich die Auslandsverschuidung auf 67,5 
Milliarden DM verdoppelt. Die Bank of 
England und andere Nationalbanken sind 
über das hohe Niveau der Außenver- 
schuldung besorgt; kürzlich mußte der 
Präsident der südafrikanischen National- 
bank zugeben, sein Land sei praktisch 
bankrott. 

„Ohne Auslandskapital geht der Apart- 
heid das Geld aus“ schrieb der angese- 
hene Rand Daily Mail. Mit ausländischem 
Kapital und wirtschaftlicher Unterstützung 
aus westlichen Ländern, insbesondere 
der Bundesrepublik, wird das Apartheid- 
System am Leben erhalten. 

Die Hauptfaktoren der Auslandver- 
schuldung sind: 


Militärausgaben: Seit 1960/61 stieg das 
offizielle, südafrikanische Militärbudget 
um mehr als das 70fache. Südafrika führ- 
te Kriege in fast allen Nachbar- und 
Frontstaaten; die militärische Besetzung 
Namibias kostet etwa 6 Millionen DM pro 
Tag. 


Ölimporte: Südafrika verfügt über keine 


eigenen Ölvorkommen nennenswerten 
Ausmaßes. Seit dem Öl-Embargo der 
Vereinten Nationen und der Organisation 
erdöl-exportierender Länder (OPEC) muß 
Südafrika sich um „verbotenes“, d. h. 
teureres, Erdöl bemühen. Das kostet 
mindestens 3Milliarden US$ jährlich. 


Investitionen in Schlüsselsektoren: U. a. 
um möglichen Wirtschaftssanktionen 
besser widerstehen zu können, planen 
Staat und Wirtschaft, insbesondere die 
staatlichen Schlüsselunternehmen, Inve- 
stitionen in riesigen Größenordnungen. 


Strukturprobleme der Apartheid: Die 
„Verschlechterung des Investitionskli- 
mas“, der Vertrauensschwund von Inve- 
storen in die Stabilität der Apartheid we- 
gen des Bürgerkriegszustandes, soll 
durch flüssiges (Banken-)Kapital ausgeli- 
chen werden. 


Vor diesem Hintergrund sind die süd- 
afrikanischen Schuldner verständlich: 

— die staatliche Industrieförderungsge- 
sellschaft IDC, die u. a. Schlüsselindu- 
strien im Militärbereich finanziert, 

— der staatliche Strategische Öl-Fonds 
SOF, der die Öl-aus-Kohle-Anlagen 
SASOL teilweise besitzt und geheime 
Ölvorräte für zwei Jahre finanziert, 

— die halbstaatliche Eisen- und Stahlge- 
sellschaft ISCOR, die Produzent von 
Grundstoffen insbesondere für die Rü- 
stungsindustrie ist, 

— der staatliche Elektrizitätsgigant ES- 
COM, der nicht nur über 95% des 
südafrikanischen Stroms erzeugt, son- 
dern auch das einzige Kernkraftwerk 
betreibt. Südafrika hat den Atomwaf- 
fensperrvertrag nicht unterzeichnet 
und damit seine Kernanlagen interna- 
tionaler Kontrolle entzogen. Februar 
1985 bestätigte ein ESCOM-Sprecher, 
nicht die Elektrizitätsversorgung sei 
der Hauptgrund für den Bau des 
KKW’s, er sei „strategischer Natur“, 

— die halbstaatliche Verkehrsgesell- 
schaft SATS, der die Eisenbahn, Hä- 
fen, Flughäfen, Teile des Straßenlast- 
verkehrs und (Öl-)Pipelines unterste- 
hen, 

— und die südafrikanische Regierung 
selbst. 


Bundesdeutsche Banken und 
Südafrika 


Für diese Schuldner haben bundesdeut- 
sche Banken allein 1984 Anleihen im 
Wert über 1,6 Milliarden DM gemanagt — 
beteiligt waren sie an weit mehr Anleihen. 
Die Kreditvergabe für Handel und Investi- 
tion läßt sich nur grob schätzen; sie dürf- 
te ebenso bedeutungsvoll sein, wie die 
Anleihevergabe. Die Deutsche Mark be- 
findet sich nach dem US-Dollar auf dem 
zweiten Platz ausländischer Anleihewäh- 
rungen; doch auch der größte Teil der 
US-Dollar-Anleihen stammt nicht vom 
amerikanischen, sondern vom Eurodol- 
lar-Markt. Bundesdeutsche Banken ha- 
ben 1972 bis 1984 mindestens 114 Anlei- 
hen und Großkredite im Wert von minde- 
stens 4561,1 Millionen US-Dollar geman- 
agt. 

Mit von der Partie sind privatwirtschaft- 
liche Banken wie die Dresdner, Deutsche 
und Commerzbank AG oder die Privat- 
bank Merck, Fink & Co, staatliche/halb- 
staatliche Banken wie Sparkassen, Lan- 
desbanken/Girozentralen oder die Kredit- 
anstalte für Wiederaufbau (80% Bund, 
20% Länder) sowie Volks- und Raiffei- 
senbanken samt deren genossenschaftli- 
chen Spitzeninsitute. In und mit Südafrika 
besonders stark engagiert sind die 
Dresdner, Deutsche und Commerzbank, 
die Berliner Handels- und Frankfurter 
Bank, die Bayerische Vereins- und die 
Bayerische Hypotheken- und Wechsel- 
bank sowie die Westdeutsche Landes- 
bank/Girozentrale. 

Während Banken andere Länder sich 
aus dem Südafrikageschäft zurückziehen 
(müssen), füllen bundesdeutsche Banken 
die sich daraus ergebende Lücke. Eine 
klare politische Aussage zugunsten der 
Apartheid. 


Banken-Aktionen 1985 


Seit vier Jahren arbeiten verschiedene 
Gruppen und Organisationen, insbeson- 
dere die Evangelische Frauenarbeit in 
Deutschland (EFD) und die Anti-Apart- 
heid-Bewegung (AAB) zum Thema „Ban- 
ken finanzieren Apartheid“. die Forderung 
heißt: „Kein Geld für Apartheid“, keine 
Kredite, keine Anleihen, kein Verkauf von 
Platin und Gold, kein Verkauf von Krüger- 
rand-Goldmünzen. Seit drei Jahren spre- 
chen „Kritische Aktionäre“ in der Haupt- 
versammlung der Dresdner Bank. 

Im Vorfeld des Banken-Aktionstages 
1985 hatte es in vielen Städten Informa- 
tions- und Diskussionsveranstaltungen 
gegeben; es sollte Informationen über die 
Südafrikageschäfte der bundesdeut- 


Protest gegen das Engagement der Dresdner Bank in Südafrika beim Bankenaktionstag in 
Frankfurt 


schen Banken verbreitet und der Banken- 
tag vorbereitet werden. Bereits ein halbes 
Jahr vor dem 10.5. hat der Arbeitskreis 
„Kein Geld für Apartheid“, der aus Mit- 
gliedern von EFD und AAB besteht, Infor- 
mationen und Rundbriefe verschickt. Die 
Aktionen wurden von kirchlichen Organi- 
sationen und Gruppen, der Gewerkschaft 
Handel, Banken und Versicherungen 
(HBV), einzelnen Parteiorganisationen, 
Jugend- und Studentengruppen und sol- 
chen der Friedens- und Solida- 
ritätsbewegung mit der „Dritten Welt“ un- 
terstützt. Hunderte von Einzelpersonen, 
darunter Gewerkschafter und Mitglieder 
des Bundestages, haben Selbstverpflich- 
tungserklärungen unterschrieben, daß sie 
keine Geschäftsbeziehungen mit Banken 
unterhalten, die ihrerseits mit der Apart- 
heid Geschäfte machen. 


Podiumsdiskussion 9.5.1985 


Am Vorabend des Bankentages fand in 
Frankfurt eine bisher einmalige Po- 
diusmdiskussion zum Thema statt, mit 


— Dr. W. Jahn für den Bundesverband 
Deutscher Banken, ehemaliges Vor- 
standsmitglied der Commerzbank 

— William Howard Jr., ehemaliger Präsi- 
dent des amerikanischen Kirchenrates, 
aktiv in der „Disinvestment“-Kampag- 
ne in den USA 

— zwei Vertretern der Evangelischen Kir- 
che, die selbst an Gesprächen mit 
Banken über die Südafrikageschäfte 
beteiligt waren, 

— einer Vertreterin des Arbeitskreises 
„Kein Geld für Apartheid“ und 

— einer Vertreterin der Gewerkschaft 


HBV. 
— Die Generalsekretärin der EFD, Hilde- 
gard Zumach, moderierte — keine 


leichte Aufgabe angesichts hochge- 
hender Emotionen. 


Mehr als 120 Menschen waren zu die- 
sem Abend gekommen, in der Regel be- 
reits Vor-Informierte. Die Zeit war kurz; 
dennoch konnten Fakten der Südafrika- 
geschäfte benannt werden. Der Vertreter 
der Banken wehrte sich heftig gegen die 
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politische Wertung der Südafrika-Ge- 
schäfte. Er stellte fest, daß die öffentli- 
chen Anleihen an das Land der Apartheid 
nur ein geringer Teil des Südafrika-Enga- 
gements seien — ein weitaus größerer 
Teil liefe über Export- und Investitionskre- 
dite, die der bundesdeutsche Wirtschaft 
dienten. „Banken sind dazu da, deutsche 
Industrie finanzieren zu helfen, wo immer 
sie ist“. Er sprach sich gegen moralische 
Bedenken aus — Banken und Institutio- 
nen könnte kein Gewissen haben, nur 
Einzelpersonen. Dies hielt er dem Argu- 
ment entgegen, die Banken seien an der 
Finanzierung eines Systems beteiligt, das 
von der UNo mit dem Hitler-Faschismus 
auf eine Stufe gestellt und als „Verbre- 
chen gegen die Menschlichkeit“ verurteilt 
wurde. 

William Howard stellte dagegen einige 
Punkte besonders heraus: Banken und 
Firmen seien nicht in Südafrika, um 
Apartheid zu überwinden, sondern um 
Profite zu machen. Jedoch versuchten 
sie oft glauben zu machen, daß sie durch 
Investitionen und Gespräche zur Über- 
windung der Apartheid wesentlich beitrü- 
gen — wie auch Herr Jahn sich bemühte, 
die „Reformen“ der Arbeits- und Lebens- 
bedingungen in Südafrika auf das Enga- 
gement deutscher Firmen zurückzufüh- 
ren. Howard betonte die Forderung „auch 
moderater Stimmen“ in Südafrika nach 
wirtschaftliichem Druck gegen die Apart- 
heid; dies sei die einzige Möglichkeit, 
noch größeres Blutvergießen zu vermei- 
den. Er nannte ferner wirtschaftliche 
Gründe, die inzwischen gegen das Süd- 
afrikageschäft sprächen (Wirtschaftskri- 
se). Aufgrund der sehr erfolgreichen „Dis- 
investment“-Kampagne in den USA müß- 
ten sich immer mehr Banken aus dem 
Südafrika-Geschäft zurückziehen; des- 
halb sei zu erwarten, daß bundesdeut- 
sche Banken stärker einstiegen, die Pro- 
teste dagegen müßten in der Bundesre- 
publik folglich noch deutlicher werden. 


Pressearbeit 


Die Pressearbeit zum Banken-Aktionstag 
hatte bereits im Januar begonnen. Die 
verschiedenen Presseerklärungen führ- 
ten bereits vorab zu Meldungen in Zeitun- 
gen verschiedener Coleur. Am 16.4. 
zeige MONITOR/WDR eine kritische 
Sendung „Banken finanzieren Rassis- 
mus“, die auf Material von EFD und AAB 
beruhte. 

Am 9.5. fand eine gut besuchte Pres- 
sekonferenz statt. U. a. stellten die „Kriti- 
schen Dresdner Bank Aktionäre“ noch- 
mals ihre Anträge auf Nichtentlastung 
von Vorstand und Kapitalvertreter im Auf- 
sichtsrat vor, die in der Hauptversamm- 
lung behandelt werden sollten. Die drei 
Anträge waren schon einige Wochen vor- 
her schriftlich eingereicht worden und 
mußten samt Begründungen von der 
Dresdner Bank allen Aktionären zuge- 
stellt werden. Etliche Aktionäre hatten 
sich daraufhin gemeldet und ihre Zustim- 
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mung zu diesen Anträgen ausgedrückt. 

Über den Verlauf der Hauptversamm- 
lung und die verschiedenen Aktivitäten 
am Banken-Aktionstag 10.5. haben Pres- 
se, Rundfunk und Fernsehen breit berich- 
tet, z. T. mit ganz oder halbseitigen Be- 
richten. An der jetzt erreichten Breite der 
Kampagne kommen auch FAZ und Han- 
delsblatt nicht vorbei. 


Mit den Anträgen und Reden in der 
Hauptversammlung der Bank wird zwar 
auch die langfristige Erreichung eines 
Potentials von Aktionären und Kunden 
angestrebt, die der Bank die Zustimmung 
zu den Südafrikageschäften versagt. 
Noch ist dieses Potential — gemessen 2. 
B. an den Stimmen für die Anträge der 
Kritischen Aktionäre in der Hauptver- 
sammlungs-Abstimmung — klein. Ent- 
scheidend aber ist derzeit die Erreichung 
der breiteren Öffentlichkeit: Mit gezielten 


Protesten in und während einer Haupt- 
versammlung kann die Presse zu aus- 
führlicher Berichterstattung bewegt wer- 
den, wodurch mittelfristig auch wirtschaft- 
licher Druck auf die Bank ausgeübt wird. 


Hauptversammlung der Dresdner 
Bank 


Nahezu alle Redner während der sieben- 
stündigen Dresdner-Hauptversammlung 
sprachen zu den Südafrika-Geschäften 
— Südafrika war das dominierende The- 
ma, wie der Vorsitzende mit Bedauern 
feststellte. Er war der Ansicht, es gebe 
wichtigere Themen und Südafrika habe 
für die Bank eigentlich nur geringes Ge- 
wicht. Vier Vertreter der Kritischen Aktio- 
näre sprachen zur Begründung der An- 
träge und stellte gezielte Fragen zum Ge- 
schäftsjahr 1984. Obwohl wahrlich viel zu 
kritisieren wäre, beschränkten sie sich 


Seit einigen Jahren protestieren Berliner Südafrikagruppen gegen die Teilnah- 
me der Republik Südafrika an Messen (Grüne Woche, ITB) in Berlin(West). Um 
unserer Forderung nach Ausschluß Südafrikas von solchen Veranstaltungen 
mehr Gewicht zu verleihen, haben wir bei der diesjährigen Tourismusbörse mit 
einer Unterschriftenkampagne begonnen, die im Bundesgebiet und Ber- 
lin(West) bis Herbst 1985 verstärkt fortgeführt wird. Unsere Forderung richtet 
sich an den Regierenden Bürgermeister und den Senat von Berlin(West) sowie 
an die Ausstellungs-Messe-Kongreß GmbH, denen die Unterschriften Ende des 
Jahres in öffentlichkeitswirksamer Form überreicht werden sollen. 

Dazu brauchen wir die Unterstützung möglichst vieler Einzelpersonen und Or- 
ganisationen, z. B. von 3. Weit-Gruppen und Friedensinitiativen (wir weisen in 
diesem Zusammenhang außerdem auf die Aktionstage gegen die militärisch- 
nukleare Zusammenarbeit zwischen Südafrika und der Bundesrepublik am 4./ 
5.10.85 hin). 


Unsere Aktionen sind Teil der internationalen Anti-Apartheid-Kampagne, die das Ziel hat, ei- 
nen völligen wirtschaftlichen, militärischen, politischen und kulturellen Boykott des Apartheid- 
Regimes zu erreichen, um dem Regime jede Unterstützung zu entziehen. 

Die Proteste und Aktionen haben mehrere Funktionen: 

— Es soll Druck auf die politisch Verantwortlichen ausgeübt werden (Bürgermeister, Senat, 
Messe-Gesellschaft), damit diese in Zukunft ihre Zusammenarbeit und Unterstützung des 
Apartheid-Regimes einstellen. (vergl. z. Z. den Rückzug der US-Banken aus dem Südafrika- 
Geschäft aufgrund von massivem politischen u. wirtschaftlichen Druck). 

— Es soll deutlich werden, daß das Apartheid-Regime nirgendwo unbehelligt auftreten und 
Propaganda betreiben kann, und daß es auch hier Unterstützung für den Befreiungskampf der 
schwarzen Bevölkerung gibt. 

— Die Öffentlichkeit soll über das unmenschliche Apartheid-System informiert werden, insbe- 
sondere über die enge Zusammenarbeit zwischen der BRD/Westberlin und Südafrika. 

Seit Einführung der neuen südafrikanischen Verfassung im Sommer 1984 hat die weiße Min- 
derheitsregierung ihren Terror gegen die schwarze Bevölkerung weiter verstärkt. Die Südafri- 
kanischen Anti-Apartheid-Organisationen haben die westlichen Solidaritäts-, Friedens-, Kir- 
chengruppen usw. dazu aufgerufen, sich entschiedener als bisher für einen umfassenden 
Boykott Südafrikas einzusetzen. Mit unserer breit angelegten Unterschriften-Kampagne ge- 
gen die Teilnahme Südafrikas an Messen in Berlin(West) wollen wir eine Grundlage schaffen 
für entschiedenere Proteste und Aktionen gegen die Teilnahme Südafrikas an der Grünen 
Woche und der Tourismusbörse 1986. (Diese Messen gehören zu den international bedeu- 
tendsten ihrer Art). 

In den letzten drei Jahren sind die Reaktionen auf unsere Aktionen von Seiten der Messe-Ge- 
sellschaft, des Senats (in Form der Polizei) und Vertreter des südafrikanischen Messestandes 
immer heftiger geworden. Auch gegen diese zunehmende Unterdrückung unseres Protestes 
richtet sich die Unterschriften-Kampagne. 


Also: Unterstützt unsere Aktion durch das Verteilen der Listen und das Sammeln von Unter- 
schriften! 


Eine Initiative der: Mahnwachengruppe für Südafrika — gegen Apartheid 
Frauen für Südafrika — gegen Apartheid 

Anti-Apartheid-Bewegung 

Listen anfordern und bitte bis spätestens 31.10.85 zurücksenden an: 
Regina Holst, Kurfürstendamm 146, 1000 Berlin 31 


Zur Durchführung dieser Kampagne brauchen wir Spenden: Kennwort Tourismusbörse, 
Konto 2754 16-108 Postgiroamt Berlin(West), BLZ 10010010, 
Pfarrerin Giesela Petersen, 1000 Berlin 44 


Berlin(West) 


auf das Engagement der Dresdner Bank 
AG in und mit Südafrika. Zu solch großen 
Ausschreitungen und Handgreiflichkeiten 
wie im vergangenen Jahr kam es diesmal 
nicht. 


Schwerpunkte der Reden waren: 

— International ziehen sich Banken aus 
dem Südafrika-Engagement zurück; in 
den USA z. B. geht bezüglich Kapital- 
vergabe fast nichts mehr. Die 
Dresdner Bank folgt diesen Vorbildern 
nicht, sondern hält an den Südafrika- 
Geschäften fest und baut sie sogar 
aus. 

— Durch das Eingreifen der Dresdner 
Bank wurde die SWABANK zur Voll- 
bank ausgebaut; sie beteiligt sich an il- 
legalen Exportfinänzierungen (Verstoß 
gegen das Völkerrecht). 

— 1984 gab es mehrere Gespräche mit 
Kirchenvertretern über die Bedeutung 
des Südafrikageschäftes und die Ab- 
lehnung von Unterstützung und Finan- 
zierung der Apartheid. Viele Kunden, 
auch Kirchenorganisationen, kündigten 
ihre Konten; weitere Kontokündigun- 
gen, d. h. Verluste für die Bank, stehen 
an. 

— Südafrika befindet sich in schwerster 
Wirtschaftskrise; ob der Schulden- 
dienst von Zins und Tilgung aus Kapi- 
talvergaben früherer Jahre gezahlt 
wird, ist fraglich. Die Dresdner stützt 
die marode Wirtschaft und ist beson- 
ders stark an Anleihen für die Apart- 
heid-Regierung und ihre staatlichen 
Schlüsselunternehmen beteiligt. 


Der neue Vorstandssprecher der Bank 
ging auf viele der Fragen intensiver und 
seriöser ein als dies in der Vergangenheit 
der Fall war. Das gestiegene Öffentliche 
Interesse dürfte der Hauptgrund dafür 
sein. Er verweigerte allerdings jede Stel- 
lungnahme zur Aussage, daß die Ge- 
schäfte seiner Bank die Apartheid stüt- 
zen. Wie immer recht allgemein, sagte er, 
die Südafrika-Anleihen dienten der deut- 
schen Wirtschaft. Sie kämen auch der 
namibischen und südafrikanischen Bevöl- 
kerung zugute. Eine konkrete Antwort, 
wie das geschieht, blieb aus. Das Enga- 
gement bei der SWABANK wurde erst- 
malig zugegeben, wenn auch positiv be- 
wertet. Die Frage, warum die Dresdner 
gerade in Namibia Geschäfte betreibt, 
obwohl die Bundesrepublik wegen der 
militärischen Besetzung des Landes 
durch Südafrika keine diplomatischen 
Beziehungen unterhält, blieb letztlich un- 
beantwortet. 


Erstaunen löste die Antwort auf eine 
eher beiläufige Frage nach der Ver- 
trauenswürdigkeit Südafrikas aus: Garan- 
tien, daß die Anleihen tatsächlich nicht 
dem militärischen Bereich zugute kämen, 
könnten nicht gegeben werden; der Kre- 
ditzweck sei in Verträgen festgeschrie- 
ben. Man müsse Vertrauen zum Kredit- 
partner haben, ohne Vertrauen würde es 


keine Kredit-/Anleihevergaben geben. 

Was aber bedeuten Verträge und Ver- 

trauen in und mit einem Regime, 

— das im letzten halben Jahr über 370 
Menschen auf offener Straße durch 
Polizei und Militär erschießen ließ, 

— das seine internationalen sogenannten 
„Friendensverträge“ mit Angola und 
Mozambik bricht und deshalb sogar 
von der Reagan-Administration gerügt 
wird, 

— das durch die in der Verfassung ver- 
ankerten Rassendiskriminierung der 
3/4-Bevölkerungsmehrheit der Dun- 
kelhäutigen fortgesetzt die elementar- 
sten Menschenrechte vorenthält? 


Neue Qualität: Wie geht’s weiter? 


Die Unterstützung durch viele neue Orga- 
nisationen und die Verselbständigung der 
Aktionen an anderen Orten, durch andere 
Trägerorganisationen und mit breiterer 
Stoßrichtung haben der Kampagne „Kein 
Geld für Apartheid“ eine neue Qualität 
gegeben. Es sind die Gespräche der 
Evangelischen Kirche und etlicher Landes- 
kirchen mit den Banken zu nennen, die 
fortgeführt werden und vielleicht — wie 
beim Reformierten Bund (einer Dachor- 
ganisation von Kirchen mit mehreren Mil- 
lionen Mitgliedern) — zur Kündigung der 
Konten bei „dreckigen“ Banken führen. 
Die Unterstützung des Anliegens durch 
Gewerkschaftsverbände ist bedeutungs- 
voll; der Landesverband Hessen der HBV 
hat sich die Forderung nach Beendigung 
der Südafrikageschäfte zu eigen ge- 
macht. Durch Öffentlichkeitsarbeit der 
HBV werden Bankangestellte erreicht, es 
kann deutlich gemacht werden, daß die 
Kampagne sich nicht gegen sie, sondern 
die Verantwortlichen der Banken richtet. 


Auch in politischen Parteien bewegt 
sich etwas. Grüne und Demokratische 
Sozialisten waren am 10.5. in Frankfurt 
und anderswo aktiv. Die Grünen im Bun- 
destag und einige SPD-Bezirke unterstüt- 
zen die Kampagne; SPD-Vertreter forder- 
ten kürzlich die Isolierung des Apartheid- 
Systems und wirtschaftlichen Druck. Dem 
Bundestag liegt eine Große Anfrage der 
Fraktion der Grünen zu Bankenkrediten, 
Anleihen und anderen Bankgeschäften 
mit Südafrika und Namibia vor; es wird 
also eine Generaldebatte dazu geben. 


In einigen Stadt- und Gemeinderäten 
wurden Initiativen eingebracht, daß Spar- 
kassen keine Krügerrandwerbung mehr 
machen und diese nicht mehr verkaufen. 
Wegen des erheblichen Protestes mußte 
kürzlich die Sparkasse Köln eine Werbe- 
reise für Geschäftsleute nach Südafrika 
absagen. 


Wichtig ist es jetzt, über die jährlichen 
Banken-Aktionstage hinaus mit kontinu- 
ierlichen Aktionen auf das Geschäft mit 


der Apartheid durch bundesdeutsche 
Banken hinzuweisen. Die Zusammenar- 
beit mit und zwischen den Organisa- 
tionen, die die Kampagne tragen (wollen), 
muß verstärkt werden. Gemeinde- und 
Stadträte sollten die Konten ihrer Ge- 
meinden überprüfen und evtl. Anträge auf 
Kündigung bei bestimmten Banken stel- 
len; Unterschriftenlisten mit der Forde- 
rung nach Auflösung von Konten bei Ban- 
ken, Sparkassen sowie Volks- und Raif- 
feisenbanken, die im Apartheidgeschäft 
stecken, können für den notwenigen öf- 
fentlichen Druck sorgen. 


Solidaritäts-, Friedens-, Jugend- und 
viele andere Gruppen sollten angespro- 
chen werden, ihre Konten bei den beson- 
ders „dreckigen“ Banken nach einem ent- 
sprechenden Briefwechsel mit der Bank 
notfalls zu kündigen; Sportvereine nicht 
vergessen! Die Banken machen sehr 
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deutlich, daß sie auf moralische Appelle 
nicht reagieren; Kundenverlust aber ist 
ein entscheidendes Druckmittel. 


Übrigens: Bei welcher Bank habt Ihr 
eigentlich Euer Konto? 


Doris Peschke 


Helmut Paschlau 


(Kritische Aktionäre Dresdner Bank) 


Informationen: 
Anti-Apartheid-Bewegung, Bonn 


Evangelische Frauenarbeit, Frankf. 
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Das Vermächtnis der Opfer von gestern: Einsatz für die Opfer von heute 


Wir laden Sie ein zu einer: 


KUNDGEBUNG ANHÖRUNG PODIUMSDISKUSSION 


am 28. Juni 1985 um 16 Uhr 
in der Gedenkstätte 


am 29. Juni 1985 von 9 
bis 18 Uhr im Auditorium im Curio-Haus 
Neuengamme bei Hamburg. Maximum Il, Universität 


Otto Pankok, Ausgelöscht, 1937 


am 29. Juni um 20 Uhr 
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Hamburg, Allende-Park 


Mit Bischof da Costa Lopes, Osttimor » 


Heinz Brandt - Klaus von Dohnanyi * Freimut Duve » 


- Sprechern der Nationalitäten * Augenzeugen ' 


Rigoberta Menchü, Guatemala * Romani Rose * 
Milan Horaocek * Bernard Kouchner, Paris * 


Lord Avebury, England - 
Robert Jungk 
Experten 


Die Veranstaltung steht unter der Schirmherrschaft von Bürgermeister Klaus von Dohnanyi 


GESELLSCHAFT FÜR BEDROHTE VÖLKER, Postfach 2024, 3400 Göttingen, Tel. 0551-558 22 
Bitte unterstützen Sie diese Veranstaltung mit einer Spende auf das Konto Nr. 2977 93-207 
PSCHA Hamburg der Gesellschaft für bedrohte Völker 
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Angola: Krieg ohne Ende? 


Seit langem verhandeln nun schon die Regierungen von Angola 
und Südafrika über einen Rückzug der südafrikanischen Truppen 
aus Angola und eine Lösung der Namibia-Frage. Unter 
amerikanischem Einfluß schien sich im Februar 1984 eine Lösung 
abzuzeichnen. Angola und Südafrika schlossen in Lusaka ein 
Entflechtungsabkommen. Die daran anschließenden 
Verhandlungen führten aber zu keinerlei Ergebnissen, heute ist die 
Lage immer noch ungeklärt, die Fronten sind verhärtet. Der 
Hintergrund: Eine Unabhängigkeit Namibias könnte einen 
Rückschlag für die prowestliche bewaffnete 
Widerstandsbewegung UNITA bedeuten und einen Sieg der 
marxistisch-leninistischen Regierung in Angola wahrscheinlicher 


machen. 


Verhandlungen drehen sich im 
Kreis 


Nach einem mühsamen Hin und Her von 
Noten, das von dem amerikanischen Un- 
terstaatssekretär für afrikanische Angele- 
genheiten, Chester Crocker und seinem 
Stellvertreter, Frank Wiesner, gesteuert 
wurde, hatten sich die angolanische und 
die südafrikanische Regierung am 16. 
Februar 1984 in Lusaka (Zambia) zu ei- 
nem Abkommen durchgerungen. Zwi- 
schen den südafrikanischen Truppen in 
Südangola und den angolanischen Trup- 
pen sollte ab sofort ein Waffenstillstand 
bestehen. Eine gemeinsame Kontroll- 
kommission unter amerikanischer Beteili- 
gung sollte gebildet werden, um die kon- 
krete Durchführung der Entflechtung zu 
beaufsichtigen. Man verabredete die 
Fortsetzung von Gesprächen über die 
Unabhängigkeit von Namibia, die Bildung 
einer entmilitarisierten Zone entlang der 
namibisch-angolanischen Grenze, den 
allmählichen Abzug der kubanischen 
Hilfstruppen aus Angola und die Verrin- 
gerung der südafrikanischen Truppen in 
Namibia auf 1500 Mann. 

Die Umzingelungspanik der RSA- 
Regierung nach dem Ende der weißen 
Herrschaft in ihren Nachbarländern Mo- 
sambik, Angola, Zimbabwe schien ihr En- 
de gefunden zu haben. Einerseits setzten 
sich die Kreise um den gemäßigten Au- 
Benminister Pik Botha offenbar immer 
mehr durch, andererseits erhöhten Wirt- 
schaftskrisen, hohe militärische Unkosten 
sowie vergrößterte Effizienz der angolani- 
schen Truppen durch kubanische Ausbil- 
dung und sowjetisches Gerät die südafri- 
kanische Kompromißbereitschaft (Ex, 
18.2.84). Darüber hinaus hätte die Reali- 
sierung des Abkommens der RSA kon- 
krete Vorteile gebracht. Eine gemeinsam 
kontrollierte entmilitarisierte Zone hätte 
vermutlich das militärische Ende der von 


Angola aus operierenden namibischen 
Befreiungsbewegung SWAPO bedeutet, 
die in Namibia über keine festen Basen 
verfügt. Dagegen wäre die in Angola fest 
verankerte, von Südafrika geförderte 
UNITA nur wenig getroffen worden (DN, 
13.3.84). 

Die Kontrollkommission wurde tatsäch- 
lich eingerichtet, es kam sogar zu einem 
Gefecht zwischen ihren Soldaten und 
SWAPO-Guerilleros. Der angolanische 
Präsident Eduardo dos Santos wollte je- 
doch dem Kampf der Widerstandsbewe- 
gungen gegen das Apartheids-Regime 
seine Unterstützung nicht ganz entzie- 
hen. Mit Solidaritätserklärungen für ANC 
und SWAPO brüskierte er die südafrika- 
nische Regierung. Es kam nicht zu weite- 
ren konkreten Schritten, die südafrikani- 
schen Truppen blieben in Angola, die 
SWAPO kämpft weiter von angolani- 
schem Gebiet aus (JN, 2.8.84). 


Südafrikanische Schützenpanzer in Angola 


Auch die Verhandlungen mußten einen 
Schritt zurück, erst im November 1984 
wurden sie wieder konkret. Angola schlug 
nun vor, daß sich Südafrika aus dem 
Land zurückziehen und seine Streitkräfte 
in Namibia auf 1500 Mann reduzieren 
solle. Dann würden 15.000 Kubaner in- 
nerhalb von zwei Jahren Angola verlas- 
sen, weitere 5.000 im folgenden Jahr. 
10.000 sollten unabhängig davon im Nor- 
den des Landes bleiben und erst später 
abgezogen werden (D., 28.11.84). Dage- 
gen schlugen die Südafrikaner vor, daß 
ihre eigenen Truppen und die Kubaner 
gleichzeitig gehen sollten. Innerhalb von 
sechs Wochen sollten nur noch 12.0000, 
nach neun Wochen noch 8.000 und nach 
zwölf Wochen schon alle Kubaner Angola 
verlassen haben (D, 26.11.84). Ende 
November schien dann wieder unter 
amerikanischer Vermittlung ein praktikab- 
ler Plan verabredet zu sein, den Euardo 
dos Santos durch einen Brief an den 
UNO-Generalsekretär publik machte. Bis 
Jahresende würden sich die Südafrikaner 
bedingungslos aus Südangola zurückzie- 
hen, dann Kubaner und Südafrikaner aus 
Angola bzw. Namibia, bis auf 2.000 Ku- 
baner in der angolanischen Hauptstadt 
Luanda und der Exklave Cabinda sowie 
1.500 Südafrikaner in Namibia (Ex, 
29.12.84). 

Während die Angolaner die Verabre- 
dung des südafrikanischen Rückzuges 
aus Namibia als Vorbedingung für den 
Abzug der Kubaner darstellten, kehrten 
die Südafrikaner die Kausalitäten um. Sie 
zögen sich aus Namibia nur zurück, wenn 
die Kubaner Angola verlassen würden. 
Diese Versuche, die jeweiligen Gegensei- 
te das Gesicht verlieren zu lassen, ge- 
nügten, um die weiteren konkreten 


Schritte zu verhindern. 

inoffiziell wurde bekannt, daß Südafri- 
ka nun eine neue Vorbedingung für die 
Unabhängigkeit Namibias stellte: die Auf- 
nahme von UNITA-Mitgliedern in die an- 
golanische Regierung (DN, 19.11.84). 
Dagegen behauptete Eduardo dos San- 
tos, die UNITA-Rebellen würden in Wirk- 
lichkeit von Südafrika befehligt, der Au- 
Benpolitik der RSA gegenüber den Nach- 
barstaaten unterstellte er dünkelhaften 
Rassismus (LM, 19.2.85). Pik Botha kon- 
terte, indem er der angolanischen Regie- 
rung unterstellte, sie unterstütze den Ver- 
such, die südafrikanische Regierung ge- 
waltsam zu beseitigen (SAD, 8.2.85). — 
Wieder einmal waren die Verhandlungen 
gescheitert. 


Auf beiden Hochzeiten tanzen: 
die USA 


Anfang März 1984, als die Verhandlun- 
gen von Lusaka eben zwei Wochen zu- 
rücklagen, besuchte der ehemalige US- 
Außenminister Haig, angeblich nur als 
Geschäftsmann (er handelt jetzt mit Hub- 
schraubern), aber zusammen mit einer 
„wichtigen nordamerikanischen Persön- 
lichkeit, die mit der Afrikapolitik der US- 
Regierung beschäftigt ist“ den UNITA- 
Führer und Südafrika-Freund Jonas Sav- 
imbi (DN, 13.3.83). Eine solch massive 
Aufwertung war vorher aufgrund des 
„Clark Amendment“ ausgeschlossen ge- 
wesen, einer Richtlinie des US-Senates, 
die 1975 der Senator Clark eingebracht 
hatte und die es verbot, an die UNITA 
Kriegsmaterial zu verkaufen, sowie die 
Empfehlung gab, mit ihr keine offiziellen 
Kontakte zu pflegen (J, 23.3.84). Dem- 
zufolge hatten sich die USA bis dahin auf 
heimliche Waffenlieferungen und - die 
Ermunterung an Dritte beschränkt, die 
UNTTA zu unterstützen. Haigs Besuch 
sollte der UNITA offensichtlich demon- 
strieren, daß sie jetzt sogar auf direktere 
amerikanische Unterstützung rechnen 
könne. Als Schwächung für die MPLA- 
Regierung, um deren Kompromißbereit- 
schaft bei Verhandlungen zu fördern und 
als Freund der RSA wird die UNITA weit- 
erhin benötigt. Im Juni 1984 wurde dann 
ein Treffen von Crocker und Pik Botha mit 
Savimbi in Cape Town gemeldet (JN, 
25.6.84), im Februar 1985 ein weiteres 
von Crocker und Savimbi am gleichen Ort 
(WA, 13.2.85). 

Zugleich versuchte die Reagan-Regie- 
rung aber, ihr Verhältnis zur MPLA-Re- 
gierung in Luanda zu normalisieren. 
Während bis dahin für die Aufnahme di- 
plomatischer Beziehungen die Aufnahme 
von Gesprächen mit Südafrika, die Ver- 
ständigung der UNITA, sowie der Abzug 
der Kubaner gefordert wurden, hielt sie 
nach dem Lusaka-Abkommen nur noch 
an der letzteren Forderung fest. Mit ei- 
nem geeinten Angola unter marxistisch- 
leninistischer Regierung zurechtzukom- 
men, scheint den Unterhändiern Crocker 
und Wiesner sinnvoller, als zu destabili- 
sieren, wo US-Interessen gefährdet wer- 


den könnten. Ein Beispiel für erfolgreiche 
Zusammenarbeit mit einem marxistisch- 
leninistischen Regime gibt es: Kongo- 
Brazzaville (J, 23.3.84). 


Luandas letzte Karte: die 
Kubaner 


Der Streitpunkt, der eine Einigung zwi- 
schen RSA und Angola über den Rück- 
zug der Südafrikaner aus Angola und Na- 
mibia bisher unmöglich gemacht hat, ist 
die Anwesenheit der kubanischen Helfer 
in Angola. Die RSA verlangte, unterstützt 
von der USA, stets kategorisch den Ab- 
zug der kubanischen Militärs als Preis für 
die Freigabe Namibias. Dieses „linkage“, 
die Verkoppelung der beiden Fragen, ist 


Präsident Dos Santos und Fidel Castro 


vor allem vor dem Hintergrund der ameri- 
kanischen Versuche zu sehen, den Ein- 
fluß sozialistischer Länder in der Dritten 
Welt zurückzudrängen. Eine militärische 
Bedrohung für Südafrika stellen die Ku- 
baner natürlich nicht dar. Selbst bei den 
südafrikanischen Angriffen auf Südango- 
la wurden sie stets zurückgehalten und 
es kam nicht zu Gefechten zwischen 
Kubanern und Südafrikanern. Sogar die 
direkte Konfrontation mit der UNITA wird 
vermieden. Steht ein UNITA-Angriff be- 
vor, ziehen sich die Kubaner nach Mög- 
lichkeit zurück (Db, 6.11.84). Bei einer 
von einem Reporter beobachteten Ein- 
kesselung von angolanischen und kuba- 
nischen Truppen, wurden kurz vor der 
Niederlage die Kubaner noch eben aus- 
geflogen, die FAPLA-Soldaten mußten 
für sich selbst sorgen (Ex, 1.9.84). Die 
Hauptaufgabe der Kubaner liegt auf ganz 
anderen Gebieten. Sie sind in Verwal- 
tung, Versorgung, Fernmeldedienst, Post, 
zur Sicherung von wichtigen Anlagen, z. 
B. Häfen, in der militärischen Ausbildung, 
in der Luftwaffe als Piloten eingesetzt, al- 
so überall da, wo die angolanische Re- 
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gierung nicht über die erforderliche An- 
zahl von qualifizierten und zuverlässigen 
Spezialisten verfügt (Db, 6.11.84). Die 
Unkosten, die die rund 35.000 kubani- 
schen Soldaten und Zivilisten dem Land 
verursachen, sind beträchtlich, etwa 250 
US-Dollar pro Mann und Tag (S, Nr. 32/ 
84). Außer von den Kubanern wird die 
MPLA-Regierung noch von 1.500 so- 
wjetischen Soldaten unterstützt, die vor 
allem mit der Instandhaltung von Fiug- 
zeugen und schweren Waffen, sowie der 
Planung von großen militärischen Opera- 
tionen beschäftigt sind (Ex, 1.9.84). 

In dem Brief an den UNO-Generalse- 
kretär bezeichnet Präsident dos Santos 
den Rückzug der ausländischen Helfer 
denn auch als „Tod für unsere nationale 


Integrität“ (DN, 31.12.84). Gemeint war 
damit, daß ohne die (die militärische In- 
frastruktur grantierenden) Ausländer ein 
Sieg über die -UNITA praktisch ausge- 
schlossen sei, das Land auch weiterhin in 
einen MPLA- und einen UNITA-be- 
herrschten Teil auseinanderfallen und 
eventuellen südafrikanischen Angriffen 
schutzlos ausgeliefert werde. 

Dennoch sah sich die MPLA-Regie- 
rung gezwungen, wenigstens im Prinzip 
dem „linkage“-Dogma der RSA und USA 
nachzugeben. Eine Folge dieses Einlen- 
kens war, daß sich die Machtverhältnisse 
im Inneren des MPLA klärten. Bis dahin 
hatten die „Pragmatiker“ um Präsident 
dos Santos eine Koexistenz mit den stär- 
ker an Kuba und der Sowjetunion orien- 
tierten „duros“ (harten) geführt. An den 
Vorverhandlungen von Lusaka, die die 
„iinkage“-Frage mit beinhalteten, nahm 
der zur „linha dura“ (harten Linie) gezähl- 
te Außenminister Paulo Jorge nicht teil. 
Im Herbst wurde er vom Präsidenten er- 
setzt, was einer Stärkung der „pragmati- 
schen“ Linie gleichkam. 

Auch Fidel Castro stimmte der Mög- 
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lichkeit eines Abzugs der Kubaner zu. 
Ihm ist an einer Verbesserung des Ver- 
hältnisses zu den USA gelegen. Zudem 
wächst der Widerwille gegen den Dienst 
als „Internationalisten“ (Ex, 9.2.85), an- 
gesichts der — trotz Zurückhaltung bei 
Gefechten — rund 2.000 Toten und 4.500 
Verwundeten, bei Angola die Kubaner 
zwischen 1975 und 1984 gekostet hat 
(Db, 6.11.85) und dem nicht absehbaren 
Ende des Angola-Konfliktes. Aus Grün- 
den der Selbsterhaltung laufen jedoch die 
Verhandlungsvorschläge dos Santos’ alle 
darauf hinaus, den Abzug der Kubaner zu 
verzögern und zu verlangsamen und ei- 
nen Teil der Truppen zumindest an den 
neuralgischen Punkten (Hauptstadt Luan- 
da und den Erdölquellen der Exklave Ca- 
binda) zurückzubehalten. 

Wie sehr der MPLA von den Kubanern 
abhängig ist, zeigt sich auch darin, daß er 
ihre Zahl zwischen 1976, dem Jahr nach 
der Unabhängigkeit und 1984 mehr als 
verdoppeln mußte (s. Kasten). Die Ge- 
fährdung der MPLA-Regierung wuchs 
durch die Erfolge der UNITA. Die Funk- 
tionsfähigkeit ihrer Streitkräfte eigenstän- 
dig sicherzustellen ist ihr offensichtlich 
nicht gelungen. 


MPLA auf Talfahrt 


Reporter berichten über Disziplinlosigkeit 
in den FAPLA, Motivationsverlust, Deser- 
tionen und Übergriffe gegen die Bevölke- 
rung — verursacht vor allem durch die 
von der UNITA gefährdeten und oft unter- 
brochenen mangelhaften Versorgungs- 
und Kommunikationswege (JN, 11.1.84). 
Zur Anzahl der FAPLA-Soldaten können 
keine verbindlichen Angaben gemacht 
werden: die Chefs der Streitkräfte kennen 
sie selbst nicht (Ex, 1.9.84)! Weil die 
Streitkräfte und die Kubaner nicht mehr 
ausreichten, mußten Ende 1984 „Wach- 
brigaden“ aus Zivilisten eingerichtet wer- 
den, um die Städte und Ortschaften im 
ganzen Land vor Überfällen der UNITA zu 
sichern. Mit der Wirtschaft ging es nach 
dem Fortgang von 350.000 — z. T. quali- 
fizierten — Portugiesen und als Folge des 
Krieges gegen FNLA, UNITA und Südafri- 
ka bergab. Während 1974 — also schon 
gegen Ende des Befreiungskrieges — die 
portugiesische Kolonie noch 5,2 Mio. 
Sack Kaffe esportierte, waren es zehn 
Jahre später nur noch 283.000. Der Dia- 
manten-Export ging um die Hälfte zurück. 
Das Land muß Lebensmittel importieren, 
die es früher exportiert hat. 90 % der 
Staatsunternehmen machen Verluste, die 
Wirtschaft funktioniert nur nach mit den 
Gewinnen aus dem Erdöl-Export (DN, 
31.12.84), der heute 90 % der Gesamt- 
exporte ausmacht; 50 % der Importe die- 
nen heute zur Befriedigung von „Grund- 
bedürfnissen“ der Bevölkerung. Die Hälf- 
te der Staatsausgaben entfallen auf das 
Militär. Da es zuviel Geld, aber staatlich 
reglementierte Preise gibt, blüht der 
Schwarzmarkt. Der 1983 verabschiedete 
„Allgemeine Notplan“ zur Förderung der 
Produktion für Grundbedürfnisse und Ex- 


Kubaner in Angola 


1961 
1965 

Mai 1975 
1976/77 
1978 
1979 
1980 
1981/82 
1984 


Waffenlieferungen über Kongo- 
200 Kubaner nach Cabinda 
14.000 Soldaten 

Verstärkung um 6.000 Zivilisten 
19.000 Soldaten 

21.000 Soldaten 

25.000 Soldaten 

31.000 Soldaten 


Namibia 


Deutsch-Südwestafrika war während 
des ersten Weltkrieges der deutschen 
Kolonialmacht von den Briten wegge- 
nommen und später vom Völkerbund 
Südafrika zur Verwaltung übergeben 
worden. 1947 erklärte Südafrika seine 
Absicht, Südwestafrika zu annektieren, 
was bei der UNO als Nachfolgerin des 
Völkerbundes auf Widerstand stieß. 
1966 wurde das Land, nun als „Nami- 
bia“, von der UNO einem besonderen 
Rat unterstellt, blieb aber de facto Be- 
sitz von Südafrika. Mit der Unabhängig- 
keit Angolas intensivierte sich seit 1975 
der Kampf der schwarzen Wider- 
standsbewegung SWAPO, die mit an- 
deren Bewegungen an den von Süd- 
afrika durchgeführten und wahrschein- 
lich manipulierten Wahlen für eine ver- 
fassunggebende Versammlung nicht 
teilnahm. Seit 1977 bemüht sich eine 
„Kontaktgruppe“ des UN-Sicherheitsra- 
tes (USA, Kanada, BRD, Frankreich, 
Großbritannien) um die Anwendung der 
UNO-Resolution 435 auf Namibia, die 
freie Wahlen unter UN-Aufsicht, Waf- 
fenstillstand zwischen der RSA und der 
SWAPO und den Einsatz einer UN-Si- 
cherheitstruppe vorsieht — bisher ohne 
Erfolg. Der kategorische Widerstand 
Südafrikas hat jedoch nachgelassen, 
wofür vor allem der Druck des interes- 
sierten Auslandes verantwortlich ist. 
Die ausländischen Konzerne, die die 
namibische Wirtschaft beherrschen — 
bedeutend ist vor allem der Abbau von 
Diamanten, Buntmetallen und Uran — 
sind an Ruhe und Ordnung und beson- 
ders an der Garantie des Schutzes vor 
Enteignungen interessiert. Sie ziehen 
eine Unabhängigkeit mit UNO-Garan- 
tien und eventueller SWAPO-Regie- 
rung (die wahrscheinlich 60 % der 
Wählerstimmen bekommen würde) ei- 
ner möglichen weiteren Verschärfung 
des Konfliktes zwischen der schwarzen 
Bevölkerung und der südafrikanischen 
Besatzungsmacht vor. (Guia do tercei- 
ro mundo, S. 193 ff.) Die „Kontaktgrup- 
pe“ besteht nicht zufällig aus den Län- 
dern, die in Namibia wichtige wirt- 
schaftliche Interessen zu vertreten ha- 
ben. 


Ausbildung von MPLA-Angehörigen in Kuba und Ghana 


Brazzaville 


(aus: Diabo, 6.11.84) 


port erreichte sein Ziel nicht (J, 
11.11.84). 1984 sah sich die amerikani- 
sche Erdölgesellschaft Gulf-Oil genötigt, 
ihre Abgaben für 1985 und die Hälfte von 
1986 bereits im Voraus zu zahlen, um die 
Stabilität der MPLA-Regierung und damit 
der eigenen Geschäfte zu sichern (DN, 
16.1.84). 

Die Mißerfolge des MPLA gegenüber 
der UNITA müssen im Blick auf die Aus- 
gangslage eigentlich erstaunen. Im Janu- 
ar 1975 war in Alvor (Algarve) zwischen 
der ehemaligen Kolonialmacht, den vom 
Westen geförderten Befreiungsbewegun- 
gen FNLA und UNITA, sowie dem MPLA, 
die sich gegenseitig bekämpften, ein Ver- 
trag geschlossen worden, der eine ge- 
meinsame Regierung der drei Bewegun- 
gen vorsah. Dennoch ging der Bürger- 
krieg weiter. Zairische Truppen mar- 
schierten zusammen mit der FNLA bis 
auf 40 km vor die in den Händen des 
MPLA befindlichen Hauptstadt Luanda, 
der UNITA und südafrikanische Truppen 
rückten bis auf 200 km vor. Aufgrund au- 
Benpolitischen Drucks zogen sich die 
Südafrikaner jedoch zurück. Mit Hilfe von 
15.000 Kubanern gelang es dem MPLA, 
die zairischen Truppen zurückzudrängen, 
die FNLA aufzulösen und auch die UNITA 
bis auf einen kleinen Rest zu vernichten. 
Im Februar stellte er tatsächlich die einzi- 
ge relevante Macht im ganzen Land dar. 
Dennoch gelang es der UNITA, sich mit 
südafrikanischer und anderer ausländi- 
scher Hilfe zu erholen. Der innen- und 
außenpolitische Druck wurde immer grö- 
Ber, der MPLA zu immer stärkeren Anleh- 
nung an Kuba und die Sowjetunion ge- 
drängt. Erst 1977 erklärte er sich zu einer 
maniistisch-leninistischen Partei. 


Aufwärts mit Methode, aber 
ohne Inhalt: die UNITA 


Die Geschichte der UNITA ist in erster Li- 
nie die Geschichte ihres Führers Jonas 
Savimbi. Zunächst war er Mitglied in der 
von Zaire unterstützten FNLA und Au- 
Benminister der Exilregierung GRAE ge- 
wesen. Von der FNLA enttäuscht, verließ 
er sie und gründete die UNITA. Auf der 
Suche nach Unterstützung reiste er u. a. 
in die Sowjetunion und nach China. Dort 
erhielt seine Bewegung die erste konkre- 
te Hilfe, China bildete zwölf UNITA-Füh- 


rer aus. Ägyptens Nasser war der erste 
Geldgeber (JN, 14.4.84). Savimvi selbst 
absolvierte 1965 eine viermonatige mili- 
tärische Ausbildung in China (JN, 
31.8.84), eine Erfahrung, die sich in sei- 
nen Methoden zu reflektieren scheint. 
Trotz südafrikanischer Unterstützung 
mußte er sich mit einer auf eine kleine 
Gruppe dizimierten UNITA 1976 in den 
unterentwickelten Südosten des Landes 
zurückziehen. Von dort aus breitete sich 
die UNITA immer weiter aus, hat heute 
wenigstens ein Drittel Angolas fest in 
Händen, führt Krieg in einem weiteren 
Drittel und beunruhigt auch das dem 
MPLA verbliebene letzte Drittel durch 
Guerilla-Aktionen. 

Die Ideologie und die politischen Ziele 
der UNITA sind schwierig auszumachen 
und möglicherweise auch gar nicht weiter 
definiert. Ziel des Krieges gegen den 
MPLA ist nicht die militärische Eroberung 
der Regierungsgewalt, sondern die Re- 
gierungsbeteiligung der UNITA im Sinne 
des Vertrages von Alvor von 1975 (JN, 
13.8.84). Der Krieg und außenpolitischer 
Druck sollen den MPLA zum Verhandeln 


Oc| 
. EANO | ArLanTIco. 


Ido Cunene 


j D 


n 
I Tree 0 280 Sookm. NAMIBIA 


—— Esiradas principais 
— Esıradas secundärias ®Aeroporios 
Caminhos de ferro 
® Porios 


zwingen (Ex, 1.9.84). Savimbi fordert 
freie Wahlen, bei denen er nach seiner 
Überzeugung gewinnen würde (Dia, 
3.1.85). Eine Teilung Angolas kommt für 
ihn nicht in Frage. Ursprünglich auf dem 
Ovimbundu-Stamm basierend, bemüht er 
sich darum, wichtige Posten auch mit An- 
gehörigen anderer Stämme zu besetzen 
und Anhänger und Soldaten aus allen an- 
deren Stämmen zu werben (Ex, 1.9.84). 

Aufgrund des Engagements von Kub- 
anern und Sowijets auf Seiten des MPLA, 
ist „Nationalismus“ das hervorragende 
ideologische Prinzip. Die UNITA sei ge- 
gen ausländische Truppen in Angola — 
wobei die UNITA-Freunde aus Südafrika 
schlicht unerwähnt bleiben. Ein UNITA- 
Arzt antwortete auf die Frage nach dem 
Sinn seines Engagements: „Es ist eine 
Frage des Nationalismus. Da das Land 
vom russisch-kubanischen Imperialismus 
heimgesucht wird, ist unsere Anwesen- 
heit hier unverzichtbar, um dem Volk zu 
helfen.“ 

Als Vorbilder nennt die UNITA Nasser, 
Kwame Nkruma, Leopold Senghor und 
führt als Parolen „Sozialismus, Nationa- 
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lismus, Demokratie, Blockfreiheit". 1984 
wurde zum „Jahr der antikubanischen 
patriotischen Front“ erklärt. Die politische 
Erziehung beschränkt sich nach Beob- 
achtungen von Reportern und ausländi- 
schen Gefangenen auf das Skandieren 
von Slogans gegen die MPLA, Kubaner 
und Sowjets, verbunden mit Tänzen und 
Absingen von Militär-Liedern. 


Ein Führer statt Ideen 


Der wichtigste Aspekt der UNITA-Ideolo- 
gie scheint aber der Personenkult um 
Savimbi zu sein. An einer Wand des mili- 
tärischen Hauptquartiers in seiner Haupt- 
stadt Jamba findet sich der Spruch: „Um 
Geschichte zu machen, braucht es einen 
großen Mann, ein großes Land und eine 
große Sache.“ — Wobei der „große 
Mann“ natürlich Savimbi selbst ist. Ein 
„unwiderstehliches Charisma“ wird ihm 
zugeschrieben, auch er selbst weiß sich 
einzuschätzen: „Meine Freunde wissen, 
daß die Bewegung zusammenbrechen 
würde, wenn ich nicht mehr wäre, denn 
ich bin der am besten ausgebildete Sol- 
dat und politisch am besten informiert.“ 
Er arbeite „für die Geschichte“. Auf sei- 
nen ständigen Reisen durch seinen Herr- 
schaftsbereich erfährt er regelmäßig ei- 
nen „Empfang im Delirium“ der Bevölke- 
rung, die ihn mit Parolen wie „Savimbi ist 
unser Führer“ oder einfach „Führer, Füh- 
rer,...“ begrüßt. Oder es gibt ein Wech- 
selgeschrei dieser Art: Ein Leiter ruft: 
„Savimbi...“ und das Volk antwortet: 
„...politisch-militärischer Stratege von in- 
ternationalem Niveau“, eine Phrase, die 
von den Anwesenden kaum einer verste- 
hen dürfte (Ex, 1.9.84). 

Savimbi bezeichnet sich selbst, trotz 
seiner Freundschaft mit der RSA und den 
USA, immer noch als „Sozialist" (Ex, 
1.9.84). Im Gegensatz zum MPLA, der 
sich eher auf ein (noch kaum vorhandes) 
Industrieproletariat orientierte, sich als 
Avantgarde empfindet und mit den ent- 
sprechenden Privilegien versieht (z. B. 
besondere Läden für die Angehörigen der 
Führungsschicht), wandte sich Savimbi 
schon zu seiner FNLA-Zeit dem Grund- 
satz zu, den Kampf in Angola „im Volk“ 
zu „verankern“ (JN, 14.4.84). Nach der 
vorläufigen Niederlage 1976 begann er, 
die Macht der UNITA auf der Basis der 
Bauern, die 85 % der Bevölkerung aus- 
machen, wieder aufzubauen und setzte 
vorrangig auf die Lösung der Probleme 
der Landbevölkerung. die Bauern wurden 
in großen landwirtschaftlichen Einheiten 
zusammengefaßt, der Geldverkehr durch 
Tauschhandel ersetzt (Ex, 1.9.84). Seit 
dem Parteikongreß Anfang 1985 zeichnet 
sich anscheinend eine „Rechtswende“ 
ab. Als politische Vorstellungen werden 
nun angegeben: Dezentralisierung, keine 
Kollektivierung, eine wenigstens zum Teil 
individuell gezahlte Ausbildung und Ge- 
sundheitsversorgung, gemischte Wirt- 
schaft, sowie einige wohlfahrtsstaatliche 
Einrichtungen (AC, 13.2.85). Inwieweit es 
sich dabei um wirkliche Absichten der 
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UNITA handelt oder um taktische Anpas- 
sung an westliche Helfer, läßt sich nicht 
sagen. Die politischen Ziele der UNITA 
bleiben — außer der Machtbeteiligung — 
weiterhin im Dunkeln. 


Die Dollar-Internationale der 
Rechten 


Jedenfalls haben rechtsgerichtete Regie- 
rungen des Auslandes Savimbi oft als un- 
terstützungswürdig eingeschätzt. Die Li- 
ste seiner Helfer ist lang: der Iran unter 
dem Schah, Marokko unter Hassan Il, 
Ägypten unter Sadat, Saudi Arabien unter 
Feisal, später Zaire unter Mobutu, das 
Frankreich Giscard d’Estaings und natür- 


lich Südafrika. Besonders die Zusam-- 


menarbeit mit Südafrika brachte der UNI- 
TA die Gegnerschaft schwarzafrikani- 
scher Staaten ein. Savimbis politisches 
Verhalten ist aber wohl nicht unbedingt 
ein Ausdruck der Sympathie für rechtsge- 
richtete Regime, sondern eher der eines 
fast grenzenloses Pragmatismus. Schon 
während des Befreiungskrieges gegen 
die Portugiesen ließ er gewinnbringend 
portugiesische Holzfällerfirmen in seinem 
Einflußbereich weiterarbeiten. 

Der militärische Erfolg der UNITA wäre 
ohne die massive Unterstützung durch 
das Ausland nicht möglich gewesen. 
Wichtigste Geldgeber sind die arabischen 
Länder, von denen sich einige 1979 zu 
einem „Safari Club“ zusammengeschlos- 
sen haben, mit dem Ziel, die UNITA zu 


unterstützen. Insgesamt sind es 12 afri- 


kanische und sechs arabische Länder, 
die Hilfe gewähren (JN, 1.9.84). Nament- 
lich erwähnt werden Togo, Tunesien, 
Ägypten, Somalia, Kuwait, Saudi Arabien 
(AC, 13.2.85). Savimbi gibt heute zu, 
auch vom CIA Unterstützung bekommen 
zu haben (JN, 31.8.84). Im Herbst 1984 
soll sich die finanzielle Unterstützung 
durch Südkorea, Ägypten, Marokko und 
Gabun auf über 100 Mil. französischer 
Francs belaufen haben (DL, 3.12.84). Es 
gibt ein UNITA-PR-Büro in Washington, 
das aus den USA finanziert wird, haupt- 
sächlich, um bezahlte Propaganda in die 
Medien zu bringen (J, 23.3.84). Auch in 
Lissabon existiert ein UNITA-Büro, das 
Kontakte zur portugiesischen Regierung 
pflegt (AC, 13.2.85). Wichtig sind auch 
die Ausbildungshilfen: Ägypten bildet an- 
geblich UNITA-Piloten aus (FN, 13.3.84). 
Zwischen 1979 und 1981 wurden UNITA- 
Soldaten von Franzosen in Marokko aus- 
gebildet, seitdem von Marokkanern (Ex, 
1.9.84) 


Freundliche Nachbarn 


Entscheidend für den Verlauf des Bürger- 
krieges sind aber die Kontakte zu den 
Nachbarländern, denn im Gegensatz zum 
MPLA verfügt die UNITA nicht über Hä- 
fen. Ihre Versorgung, ihre Kontakte zum 
Ausland müssen über Land- und Luft- 
transporte abgewickelt werden. Bisher 
kam praktisch das gesamte Material der 


UNITA — soweit es nicht Beute war — 
über Namibia aus Südafrika. Ein Journa- 
list berichtet, das alles, bis hin zu solchen 
Artikeln wie Trockenfisch, Dosenfleisch 
und Bier aus Südafrika stammt. Erst 
recht werden Fahrzeuge, Generatoren, 
Krankenhausausstattungen, Motoren (u. 
a. von Magirus-Deutz) über Südafrika 
oder aus südafrikanischer Produktion be- 
zogen. Den Treibstoff bekommt die UNI- 
TA ohnehin von dort geschenkt (Ex, 
1.9.84). Über Zambia wickelt die UNITA 
ihren Holzhandel ab, nach Zaire und Ma- 
lawi unterhält sie eine Flugverbindung, 
ebenso nach Südafrika (AC, 13.2.85). 

Seitdem Südafrika und die MPLA-Re- 
gierung sich bezüglich des „linkage“-Pro- 
blems beweglicher zeigen und durch eine 
eventuelle Unabhängigkeit Namibias der 
Landweg nach Südafrika abgeschnitten 
werden könnte, ist die UNITA verstärkt 
um die Schaffung anderer Transportwege 
bemüht. Schon jetzt behauptet Savimvi, 
von Transporten über Namibia unabhän- 
gig zu sein (Ex, 1.9.84). Die US-Mili- 
tärhilfe für Zaire ist im Steigen begriffen, 
eine indirekte Unterstüztung für die UNI- 
TA. Rund 150 UNITA-Soldaten befinden 
sich dort in Ausbildung, weitere 450 sol- 
len durch US-Amerikaner und Israelis be- 
reits ausgebildet worden sein. Mit weite- 
ren 800 UNITA-Soldaten sollen sie das in 
MPLA-Händen befindliche Gebiet an der 
zairischen Grenze angreifen. Sicher nicht 
zufällig befand sich Savimbi gleichzeitig 
mit 14 US-Spezialisten für paramilitäri- 
sche Aktionen und RSA-Geheimdienst- 
lern in Zaires Hauptstadt Kinshasa (DL, 
4.12.84). Möglicherweise wird im Blick 
auf die Zukunft eine Verlegung des Nach- 
schubweges von Namibia nach Zaire vor- 
bereitet. 


Volksnähe als Erfolgsrezept 


Die militärischen Erfolge der UNITA las- 
sen sich aber nicht nur durch ausländi- 
sche Unterstützung erklären, denn auch 
der MPLA verfügt ja über genug Geld aus 
dem Erdöl-Geschäft und Freunde, die ihn 
ausreichend versorgen können. Die Er- 
oberung und Beherrschung eines Gebie- 
tes, das die doppelte Größe der Bundes- 
republik hat und der Kampf in einem wei- 
teren Gebiet gleicher Größe verlangen 
auch effektive innere Strukturen. Offen- 
sichtlich gelingt es der UNITA, sich der 
Unterstützung von großen Teilen der Be- 
völkerung zu versichern. Sie hat Wege 
gefunden, sich an die Traditionen, die 
wirtschaftlichen und psychisch-sozialen 
Bedürfnise der Bevölkerung anzupassen, 
wohl im Gegensatz zum MPLA, dem Eli- 
te-Bewußtsein und die aus dem sozialisti- 
schen Lager übernommene Formelspra- 
che Volksnähe jedenfalls erschweren. So 
begründete etwa der Verteidigungsmini- 
ster die Einführung der „Wachbrigaden“ 
so: „Die andauernden Angriffe des Impe- 
rialismus und seiner Lakaien verlangen, 
sofortige Maßnahmen zur Verteidigung 
des Vaterlandes zu treffen.“ (JN, 
11.12.84) 


Nach chinesischem Vorbild verwurzel- 
te Savimbi seine Bewegung zunächst in 
der Landbevölkerung, und richtete sich 
nach deren dringendsten Bedürfnissen. 
Z. B. baute die UNITA einen Gesund- 
heitsdienst mit (nach UNITA-Darstellung) 
fünf zentralen, 22 regionalen Kranken- 
häusern und 190 Gesundheitsposten auf, 
bei allerdings nur zwei voll ausgebildeten 
Ärzten (Ex, 1.9.84). 


UNITA auf dem Vormarsch 


Im Gegensatz zu den MPLA-Truppen 
werden die der UNITA überwiegend posi- 
tiv bewertet: Sie seien „diszipliniert, gut 
ausgebildet, von großer Beweglichkeit, 
gut ausgerüstet, fähig, auch schwere Ar- 
tillerie einzusetzen, beherrschen eine fle- 
xible Kombination aus Guerilla und Stel- 
Iungskrieg“ (Ex, 1.9.84). Ihr großer Vor- 
teil liegt darin, daß sie im Gegensatz zu 
den FAPLA keine flächenmäßige Siche- 
rung von unzähligen Orten und Städten 
zu bewerkstelligen haben, denn die Re- 
gierungstruppen dringen gar nicht mehr 
bis ins eigentliche UNITA-Gebiet vor. Die 
UNITA-Soldaten machen die Verbin- 
dungswege unsicher und überfallen mit 
stets weit überlegenen Streitkräften nach- 
einander Orte und Stützpunkte. Die Ver- 
sorgung der (nach eigenen Angaben) 
25.000 regulären Soldaten und 23.000 
Guerilleros (Dia, 31.1.85) wird durch 
1.000 bis 2.000 z. T. erbeutete, z. T. aus 
Südafrika gelieferte Lastwagen und ein 
System von beweglichen Stützpunkten 
garantiert (Ex, 1.9.84). 

Seit Beginn der Verhandlungen zwi- 
schen der RSA und der MPLA-Regierun- 
gen wurden die Angriffe verstärkt. Ziel ist 
nun vor allem die Zerstörung von wirt- 
schaftlichen Objekten wie Staudämmen, 
Stromleitungen und Brücken, um durch 
Verschlimmerung der Versorgungslage 
das Vertrauen der Bevölkerung in den 
MPLA noch weiter sinken zu lassen und 
diese zu Verhandlungen zu zwingen. 
Spektakuläre Demonstrationen der Mög- 
lichkeiten, über die die UNITA gegenüber 
der MPLA verfügt, waren die Zerstörung 
einer Erdöl-Verarbeitungsanlage im März 
1984 und die Zerstörung von zwei Schif- 
fen im Hafen von Luanda im Juli. 


PR auf UNITA-Manier 


Ein Mittel, die UNITA auch international 
ins Bewußtsein zu bringen, ist die Entfüh- 
rung von Hunderten von Ausländern. Sie 
müssen den manchmal über 2.000 km 
langen Weg zu Savimbis Hauptquartier 
Jamba zurücklegen und dort oft monate- 
lang als Gefangene ausharren, bis sie 
schließlich ohne Bedingungen freigelas- 
sen und ausgeflogen werden. Savimbi 
läßt sie u. a. zu sich bringen, um mit aus- 
ländischen Regierungen verhandeln zu 
können. So nötigte er im Mai 1984 einen 
höheren Beamten des britischen Außen- 
ministeriums wegen 16 gefangener 
Landsleute (JN, 25.6.84), und im Juni 


1984 gar den Vize-Außenminister der 
CSSR zu Verhandlungen über die Frei- 
lassung von 20 tschechischen Entwick- 
lungshelfern nach Jamba und ließ sich 
von ihm als „Herr Präsident“ titulieren 
(Ex, 1.9.84). Zugleich sind die Gefange- 
nen eine Möglichkeit, Selbstdarsstellung 
in den Medien des Auslandes zu betrei- 
ben. Zur Entlassung werden meist Jour- 
nalisten aus dem Heimatland der Gefan- 
genen eingeflogen, die Gelegenheit be- 
kommen, die mustergültige Organisation 
von Jamba kennenzulernen. Es gibt eine 
evangelische und eine katholische Kir- 
che, Elektrizität aus Generatoren rund um 
die Uhr, ein Hospital, mehrere Kranken- 
pflegeschulen, Lehrerseminare, Repara- 
turwerkstätten usw. (NT, 15.5.84). Auch 
die Gefangenen berichten über korrekte 
Behandlung, sowie gute Disziplin und Or- 
ganisation der Truppen (J, 7/84). 


Zeichnung: Plantu 


Angolanisches Blut für fremde 
Interessen 


Das intensive Interesse, das die Reagan- 
Regierung durch ihre Initiative und Ein- 
flußnahme bei den Verhandlungen zwi- 
schen Angola und der RSA beweist, er- 
klärt sich aus ihren wirtschaftsstrategi- 
schen Interessen (s. Kasten). Die Unsi- 
cherheit, die durch die Apartheid-Politik 
innerhalb Südafrikas und die direkte oder 
indirekte gewaltsame Intervention der 
RSA in den Nachbarländern hervorgeru- 
fen wird, stehen der Ausbeutung der wirt- 
schaftlichen Möglichkeiten des südlichen 
Afrika entgegen, drängen Regierungen 
und Befreiungsbewegungen hilfesuchend 
in die Nähe der Sowjets und gefährden 
damit langfristig westliche Investitionen, 
Versorgungswege und Machtpositionen. 
Besser, als ihr dies im nähergelegenen 
Mittelamerika gelingt, scheint die Rea- 
gan-Regierung im südlichen Afrika die 
Kausalitäten des Ost-West-Konfliktes in 
der Dritten Welt zu erkennen. Ein Dauer- 
krisenherd südliches Afrika kann den 
USA nur schaden, daher sind sie auf eine 
Abmilderung der Apartheid und den Aus- 
gleich zwischen den sich bekämpfenden 
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Wirtschaftsinteressen in Südafrika 
und Namibia 


„Südafrika ist der größte Exporteur der 
Metall Platin, Gold, Vanadium, Chrom, 
Bauxit und Manganerz. Der zweitgrößte 
bei Antimon, Diamanten, Flour und As- 
best; der drittgrößte bei Titan, Uran und 
Zirkon. Zusammen mit der Sowjetunion 
hat die RSA potentiell ein Monopol bei 
sechs von 14 der für die moderne Indu- 
strie wichtigsten Rohstoffe. Außerdem 
liegt Südafrika an einem geografischen 
Punkt, den 25.000 Schiffe passieren, 
die 70 % des in Europa und 30 % des 
in den USA verbrauchten Erdöls trans- 
portieren. (...) 

Ausländische Teilhaber kontrollieren 
60% des Bergbaus, 30% der Land- 
wirtschaft, 88% der Banken und 68% 
der Industrie Südafrikas. (...) 

Etwa 400 Unternehmen aus den USA 
haben Besitz in Südafrika und allein 
zwölf von ihnen waren verantwortlich 
für 2/3 der Investitionen der Apartheid- 


"| Wirtschaft. (...) 


Die transnationale nordamerikanischen 
Unternehmen kontrollieren zusammen 
mit südafrikanischen etwa 90 % der Ex- 
porte an Bodenschätzen von Namibia. 
Die USA, England, Frankreich, West- 
deutschland und Kanada beherrschen 
70% der Wirtschaft der ehemaligen 
deutschen Kolonie (...).“ 

(aus: Guia do terceiro mundo 1984/85, 
Lissabon 1984, S. 51) 


Staaten und politischen Bewegungen 
aus. Ohne Widersprüche geht es dabei 
aber nicht ab. Die Reagan-Regierung 
setzt zusammen mit der die angolani- 
schen Erdöllager ausbeutenden Gulf-Oil 
auf die Stabilität der marxistisch-leninisti- 
schen MPLA-Regierung, ohne aber die 
westlich orientierte UNITA fallen lassen 
zu wollen. Eine Versöhnung zwischen 
den beiden Gegnern scheint aber derzeit 
illusorisch. Sie will eine demokratisch ab- 
gesicherte, nach Westen offene Regie- 
rung in Namibia, die aber ohne die von 
der namibischen Bevölkerung mehrheit- 
lich unterstützte linksgerichtete SWAPO 
nicht möglich ist. Sie will Stabilität und 
Stärke des südafrikanischen Regimes, 
was aber eine wesentliche Milderung der 
Apartheid ausschließt. Sie will mit den 
Marxisten in Luanda ebenso gut Freund 
sein, wie mit den Rassisten in Pretoria. 

Die angolanische MPLA-Regierung, von 
der Blockfreiheit in die Nähe des soziali- 
stischen Lagers gedrängt, ist von ameri- 
kanischen Öl-Dollars ebenso abhängig, 
wie von einem Friedensschluß mit Süd- 
afrika, will sie nicht in absehbarer Zeit vor 
der UNITA und den — während der Bür- 
gerkrieg andauert — unlösbaren wirt- 
schaftlichen Schwierigkeiten kapitulieren. 
Die UNITA wiederum ist an der Verhinde- 
rung einer Lösung des Namibia-Problems 
interessiert, bereitet sich aber dennoch 
mit amerikanischer Hilfe auf eine eventu- 
ell veränderte Situation vor, um den 
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Kampf gegen die MPLA-Regierung wei- 
terführen zu können. Ihr Ziel, die Regie- 
rungsbeteiligung, hängt im Wesentlichen 
von dem von Südafrika und den USA ge- 
forderten Abzug der Kubaner aus Angola 
ab, was aber nur die Niederlage des 
MPLA, aber keine Einigung und damit 
neue Wirren mit unvorhersehbaren Fol- 
gen bedeuten könnte. Das südafrikani- 
sche Regime befindet sich damit im Kon- 
flikt zwischen dem Wunsch, in seiner Um- 
gebung politische Ruhe eintreten zu las- 
sen und der Hoffnung, die sozialistischen 
Regierungen und Bewegungen des südli- 
chen Afrika doch noch schwächen zu 
können. 

Opfer dieses Geflechts von einander 
überschneidenden und widerstrebenden 
Interessen ist vor allem die Bevölkerung 
Angolas, die nun 14 Jahre Krieg gegen 
die Kolonialmacht und weitere 10 Jahre 
Bürgerkrieg ertragen hat. Es sind fast 
ausschließlich ausländische Einflüsse, 
die diese Situation bewirkt haben und für 
ihre Fortdauer sorgen. Schon während 
des Befreiungskrieges versuchten aus- 
ländische Mächte die zunächst überwie- 
gend aufgrund unterschiedlicher Stam- 
meszugehörigkeit entstandenen Bewe- 
gungen auf ihre Seite zu bringen und ihre 
Sympathisanten zum Durchbruch zu ver- 
helfen. Die dadurch verursachte Verhär- 
tung der ideologischen und weltpoliti- 
schen Orientierung der Bewegungen wa- 
ren die Ursache für den folgenden Bür- 
gerkrieg, der durch ausländische Inter- 
vention, Geld, Bewaffnung und Ausbil- 


miss a single issue. 


I | Yes, Iwantto subscribe to MERIP Reports. 
Enclosed is $15.95 for a year's subscription 
(9 issues). Send me my free copy of The 
Strange War in the Gulf. 


Name 


dung unterhalten wird. Nicht zu verges- 
sen ist auch der wirtschaftliche Aspekt 
dieses Krieges. Die sozialistischen Län- 
der verdienen sich die amerikanischen 
Öl-Dollars der MPLA-Waffenkäufer, die 
westlichen Staaten die arabischen der 
UNITA. Angola ist eines von vielen Bei- 
spielen dafür, wie für die Einflußinteres- 
sen der Machtblöcke in der Dritten Welt 
Blut fließen muß. 

Horst Hüncker 


Abkürzungen 


ANC — African National Congress 

FAPLA — Streitkräfte der angolanischen MPLA-Re- 
gierung 

FNLA — Frente Nacional de Libertagäo de Angola 

GRAE -—- Angolanische Exilregierung der Befrei- 


ungsbewegungen 

MPLA — Movimento Popular para a Libertagäo de 
Angola 

RSA — Republik Südafrika 

SWAPO — South West African Peopies Organization 

UNITA — Uniäo Nacional para a Independecia To- 
tal de Angola 

Quellen 


Kürzel Name 
AC African Confidential 


Erscheinungsland 
Großbritannien 


D Diärio Portugal 
Db Diäabo Portugal 
Dia O Dia Portugal 
DL Diärio de Lisboa Portugal 
DN Diärio de Noticias Portugal 
Ex Espresso Portugal 
J O Jornal Portugal 
JN Jornal de Noticias Portugal 
LM Le Monde Frankreich 
NT Noticias da Tarde Portugal 
Ss Der Spiegel BRD 
SAD South African Digest Südafrika 
WA Windhoek Advertiser Namibia 


The Gulf: 


What's behind the Iran-Irag war, now in its fifth 


year? What are the prospects for atruce or 
escalation? Will US Forces intervene? 
MERIP editors and correspondents exam- 
ine the course of the war, its impact on 
Iraq and Iran, and Washington's 
involvement in this special double 
issue. Just published, The Strange 
War in the Gulfis essential read- 
ing for anyone who wants to 
understand what's happening in 
the Gulf and what it means for 
the rest of us. 


Now you can get this special double issue free 
when you subscribe to MERIP Reportsfor one year at 
the astounding low price of $15.95. This is a sovings of more 
than $13.00 off the newsstand cost. For the best coverage of 
Middle East developments and US policy, subscribe now and don't 


| | Enclosed is $5.50 for the special double 
issue, The Strange War in the Gulf 


Address 


City State 


> en 7A] > BEBREUEBETE 


Send your check or money order today to: MERIP Re; 


rts (G) e PO Box 1247 « New York, NY 10025 


AIB-Sonderheft 1/1985 
10 Jahre befreites 


VIETNAM 


Vietnam? Vietnam! @ Das Vietnam-Trauma 
@ Geschichte des Befreiungskampfes @ Der 
wirtschaftliche Wiederaufbau @ Wende in der 
Kampuchea-Frage? @ Die Vietnam-Solidari- 
tätsbewegung (28 Seiten, 2 DM) 


AIB-Sonderheft 2/1985 


LIBANON 


Besatzung und Widerstand 


Israels Libanonpolitik der „Eisernen Faust“ 
@ Widerstand im Süden @ Die aktuelle Lage 
im Libanon @ Das Massaker von Zraryieh 
@ Politische Gefangene in israelischen 
Gefängnissen (24 Seiten, 2 DM) 


AIB-Sonderheft 3/1985 


MITTELAMERIKA 


Befreiung und US-Agression 


US-Intervention und Verhandlungsprozeß 
@ Nikaragua: US-Embargo; Kriegswirtschaft; 
Umsiedlungen @ Ei Salvador: Dialog und 
Befreiungskampf @ Guatemala: Die Guerilla 
macht Boden gut @ BRD und Mittelamerika 
@ Solidaritätsbewegung (erscheint Anf. Juni; 
32 Seiten, 2 DM) 


GEBURTSTAGSGESCHENK 


Im Juni wird das AlB 15 Jahre alt. Nennen 
Sie uns einen neuen Abonnenten und wir 
schenken Ihnen - nach Zahlungseingang - 
ein Buch 

Z.B. Fidel Castro, ... wenn wir überleben wol- 
len, 296 S. 

Rainer Falk, Die heimliche Kolonialmacht, 
Bundesrepublik und Dritte Welt, 220 S. 
{Liste anfordern!) 


Jahresabo 25 DM (12 Nummern). Sonderhefte 2 DM 
(33% Rabatt ab 10 Expl.; bei Bestellungen unter 10 DM 
Vorauszahlung in Briefmarken zzgl. 0,60 DM Porto je 
Heft). 


Coupon / Bitte einschicken an: 
AIB, Liebigstraße 46, D-3550 Marburg 
Ich bestelle: 
Expl. AIB-Sonderheft 1/1985 
Expi. AlB-Sonderheft 2/1985 
—___ Expl. AIB-Sonderheft 3/1985 
OD ein kostenloses Probeheft 


U) ein Abonnement ab Nr. 


Name 
Straße/Nr. 
PLZ/Wohnort 
Datum/Unterschrift 


Ich weiß, daß ich die Bestellung innerhalb von 
14 Tagen widerrufen kann. 
Datum/Unterschrift 


Ich habe den Abonnenten geworben: 
Name 
Straße/Nr. 
PLZ/Wohnort 

Datum/Unterschrift 
Mein Buchwunsch 


blätter des iz3w, Nr. 126, Juni 1985 49 


Leben und Widerstand schwarzer 
Frauen in Südafrika 


Leben und Widerstand schwarzer Frauen in Südafrika 


In System der Apartheid, das die südafrikanische Bevölkerung nach Haut- 
farbe klassifiziert, stehen Frauen auf der untersten gesellschaftlichen Stu- 
fe. Sie leiden unter mehrfacher Diskriminierung, Ausbeutung und Unter- 
drückung als Schwarze, Arbeiterinnen und Frauen, sowohl in der Stadt als 
auch auf dem Land. Seit Jahrzehnten leisten Frauen gegen diese Mißstän- 
de spontanen und organisierten Widerstand in dem Bewußtsein, daß nur 
eine Zerschlagung des herrschenden Regimes zur Durchsetzung ihrer 
Würde als Menschen und Frauen führen kann. 


Das Leben in den Homelands 


Die Strategie der weißen Regierung ist 
es, langfristig die schwarze Bevölkerung 
aus Südafrika zu vertreiben, und sie in 
den Homelands zu isolieren. 1980 lebten 
bereits 53 % der schwarzen Bevölkerung 
insgesamt und 57 % der schwarzen 
Frauen in ihnen. Hohe Bevölkerungsdich- 
te, fehlende Infrastruktur, schlechtes Ak- 
kerland, hohe Bodenerosion und fehlen- 
de Arbeitsplätze zwingen die männlichen 
Bewohner, als Wanderarbeiter in den Mi- 
nen oder in der südafrikanischen Indu- 
strie zu arbeiten, um das Überleben der 
Familie zu sichern. Diese Zwangslage hat 
die Zerstörung der Familienstruktur zur 
Folge. Nur ca. 15 % der Männer leben 
bei ihren Familien, 50 % besuchen sie 
nur einmal im Jahr. Somit ergibt sich, daß 
80% der 30—49jährigen Homelandbe- 
wohner Frauen sind. Die Bevölkerung 
setzt sich v.a. aus alten oder kranken 
Männern, Frauen und Kindern zusam- 
men. Das erleichtert es der Regierung er- 
heblich, weitere Sanktionen durchzufüh- 
ren. 

Mehr als 4 Mio Schwarze sind seit 1960 
Opfer der willkürlichen Umsiedlungsaktio- 
nen geworden, die von der Regierung oh- 
ne Rücksicht auf soziale Kontakte und 
Familienbindungen durchgeführt werden. 
Das Stückchen Land, das die Homeland- 
bewohner neben einer Wellblechhütte 
von der Regierung zur Verfügung gestellt 
bekommen, reicht nicht aus, um das 
Überleben zu sichern. Da das Arbeitsan- 
gebot in den Homelands verschwindend 
gering sind, sind die Frauen auf Geldsen- 
dungen ihrer Männer und auf die wenigen 
Stellen, die die umliegenden weißen Far- 
men anbieten, angewiesen. 1970 geland 
es nur 17 % der Frauen einen Arbeits- 
platz zu finden, davon arbeiteten 80 % 
als Landarbeiterinnen oder Hausange- 
stellte. Die Arbeitszeit einer Hausange- 
stellten beträgt durchschnittlich 73 Stun- 
den pro Woche bei einem Verdienst von 
18 Rand (ca. 40.-DM) im Monat. 
Aufgrund der Landmonopolisierung und 
der damit verbundenen Technisierung 
der Anbaumethoden ist der Arbeitskräfte- 
bedarf in der Landwirtschaft inzwischen 
auf die Ernte und andere arbeitsintensive 
Phasen beschränkt. Da die Frauen weit- 
aus geringere Chancen auf einen besser 


bezahlten Arbeitsplatz in der Industrie ha- 
ben als die Männer, ist die Landarbeit, im 
Gegensatz zu früher, zu einem der 
Hauptarbeitsbereiche der Frauen gewor- 
den. 44 % aller Ionnabhängigen Frauen 


sind in diesem Bereich tätig. Der Vorteil. 


für die weißen Farmer liegt darin, daß die 
Frauen auf der untersten Stufe der Lohn- 
skala stehen, die Bezahlung folglich mini- 
mal und oft in Form von Naturalien gelei- 
stet wird. Ein weiterer Vorteil, den die 
Frauenarbeit mit sich bringt, ist die unbe- 
zahlte Kinderarbeit. Wegen fehlender Un- 
terbringungsmöglichkeiten müssen die 
Frauen ihre Kinder mit aufs Feld nehmen, 
wo sie nicht selten als zusätzliche Kraft 
miteingesetzt werden. 

Eine neue Arbeitsmöglichlleit, die es den 
Frauen ermöglicht in den Homelands zu 
bleiben, bieten die am Rande der Home- 
lands auf südafrikanischem Gebiet ange- 


. siedelten „Grenzindustrien“. Die hohe Ar- 


beitsplatznachfrage führt jedoch dazu, 
daß die Löhne weit unter der offiziellen 
Armutsgrenze liegen. Außerdem sind die 
Frauen gezwungen in und für Südafrika 
zu arbeiten, obwohl sie gleichzeitig Bür- 
ger ihrer Homelands sind. Mit der Unab- 
hängigkeit der Homelands entwickelte 
sich ein weiterer Wirtschaftszweig, die 


Die Witwen in den Reservaten 


Prostitution. Da Glücksspiel und Prostitu- 
tion in Südafrika, nicht aber in den Home- 
lands, gesetzlich verboten sind, entstand 
eine gewinnträchtige Marktlücke, die zur 
Ansiedlung internationaler Hotelketten in 
den Homelands führte.Sowohl weiße als 
auch schwarze Männer nützen die Not 
der Frauen aus, für die die Protitution oft 
der letzte Ausweg ist.Die schwarzen 
Frauen in den Homelands sind durch die 
Abwanderung der Familienväter aber 
nicht nur der zusätzlichen Belastung ei- 
ner finanziellen Unterhaltsicherung aus- 
gesetzt; nebenbei sind sie auch verant- 
wortlich für die Kinder, die Landbestel- 
lung und den Erhalt und Bau der Hütten. 
Die Frauen müssen somit ein vielfaches 
des normalen Arbeitspensums einer in- 
takten Familie leisten. 


Zur rechtlichen Situation der 
Frau 


Insgesamt betrachtet sind die Frauen 
nicht nur finanzieli von ihren Männern ab- 
hängig, weil sie selten genug verdienen, 
um ihre Kinder allein zu ernähren, son- 
dern auch juristisch. In verschiedenen 
Regionen Südafrikas werden Frauen per 
Gesetz zu lebenslänglich Minderjährigen 
gestempelt. Der „Natal Code“ Abs. 27 (2) 
stellt schwarze Frauen unter die perma- 
nente Vormundschaft ihres Vaters bzw. 
Ehemannes oder Onkels. In der Realität 
allerdings tragen die Frauen nicht nur die 
Verantwortung für sich, sondern auch für 
ihre Kinder allein. Gleichzeitig haben sie 
nicht das ’Recht’ Entscheidungen zu fäl- 
len, die z.B. den Schulbesuch der Kinder 
oder größere Ausgaben etc. betreffen. 
Sie sind u.a. der Gefahr ausgesetzt, ihr 
Wohn- und Landrecht zu verlieren, wenn 
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der „Familienvorstand“ stirbt, da Frauen 
keinen Anspruch auf Landbesitz haben. 
Neben der ungeheuren Arbeitsbelastung 
und der Last der Verantwortung für die 
Familie leiden die Frauen unter der 
Angst, von ihren Männern verlassen zu 
werden. Das ist unter den gegebenen 
Umständen (dauernde Trennung von der 
Familie) beinahe der Normalfall. Zu dem 
Verlust des Partners kommt der Verlust 
der materiellen Unterstützung und die 
Einschränkung der Handlungsfähigkeit 
hinzu, da die Frauen oftmals, z.B. bei der 
Arbeitssuche, auf die Unterschrift ihres 
Mannes angewiesen sind. 

Die rechtliche und soziale Diskriminierung 
der schwarzen Frauen bringt somit nicht 
nur materielle, sondern auch psychische 
Probleme mit sich. Die ständige Tren- 
nung der Männer von ihren Familien ist 
für sie natürlich sehr belastend und ent- 
fremdet auch die Kinder von ihren Vätern. 
Hinzu kommt der Widerspruch, daß sie 
rechtlich „minderwertig“ und gleichzeitig 
für die Familie allein verantwortlich sind. 
Mit diesen Problemen müssen die Frauen 
meist allein fertigwerden, denn die wahl- 
lose Umsiediung der Schwarzen in die 
Homelands, d.h. die Konfrontation mit ei- 
ner fremden Sprache, Wanderarbeit etc. 
hat das Auseinanderreißen von sozialen 
und Verwandtschaftsstrukturen mit sich 
gebracht, in denen die Frauen bisher ein- 
gebettet waren. 

Die Situation der Frauen in den Home- 
lands verdeutlicht jedenfalls, daß Arbeit 
an sich und weitgehende Isolation von 
Männern nicht notwendig einen Emanzi- 
pationsprozeß in Gang setzen. Dazu be- 
darf es einer wirklichen ökonomischen 
Unabhängigkeit und einer Situation, in 
der die Frauen selbstbewußt und selbst- 
bestimmt leben können. 


Das Leben in den Städten 


In der Hoffnung auf bessere Arbeitsmög- 
lichkeiten, und um den Zusammenhalt 
der Familien sichern zu können, versu- 
chen zahlreiche Frauen ihren Männern in 
die Städte zu folgen. Die wenigsten erhal- 
ten jedoch eine Arbeitserlaubnis und so- 
mit eine legale Aufenthaltsberechtigung 
in den weißen Gebieten. Die Intention der 
weißen Regierung ist es, jede „überflüssi- 
ge“ ökonomisch nicht verwertbare 
schwarze Person, und das sind in der 
Hauptsache Frauen, aus Südafrika zu 
vertreiben. Dementsprechend wird das 
Aufenthaltsrecht für Schwarze in einem 
weißen Gebiet durch Art. 10 des Bantu 
Urban Areas Consolidation Act von 1925 
in veränderter Fassung von 1964 und 
1983 scharf geregelt und beschränkt: Ein 
Anspruch auf Aufenthaltserlaubnis be- 
steht nur dann, wenn eine Arbeitserlaub- 
nis vorliegt. Um derartige Regelungen 
durchzusetzen, wurde schon 1979 die 
Einstellung illegaler Arbeiter/innen mit 
Geldstrafen von 500 R bestraft. 

Diese Gesetzesverschärfung führt zur to- 
talen Kontrolle über die schwarze Bevöl- 
kerung. Sie ist Ausdruck des Interesses 
der Weißen nur noch das notwendige Mi- 


a 


ihren Familien, leben müssen. 
nimum an schwarzen Arbeiter/innen in 
den weißen Gebieten zu dulden. Die Be- 
strebungen gehen dahin, die weiterhin 
benötigten schwarzen Arbeitskräfte, in 
gefängnisartige Hostels abzuschieben, 
um sie besser unter Kontrolle zu haben. 
Selbst der Besuch von Familienangehöri- 
gen ist in ihnen verboten. 
Die Frauen leben dort unter den schlech- 
testen Bedingungen. Die Räume sind 
überfüllt und die sanitären Anlagen nicht 
auf die Anzahl der Bewohnerinnen einge- 
stellt. Neben fehlender Privatsphäre ge- 
hören Schlangestehen in Dusche und Kü- 
che zur Tagesordnung. 
Die Hostels sind in verschieden Trakte 
aufgeteilt, so daß bei Unruhen die Frauen 
getrennt und unter Kontrolle gebracht 
werden können. Zu jedem Hostel gehört 
außerdem ein Gefängnistrakt. Die Ten- 
denz ist eindeutig; sämtliche schwarzen 
Stadtteile sollen dem Erdboden gleichge- 
macht werden, um die schwarzen Arbei- 
terinnen in überschaubaren Hostels zu 
konzentrieren. 
Diejenigen, die nicht bereit sind, eine der- 
artige Lebenssituation und die Trennung 
von ihren Kindern auf sich zu nehmen, 
werden in die Illegalität gedrängt. Seit die 
Aufenthaltsbeschränkungen für schwarze 
Frauen und der Zwang einen Pass zu ha- 
ben, in dem der einzig „rechtmäßige“ 
Aufenthaltsort vermerkt ist, 1959 einge- 
führt wurden, wachsen die illegalen Sied- 
lungen an den Stadträndern. Crossroads 
bei Kapstadt ist eine der größten und be- 
kanntesten Siedlungen dieser Art — hier 
leben ca. 20 000 Schwarze. Sie sind der 
permanenten Bedrohung durch Polizei 
und Behörden ausgesetzt, die in regel- 
mäßigen Abständen Razzien durchführen 
und die Unterkünfte zerstören. Trotz der 
lebensunwürdigen Bedingungen in die- 
sen Siedlungen, läßt die alltägliche Be- 
drohung zwischen den Bewohnern ein 
soziales Gefüge entstehen, das es den 
Frauen erleichtert, die Kinder zurückzu- 
lassen und Arbeit zu suchen. 


Arbeitssituation in den Städten 


Trotz der Anstrengungen der Regierung, 


Die sogenannten „Hostels bestehen aus primitiven Baracken, in denen die schwarzen Minenarbeiter, getrennt von 


die schwarzen Frauen vom Arbeitsmarkt 
bzw. aus den Städten zu verdrängen, ist 
die Zahl der arbeitenden Afrikanerinnen 
gestiegen. Sie stellen ca. 1/3 der schwar- 
zen Lohnarbeiterschaft. Der Hauptar- 
beitsbereich, der auch für illegale Bewoh- 
nerinnen zugänglich ist, ist der Dienstlei- 
stungssektor, also Haus- und Landarbeit. 
Beide Bereiche sind weitgehend unorga- 
nisiert und bieten keinerlei geregelten Ar- 
beitsschutz, Sozialleistungen oder etwa 
Tariflöhne. 


Die Hausangestellten 


Ca. 800 000 Afrikanerinnen arbeiten in 
diesem Beruf. Sie tragen die Last zweier 
Haushalte, des der Arbeitgeber und des 
eigenen. Aber es ist nicht nur die Arbeit 
an sich, die belastet, sondern auch der 
Umstand, weißen Kindern ein angeneh- 
mes Leben zu bereiten, während die ei- 
genen unbeaufsichtigt sind. Die wirt- 
schaftliche Rezession in Südafrika und 
der Zwang für die schwarzen Frauen zu 
verdienen, drückt die Löhne und ver- 
schlechtert die Arbeitsbedingungen. Der 
Verdienst liegt bei durchschnittlich 23 R 
im Monat, von denen die meisten eine 
6köpfige Familie ernähren müssen. 

Das Leben der Hausangesiellten unter- 
liegt zahlreichen Restriktionen. Meist 
müssen sie rund um die Uhr ihren Arbeit- 
gebern zur Verfügung stehen. Das zwingt 
sie zu einem ständigen Aufenthalt in de- 
ren Haushalt. Besuche des Ehemanns 
und der Kinder sind unter Strafandrohung 
verboten. Somit haben die Frauen oft nur 
einmal im Monat die Möglichkeit bei ihren 
Familien zu sein. Das Leben in der Stadt 
ist also nicht gleichzeitig die Garantie für 
ein gemeinsames Familienleben. 

Dazu kommen Gewfttätigkeiten der Ar- 
beitgeber, denen die Hausangestellten 
ausgesetzt sind. Eine Statistik über die 
Vergewaltigungen durch weiße Vorge- 
setzte liegt nicht vor, da die Frauen, falls 
ihnen überhaupt Glauben geschenkt wür- 
de, von einer Meldung absehen, um ihren 
Arbeitsplatz nicht zu gefährden. Zudem 
zeigt die Erfahrung, daß zwar auf die Ver- 
gewaltigung weißer Frauen durch Afrika- 


ner die Todesstrafe steht, die Vergewalti- 
gung einer Schwarzen durch einen Wei- 
Ben aber als Kavaliersdelikt angesehen 
wird. 
Neben dem Dienstleistungsbereich und 
der Landwirtschaft gibt es noch einen ge- 
ringen Anteil an schwarzen Arbeiterinnen 
in der Industrie, der ca. 12,8 % aller ar- 
beitenden Afrikanerinnen ausmacht. Ar- 
beitsplätze für Frauen gibt es vor allem in 
der Lebensmittel- und Textilindustrie, wo- 
bei ihr Lohn ca. 20 % unter dem indu- 
striellen Mindestsatz liegt. Dagegen ha- 
ben Frauen einen unerwartet hohen An- 
teil von qualifizierten Berufen, als Lehrer- 
- innen oder Krankenschwestern. Das Ver- 
hältnis Männer/Frauen beträgt hier 60 zu 
40. Das liegt an dem niedrigen Lohnni- 
veau in diesen Berufen und an der „be- 
sonderen Eignung“ der Frauen in diesen 
Bereichen. Insgesamt ist allerdings der 
Anteil an Afrikanerinnen mit höherer 
Schulbildung sehr gering. Nur 1/3 der 
schwarzen Mädchen schließt mit der letz- 
ten Klasse ab. 
Neben der Diskriminierung bei der Be- 
zahlung unterliegen die Frauen noch an- 
deren Zwängen. So verliert eine Afrikane- 
rin im Öffentlichen Dienst bei einer Heirat 
ihre Stelle, während das umgekehrt auf 
Männer natürlich nicht zutrifft. 
Steigende Arbeitslosigkeit nicht nur unter 
der schwarzen Bevölkerung führt zu per- 
manenter Verschlechterung ihrer Situa- 
tion und zu harter Konkurrenz. Die Lö- 
sungsstrategie der Regierung setzt bei 
den Frauen an: Geburtenkontrolle und 
Abschiebung in die Homelands. Die Geb- 
urtenkontrolle führt sie nicht nur mit 
Hilfe der Zwangssterilisation und der 
Drei-Monatsspritze durch; die mangelnde 
Gesundheitsversorgung der schwarzen 
Bevölkerung tut ein übriges. So liegt die 
Säuglingssterblichkeit je nach Region 
zwischen 30 - 50 %. 


Widerstand 


Der Widerstand der schwarzen Bevölke- 
rung in Südafrika hat eine lange Tradi- 
tion. Die älteste Organisation ist der 
AFRICAN NATIONAL CONGRESS, der 


Zuschneiderinnen in deutscher 
Lederfabrik bei Pretoria 
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‚exikon, Aktio 


Jugenddienst Verlag 


1912 gegründet wurde. Mitglieder waren 


zu der Zeit ausschließlich Männer. Trotz- 
dem leisteten und leisten auch Frauen 
seit Jahrzehnten Widerstand. 

Während die Männer des ANC Petitionen 
an den König von England verfaßten, um 
ihre Landrechte wiederzuerhalten, gingen 
die Frauen auf die Straße. Sie unterstütz- 
ten streikende Arbeiter mit Eisenbahn- 
blockaden. Sie fanden sich zu spontanen 
und militanten Demonstrationen gegen 
die Einführung von Pässen zusammen, 
d.h. gegen die Beschränkung des Aufent- 
haltsrecht und der Bewegunggsfreiheit für 
die schwarze Bevölkerung. 

Bereits 1813 war die Bantu Womens Lea- 
gue, die Frauensektion des ANC gegrün- 
det worden. Die Widerstand der Frauen 
war und ist jedoch dann am stärksten, 
wenn er aus eigener Betroffenheit, spon- 
tan, mit oder ohne organisatorischen 
Rahmen aufbricht. 

Historische Beispiele dafür sind die immer 
wiederaufflammenden Proteste gegen 
Lebensmittelpreiserhöhungen in Form 
von Boykotts oder Überfällen auf Groß- 
händler, die ihre Waren zu Wucherprei- 
sen anboten. Proteste richteten sich auch 
gegen Mieterhöhungen oder gegen das 
Verbot des privaten Bierbrauens und 
-verkaufs, da dies wichtige Einnahme- 
quellen für arbeitslose Frauen war. Hier 
kam es zu Überfällen auf staatliche Bier- 
hallen, wobei weder Inventar noch Kun- 
den verschont blieben. 

Ein anderes wichtiges Beispiel sind die 
Landbesetzungen, Viele Frauen leben il- 
legal an den Stadträndern in selbsterrich- 
teten Notunterkünften, um in der Nähe ih- 
rer Männer sein zu können, die hier eine 
Arbeitsstelle haben. Diese Frauen sind 
der permanenten Bedrohung durch Be- 
hörden und Polizei ausgesetzt. Oft wer- 
den die Hütten zerstört und die Frauen 
inhaftiert, um dann in ein Homeland aus- 
gewiesen zu werden. Ein bekanntes Bei- 


spiel für den Widerstand, den die Betrof- 
fenen den Razzien entgegensetzen, ist 
Crossroads bei Kapstadt. Hier haben sich 
Strukturen der Selbstorganisation entwik- 
kelt, aus denen heraus z.B. die Versor- 
gung der Kinder der inhaftierten Frauen 
gewährleistet ist. 

Beispiel für erfolgreichen, organisierten 
Widerstand ist die Garment Workers Uni- 
on, die Textilarbeitergewerkschaft, in der 
hauptsächlich Frauen organisiert waren 
und führende Positionen innehatten. Da 
die GWU Gesetzeslücken ausnutzen 
konnte, geland es ihr zeitweise Forderun- 
gen nach Schwangerschaftsurlaub u.ä. 
durchzusetzen. 

Ein weiters Beispiel organisierten Wider- 
stands ist die Federation of South African 
Women, ein Zusammenschluß aller 
Frauenorganisationen Südafrikas, die 
den Kampf gegen die Passgesetze und 
deren Ausdehnung auf die Frauen aufge- 
nommen hatten. Hierbei handelte es sich 
um die Frauensektion des ANC, des 
SAIC (South African Indian Congress), 
COD (Congress of Democrats), SACPO 
(kommunistische Partei) und Gewerk- 
schaften. Höhepunkt der Anti-Pass- 
Kampagne der FSAW war eine Massen- 
demonstration 1956, an der 20 000 
Frauen teilnahmen. 

Durch das Verbot der Organisationen des 
Widerstandes und der endgültigen 
Durchsetzung des Passzwangs für die 
schwarzen Frauen Ende der 50er / An- 
fang der 60er Jahre trat eine Phase der 
Stagnation ein. Diese wurde erst 1975 mit 
der Gründung der Black Womens Fede- 
ration überwunden. Doch der Prozeß von 
Gründung und Verbot der Widerstandsor- 
ganisationen geht weiter. Der alltägliche 
Widerstand der Bevölkerung besonders 
der schwarzen Frauen wird dadurch aber 
nicht gebrochen, er bleibt nur oft uner- 
wähnt. 
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Entwicklungshilfe 


„Vielen Dank, Herr Warnke“ 


Die Kontakte zwischen Industrie und BMZ scheinen immer besser zu werden. 
Hierzu drucken wir nachfolgend zwei Dokumente ab: Einmal ein Dankschreiben 
des Vorstandsvorsitzenden der Siemens AG an den Bundesminister für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit Warnke, zum anderen einen Abschnitt aus Brigitte 
Erlers Buch „Tödliche Hilfe“ *, in dem die Auswirkungen dieser „Entwicklungshil- 
fe“ auf die Länder der dritten Welt dargestellt werden. Zwei Dokumente, die für 


sich sprechen. 


* Brigitte Erler „Tödliche Hilfe“, Bericht von meiner letzten Dienstreise in Sachen Entwicklungshilfe, 


Freiburg, 1985, 106 Seiten, DM 13,80 


So wie die landwirtschaftlichen Projekte 
zur Vernichtung der Existenzen von 
Kleinbauern und damit zu ihrem Ruin füh- 
ren, so bewirkt die Entwicklungshilfe auf 
dem industriellen Sektor Unselbstständig- 
keit, Abhängigkeit und damit Manipulation 
auf höherer Ebene. 

Siemens beteiligte sich 1968 mit 48% 
am Aufbau einer Telefonfabrik in Tongi in 
der Nähe von Dhaka. Bei meinem Be- 
such machte diese auf mich einen ausge- 
zeichneten Eindruck. Schöne, helle Ar- 
beitsplätze, wie ich sie mir bei Fabrikbe- 
sichtigungen in meinem Wahlkreis oft ge- 
wünscht hätte. Siemens hält jetzt nur 
noch einen Anteil von 8%. Die Fabrik 
wird voll von Bangladeschis gemanagt 


und versorgt das ganze Land mit Telefo- 
nen und Vermittlungsstellen. Lediglich 
noch einige wenige Legierungen, die in 
Bangladesch nicht produziert werden, 
müssen importiert werden. Und nur zwei 
Deutsche arbeiten dort noch als Integrier- 
te Experten. Das heißt, Bangladesch ist 
im Moment auf dem Fernmeldesektor total 
unabhängig und könnte von der Kapazität 
von Tongi her gesehen sogar exportieren. 
Ein schöner Erfolg von Entwicklungshife, 
die während der Entstehungszeit die not- 
wendigen Importe und Experten finan- 
zierte, und einer Privatinvestition: Eigen- 
produktion und damit Unabhängigkeit auf 
einem Sektor für Bangladesch. 

Doch das läßt uns nicht ruhen. In den 


Regierungsverhandlungen 1982  zwi- 
schen der deutschen und der banglade- 
schischen Regierung sagte die Bundes- 
regierung 10Mio. DM für Vermittlungs- 
stellen in EWS-Technik zu, einer Techno- 
logie, die zu dem Zeitpunkt in der Bun- 
desrepublik in erst vier Vermittlungsäm- 
tern angewandt wurde. Natürlich kamen 
weder die bangladeschische Seite noch 
das BMZ von selbst auf so eine perverse 
Idee. Da mußte Siemens schon Geburts- 
hilfe leisten. 

Daß Siemens so einfach das große 
Geschäft mit der Einführung der Elektro- 
nik in das Fernsprechsystem Bangla- 
deschs machen sollte, rief nun die Welt- 
bank und die Japaner auf den Plan. Die 


DR.-ING. KARLHEINZ KASKE 


VORSITZENDER LES VORSTANDS 
TER SIEMENS ARTIENGESELLSCHAFT 


An den 
Bundesminister für 


Herrn Dr. Jürgen Warnke 
Karl-Marx-Straße 4 - 6 


5300 Bonn 1 


wahrzunehmen hatte. 


seit Jahren tätig. 


zierung entschieden werden. 


und freundliche Grüße 


“ Be 


Japaner schenkten Bangladesch zwei 
Vermittlungsämter und die Weltbank 
schrieb das Gesamtprojekt international 
aus. Siemens vermutete seinerseits, daß 
bei der Weltbankausschreibung ge- 
schmiert wurde, denn in der Ausschrei- 
bung sind die Verbindungsteile zwischen 
Fernsprechwahlämtern und Ortsämtern 
nicht enthalten. Wären diese einge- 
schlossen, könnte sich Siemens wohl ei- 
ne gute Chance ausrechnen. So aber war 
die deutsche Firma hoffnungslos im Hin- 
tertreffen. Also argumentierte Siemens, 
daß die Weltbank die Telefonfabrik in 
Tongi kaputtmachen würde, wohingegen 
mit der Siemens-EWS-Technik das Werk 
wenigstens noch teilweise zu gebrauchen 
wäre. Von Siemens liegen im BMZ inzwi- 
schen Entwicklungshilfe-Vorschläge über 
100 Mio. DM vor, die dann irgendwann 
als offizieller Antrag der Regierung von 


Wirtschaftliche Zusammenarbeit 


Sehr geehrter Herr Bundesminister, 


vielen Dank für Ihren Brief vom 13. 
mit großem Interesse gelesen habe. 


Leider konnte ich ja, wie Sie wissen, 
des Bundeskanzlers in Pakistan im Anschluß an die China-Reise 
nicht teilnehmen, da ich dringende andere Verpflichtungen 


Um so mehr bin ich Ihnen dankbar, 
ragender Weise für unser Haus und unser Angebot für die digita- 
le Vermittlungstechnik in Pakistan verwendet haben. 

Der Export dieser high technology ist ein wesentliches Element 
für die Förderung und den Erhalt unserer Weltmarktstellung. 

Wie Ihnen bekannt, sind wir in Pakistan sowohl bei der Ver- 
mittlungs- wie auch bei der Übertragungstechnik in zwei Fa- 
briken in einem joint venture mit der pvakistanischen Regierung 


Ich benutze diese Gelegenheit, um mich bei Ihnen, sehr geehrter 
Herr Bundesminister, und auch bei Ihren Herren, sehr herzlich 
zu bedanken für die generelle Aufgeschlossenheit Ihres 
Ministeriums bei der Finanzierung derartiger Großprojekte, 

die ja weltweit hart umkämpft sind und meist über die Finan- 


Wir sind unsererseits bereit, auf dem Wege der von Ihnen 
- auch im Sinne der Erhaltung von Arbeitsplätzen in Deutsch- 
land - geförderten Mischfinanzierung unseren Anteil beizusteuern. 


Nochmals sehr herzlichen Dank für Ihr Engagement in Pakistan 


D-86000 MUNCHEN 2 
WITTELSBACHERPLATZ 2 
NORM 24.300 32100 


4. 


Dezember 1984 


November 1984, den ich 


an Ihrem und dem Besuch 


daß Sie sich in so hervor- 


Bangladesch erscheinen werden. 

Als Minister Warnke im Anfang seiner 
Minister-Zeit noch mit gesundem Men- 
schenverstand und nicht mit Entwick- 
lungshilfe-Logik argumentierte, führte er 
bei Gesprächen auf internationaler Ebene 
immer das Weltbankvorhaben, die elek- 
tronische Telefontechnik in einem der 
ärmsten Länder einzuführen, als beson- 
ders krasses Beispiel für den verfehlten 
Einsatz von Entwicklungshilfe-Geldern 
an. Die Begründung der EWS klingt ja 
auch nicht gerade besonders überzeu- 
gend: In zehn Jahren werde es auf dem 
Weltmarkt keine Ersatzteile mehr für die 
jetzt angewandte EMD-Technik geben. 
Daß Bangladesch gar keine Ersatzteile 
mehr einzuführen braucht, da es sämtli- 
che Komponenten selbst herstellt, stört 
die Argumentation nicht. Außerdem be- 
nötigten die neuen Vermittiungsstellen 
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weniger Platz als die alten EMD-Ämter. 
Das sei doch ein wichtiger Gesichtspunkt 
bei dem Landmangel in Bangladesch. 
Daß die Vollklimatisierung aber bei der 
neuen Technik hunderprozentig klappen 
muß, was unter bangladeschischen Ver- 
hältnissen nur schwer zu bewerkstelligen 
ist, fällt bei diesem Gedankengang nicht 
ins Gewicht. Der Minister wurde denn 
auch erst schweigsamer, als er davon 
unterreichtet wurde, daß wir selbst die 
grandiose Idee in die Welt gesetzt hatten. 
Inzwischen scheint die Sache nach einem 
Besuch von Schwarz-Schilling in Bangla- 
desch doch noch für Siemens zu laufen. 

Bangladesch wird mit der EWS-Tech- 
nik auf unabsehbare Zeit von Lieferungen 
hochtechnisierter Komponenten aus dem 
Industrieland abhängig, das den großen 
Brocken abbekommt. 

Ähnlich ist es in Pakistan gelaufen, wo 
allerdings wohl nicht Siemens den Vorrei- 
ter spielte, sondern die Weltbank von sich 
aus das Telecommunication-IV-Projekt 
vorantrieb. Dabei hat die Weltbank ge- 
rechterweise von vornherein eine Kofi- 
nanzierung der verschiedenen Lieferan- 
tenländer eingeplant. Auf die Bundesre- 
publik entfielen dabei 60 Mio. DM, wovon 
10Mio. Siemens selbst als Lieferanten- 
kredit übernahm. Nicht nur mein Referat 
im BMZ, sondern sogar die Kreditanstalt 
für Wiederaufbau (KfW), welche die Fi- 
nanzielle Zusammenarbeit im Auftrag des 


BMZ abwickelt und normalerweise für die 
Wünsche der Industrie ein offenes Ohr 
hat, leisteten Widerstand, weil uns das 
ganze Projekt für Paktistan technologisch 
völlig überzogen erschien. Baß erstant 
waren wir dann alle, als sich die Leitung 
des BMZ plötzlich für das Projekt ent- 
schied. Ein hoher Vertreter der pakistani- 
schen Regierung gestand mir privat, er 
halte das Projekt auch für Unsinn, aber 
was könne man schon gegen die Welt- 
bank ausrichten. Jetzt hätten die Deut- 
schen ja schließlich auch nachgegeben. 
Zur selben Zeit hatte die Weltbank den 
Pakistanern ein Eisenbahnprojekt verbo- 
ten, das wir in ungefähr gleicher Höhe fi- 
nanzieren wollten, und das kurz vor der 
Durchführung stand. Der Direktor der pa- 
kistanischen Eisenbahnverwaltung sagte 
mir, die Weltbank habe ihm keine stich- 
haltigen Gründe für dieses Verbot ge- 
nannt. Sie habe aber gedroht, im Falle 
des Zuwiderhandelns würde Pakistan kei- 
nen Pfennig mehr für die Eisenbahn er- 
halten. Ich wurde den Verdacht nicht los, 
daß die Weltbank auf diese Weise das 
nötige Geld bei uns für ihr bevorzugtes 
Telecommunication-Projekt freischaufeln 
wollte. Inzwischen läuft schon das näch- 
ste Telecommunication-Programm, wel- 
ches bei der pakistanischen Telefonfabrik 
Hunderte von Arbeitsplätzen vernichtet. 

Auf diese Weise wird die gesamte Drit- 
te Welt mit Fernmeldeprojekten modern- 
ster Technologie überzogen. Kaum ist ein 
Land auch nur auf einem Gebiet unab- 
hängig, halten wir schon wieder die näch- 
ste Überraschung bereit. 


54 blätter des iz3w, Nr. 126, Juni 1985 


Umsiedlungen in Äthiopien 


Hoffnung für Dürreopfer oder Waffe 
der Zentralregierung? 


Die äthiopische Zentralregierung betreibt 
gegenwärtig die massive Umsiedlung von 
Bauernfamilien aus den Dürrezonen Eri- 
treas und den Regionen Gondar, Tigray 
und Wollo in Gebiete im Süden und Süd- 
westen Äthiopiens. Im November 1984 
sprach die Regierung davon, binnen 12 
Monaten 300 000 Familien (1,5 Mill. Men- 
schen) umzusiedeln'. Andere Quellen 
nennen Zielprojektionen von 2,5 Mill. 
Menschen im Verlauf von zwei Jahren? 
und langfristig sollen sogar bis zu 5 Millio- 
nen umgesiedelt werden. Nach Aussagen 
der Regierung sei die „Völkerwanderung“ 
zwingend notwendig. Weite Teile der 
Dürrezonen im Norden seien ökologisch 
derart verwüstet, daß sie ihre Bewohner 
nicht mehr zu ernähren vermögen und 
auch eine Rehabilitation praktisch un- 
möglich sei. Westliche Regierungen und 
Hilfsorganisationen wurden nachdrücklich 
aufgefordert, sich an der Finanzierung 
dieses umfangreichen Programmes zu 
beteiligen. 

Die Befreiungsbewegungen in Eritrea, 
Tigray und den Oromo-Gebieten sehen in 
dem Umsiediungsprogramm der Regie- 
rung — neben der Hungerwaffe — ein zu- 
sätzliches Element innerhalb der äthiopi- 
schen Kriegsstrategie. Für die Tigray 
Volksbefreiungsfront handelt es sich 
„zweifelsfrei um einen politischen und mi- 
litärischen Schachzug, der bezweckt, Ti- 
gray zu entvölkern und die Sozialstruktur 
der Gesellschaft zu zerstören sowie den 
ablaufenden Kampf zu untergraben‘.“ Für 
die Eritreische Volksbefreiungsfront ist es 
„ein offenes Geheimnis, daß das Regime 
das Programm als Deckmantel benutzt, 
um Menschen des Nordens zu zer- 
streuen, damit den dortigen Befreiungs- 
bewegungen die Quelle ihrer Unterstüt- 
zung genommen wird?.“ Für die Oromo- 
Befreiungsfront stellt das Programm ei- 
nen „Plan für Völkermord“ an den Oro- 
mos dar. Die Ansiedlung von Dürreopfern 
(vornehmlich im Oromo-Gebiet) soll de- 
ren Widerstand schwächen und die Assi- 
milation an das Amharentum begünsti- 
gen?. 

Die Aufforderung zur Beteiligung hat 
unter westlichen Regierungen und Hilfs- 
organisationen zu einer lebhaften Kon- 
troverse geführt. In ihr spielt zum einen 
die Frage nach der Rolle des Zwanges 
bei der Gewinnung der Umsiedler eine 
wichtige Rolle. Zum anderen ist die Not- 


wendigkeit und Machbarkeit eines sol- 
chen massiven Umsiedlungsprogrammes 
umstritten, und letztlich geht es um die 
Kernfrage, ob diese Aktion nicht primär 
politisch-militärischen Zielen dient. 

In der BRD stellen Organisationen wie 
„Gesellschaft für bedrohte Völker“, „Ar- 
beitskreis Afrika“, „Eritrea-Hilfswerk in 
Deutschland“ und „Hilfsorganisation für 
Tigray in Deutschland“ die Kritik an den 
politisch-militärischen Zielen des Pro- 
grammes in den Vordergrund. Sie unter- 
streichen, daß wegen dieser Ziele die Re- 
gierung überhaupt nicht an einer Rehabili- 
tierung der Dürreopfer und der geschä- 
digten Landzonen vor Ort interessiert ist. 
Demgegenüber sind die meisten großen 
Hilfsorganisationen vorsichtiger in ihrem 
Herangehen. Sie kritisieren vornehmlich 
die Rolle des Zwanges, die Hast bei der 
Durchführung und die mangelnde Bereit- 
schaft der Regierung, Alternativen vor Ort 


zu entwickeln, ohne sich indessen — aus 
einsichtigen Gründen — auf die Diskus- 
sion der tiefer liegenden politischen Argu- 
mente einzulassen. Einige Hilfsorganisa- 
tionen haben dabei die Haltung einge- 
nommen, daß das Programm — da es in 
jedem Falle durchgeführt werden wird — 
vorsichtig unterstützt werden müsse. 
Hielte man sich heraus, würde sein 
Scheitern begünstigt und damit die Um- 
siedler erneut in eine ausweglose Lei- 
denssituation gestoßen’. 

Die von den verschiedenen Beteiligten 
vorgetragenen Argumente und Behaup- 
tungen lassen deutlich erkennen, daß die 
Frage der Umsiedlungen nicht losgelöst 
vom allgemeinen politischen Kontext in 
Äthiopien/Eritrea gesehen werden kann. 
Auch muß die Funktion des Hungers und 
der Hungerhilfe in den Auseinanderset- 
zungen der äthiopischen Militärregierung 
mit ihren Gegnern diskutiert werden. Da- 
bei wird deutlich, daß es bei vielen Betei- 
ligten vorab bestehende politische Be- 
wertungen der Politik der Zentralregie- 
rung oder ihrer Gegner sind, die letztlich 
entscheiden, welche Haltung zu Fragen 
der Hungerhilfe und Umsiedlung einge- 
nommen wird. 

Nachfolgend soll nun versucht werden, 
einige der Hauptargumente beider Seiten 
hinsichtlich des weiteren Kontextes von 
Dürre, Hungersnot, Hungerhilfe und Um- 
siedlung zu skizzieren und zu diskutieren, 
bevor die Umsiediungsaktion genauer 
dargestellt und mögliche Alternativen an- 
geführt werden. 


Eine erfolgreiche 
Argumentationslinie 


Die Argumentationslinie der Zentralregie- 
rung zu Dürre und Hunger, Hungerhilfe 
und Umsiedlung ist vordergründig von 
bestechender Klarheit und stößt gerade 
im Westen auf günstige Bedingungen für 
ihre Rezeption?. Ihr zufolge resultiert die 
Dürre in Äthiopien (das für die äthiopi- 
sche Seite natürlich auch Eritrea ein- 
schließt) aus klimatischen, ökologischen, 
demographischen und historisch ge- 
wachsenen sozio-ökonomischen Verhält- 
nissen. Historisch gesehen hätten 
schwankende Niederschläge, unzulängli- 
che Agrartechniken und mangelnde 
Transportmöglichkeiten Äthiopien immer 
wieder regionale Dürren beschert. Eine 


extreme Verringerung der Niederschläge 
und Veränderung ihrer Verteilungsmuster 
in Verzahnung mit weitreichenden ökolo- 
gischen Schäden im Norden habe jetzt zu 
dieser Katastrophe geführt, die alle bis- 
herigen in den Schatten stelle. Ursächlich 
für die Schäden sei die Verknüpfung von 
ungezügeltem Bevölkerungswachstum 
mit archaischen Agrartechniken. Dadurch 
seien die Böden falsch genutzt und über- 
beansprucht, die Waldbestände vernich- 
tet und die Grasnarbe zerstört und so der 
Wind- und Wassererosion der Weg ge- 
bahnt worden. Die Akkumulation dieser 
Entwicklungen über die letzten Jahrzehn- 
te hinweg habe 1984 schließlich zum völ- 
ligen Zusammenbruch von Ökologie und 
Landwirtschaft in weiten Teilen des Nor- 
dens geführt. 

Die archaischen Produktionstechniken 
der Bauern wiederum resultierten aus ei- 
ner doppelten Ausbeutung der Bauern 
durch den einheimischen Feudalismus 
und den mit ihm verbundenen Imperialis- 


und die wirtschaftliche Blockade beding- 
ten, daß der sozialistischen Regierung 
die Mittel fehlten, um die vorgefundenen 
Strukturmängel zu beheben und das 
Land gegen die Gefahren der nächsten 
Dürre zu sichern. 


Als sich die Dürre- und Hungerkata- 
strophe abzeichnete, habe der Westen 


zudem bewußt die äthiopischen Hilfsappel- 
le ignoriert. Er habe auf einen Sturz der 
Regierung gehofft oder zumindest ge- 
glaubt, die Regierung im Austausch ge- 
gen Hilfslieferungen zu einer politischen 
Kursänderung zwingen zu können. Ähnli- 
che Motive stünden auch hinter den Ver- 
suchen, die Umsiediungsaktion zu hinter- 
treiben und über die Hungerfrage die Re- 
bellenbewegungen aufzuwerten. Äthio- 
pien, auch wenn es von Hilfe abhängig 
sei, werde sich aber jedem Versuch 
nachdrücklich widersetzen, daß über hu- 
manitäre Hilfe Einfluß auf seine inneren 
Verhältnisse genommen wird. 

Die hier summarisch zusammengefaß- 


In Augaro — Eritrea verstecken sich Frauen und Kinder aus Angst vor äthiop. Luftangriffen in 
den Stollen eines alten Goldbergwerks 


mus und Neo-Kolonialismus. Dadurch sei 
eine Anpassung der ursprünglich ange- 
messenen Techniken an sich wandelnde 
Bedingungen verhindert worden. 

Die 1974 an die Macht gelangte sozia- 
listische Regierung habe somit in der 
Landwirtschaft ein schweres Erbe antre- 
ten müssen, das nicht über Nacht besei- 
tigt werden könne. Trotzdem seien dank 
der Landreform und der Hilfe der soziali- 
stischen Länder schon beachtliche Erfol- 
ge erzielt worden. Die Tatsache, daß die 
innere und äußere Reaktion Bürgerkriege 
gegen das sozialistische Äthiopien betrei 
be, separatistische Bewegungen unter- 
stütze und den Sturz der Regierung so- 
wie die Zerstückelung des Landes an- 
strebe, habe aber einen qualitativen 
Durchbruch verhindert. Darüberhinaus 
habe Äthiopiens Hinwendung zur UdSSR 
dem Land eine Wirtschaftsblockade be- 
schert und es zum niedrigsten Pro-Kopf- 
Empfänger an westlicher Entwicklungshil- 
fe gemacht. Die aufgezwungenen Kriege 


te Argumentation der Zentralregierung 
findet im Westen aus unterschiedlichen 
Gründen einigen Anklang. „Fortschrittli- 
che Kräfte“ fühlen sich durch die Kritik an 
Imperialismus, Neo-Kolonialismus und 
westlichen Pressionsversuchen unmittel- 
bar angesprochen?. Für viele spieit das 
äthiopische Bündnis mit der UdSSR und 
Kuba die Rolle eines „Steines der Wei- 
sen“, der jedes noch so bleierne Argu- 
ment in goldene Worte verwandelt. Die 
Reduktion der Ursachen des Hungers auf 
ererbte Strukturen, archaische Produk- 
tionstechniken und Bevölkerungswachs- 
tum kommt wiederum vielen westlichen 
Regierungen, Entwicklungshilfeeinrich- 
tungen und Hilfsorganisationen entgegen, 
die sich gerne durch den Rückzug auf 
„natürliche Ursachen“, die „ungehemmte 
Vermehrung der Bauern“ und „veraltete 
Produktionstechniken“ sowie die „reine 
humanitäre Hilfe“ einer Diskussion über 
die Ursachen derartiger Katastrophen 
und der Unterentwicklung entziehen wol- 
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len. Und schließlich trifft die äthiopische 
Strategie, den Westen in eine Defensiv- 
position zu drängen, hier auf ein unter- 
gründig wirkendes „kollektives schlechtes 
Gewissen“, das sehr wohl um die Rolle 
von Neo-Kolonialismus beim Zustande- 
kommen der globalen Unterentwickiung 
in Ländern wie Äthiopien weiß. Manchen 
hierzulande imponiert auch die „stolze 
Haltung“ der äthiopischen Verantwortli- 
chen, die es sich trotz ihrer Abhängigkeit 
von westlicher Hilfe nicht nehmen lassen, 
den westliche Pressionsversuchen offen 
und massiv entgegenzutreten. 


Skizzierung einer Gegenposition 


Ein Vergleich der äthiopischen Regie- 
rungsargumentation mit den Darstellun- 
gen der verschiedenen Widerstandsbe- 
wegung in Eritrea und Äthiopien'® läßt 
vorab erkennen, wie tief die Verständi- 
gungsgräben sind, wie sehr sich die von 
den Gegnern „konstruierten Wirklichkei- 
ten“ voneinander unterscheiden, ja sich 
einander in Zentralfragen ausschließen. 

Ohne die Rolle des Feudalismus und 
des Neo-Kolonialismus in Äthiopien beim 
Zustandekommen der Unterentwicklung 
des Landes und der Stagnation in der 
Landwirtschaft zu leugnen oder herunter- 
zuspielen, betonen die Widerstandsbe- 
wegungen, daß für die nicht-amharischen 
Völker und Regionen unter kaiserlicher 
Herrschaft die Ausbeutung einen Doppel- 
charakter gehabt habe, da sich ihr eine 
spezifische nationale Unterdrückung 
überlagert habe. Dadurch seien die Bau- 
ern in diesen Gebieten, die im wesentli- 
chen auch heute die Hauptdürregebiete 
sind, stärker als im übrigen Äthiopien in 
Unterentwicklung und Stagnation gera- 
ten. Das bewußte Vernachlässigen einer 
wirtschaftlichen Entwicklung durch das 
Kaisertum habe somit den Grundstock 
zur späteren Katastrophe im Norden ge- 
schaffen. 

Die seit 1974 herrschende Mili- 
tärregierung (und ihre Juniorpartner in 
Gestalt der Zivilbürokratie) führte letztlich 
die Politik einer Begünstigung des Amha- 
rentums fort — die Dominanz in den eige- 
nen Reihen beweise das. Der Alleinherr- 
schaftsanspruch von Militär- und Zivilbü- 
rokratie habe das Land in den Bürger- 
krieg gestürzt und die bis heute andau- 
ernden Befreiungskämpfe mit den nicht- 
amharischen Gruppen erst richtig hervor- 
gerufen. Das starre und unversöhnliche 
Festhalten an den vom Kaiser übernom- 
menen Grenzen habe eine friedliche Lö- 
sung in Eritrea verhindert und auch dört 
zu einer Eskalation der Kämpfe geführt. 

Im Kampf gegen die Befreiungsbewe- 
gungen habe das neue Regime nicht nur 
die wirtschaftlichen und menschlichen 
Ressourcen des Landes verschleudert, 
sondern in den Kampfzonen auch bewußt 
die landwirtschaftliche Produktion zu zer- 
stören versucht. Im Rahmen einer „Politik 
der verbrannten Erde“ wolle man die dor- 
tige Bevölkerung daran hindern, die Wi- 
derstandsbewegungen zu ernähren, und 


56 blätter des iz3w, Nr. 126, Juni 1985 


letztlich dazu bringen, sich von ihnen zu 
distanzieren. Die „Produktion von Flücht- 
lingen“ ins Ausland und in die von Regie- 
rungstruppen gehaltenen Zonen dienten 
dem gleichen Ziel. Die jetzige Umsied- 
lungsaktion sei nur die logische Fortset- 
zung des bisherigen Vorgehens. Die 
Hungersnot solle der Regierung ermögli- 
chen, die betroffene Bevölkerung, die ja 
überwiegend in den befreiten Gebieten 
lebe, unter ihre Kontrolle zu bekommen. 
Daher lege sie großen Wert darauf, die 
Lieferung der Hilfsgüter in die befreiten 
Gebiete zu unterbinden. Die Konzentra- 
tion von Hilfsgütern auf äthiopischer Seite 
solle mithin einen Sog schaffen, der die 
Leute aus den befreiten Gebieten in die 
äthiopischen Sammellager und Umsied- 
lungscamps treibt. Da selbst der Hunger 
nicht ausreiche, die Leute für die Umsied- 
lung gefügig zu machen, müsse die Re- 
gierung zunehmend nackte Gewalt ein- 
setzen. Äthiopien erhalte inzwischen so- 
viel Hilfe, daß es Überschüsse bilden 
könne, da ja viele Betroffene, die in den 
befreiten Gebieten leben, nicht erreicht 
werden könnten. Teile der Überschüsse 
würden zur Deckung des Lebensmittelbe- 
darfs der Umsiedler verwandt, andere kä- 
men zum Verkauf und dienten damit der 
Finanzierung der Kriege und Umsiedlun- 
gen. Entwickiungs- und Wirtschaftspolitik, 
Hungerhilfe und Rehabilitation seien dem 
obersten Ziel der Militärregierung unter- 
geordnet: an der Macht zu bleiben und 
die Widerstandsbewegungen zu zer- 
schlagen. Nachdem jahrelang die mili- 
tärischen Offensiven gescheitert seien, 
werde jetzt der Hunger und in Verbindung 
damit die Umsiedlung als Waffe einge- 
setzt. 


Stichpunkte für eine Diskussion 


Eine detaillierte Auseinandersetzung mit 
den Einzelelementen der oben zusam- 
mengefaßten Argumentationslinien ist 
hier kaum möglich. Eine kritische Be- 
trachtung von 10 Jahren äthiopischer Mi- 
litärregierung selbst kursorischer Natur 
macht aber m. E. deutlich, daß die Dar- 
stellung der Widerstandsbewegungen nä- 
her am wirklichen Geschehen liegt als die 
der äthiopischen Seite. Einige Ausführun- 
gen zu Einzelaspekten mögen dies be- 
leuchten!'. 


1. Agrarpolitik 

Zweifelsohne ist die allgemeine Unterent- 
wicklung der Landwirtschaft in Äthiopien/ 
Eritrea, wie sie die Militärregierung bei 
Amtsantritt vorfand, Produkt der histori- 
schen Verzahnung von äthiopischem Feu- 
dalismus mit euro-amerikanischem Impe- 


rialismus und Neo-Kolonialismus. In den 
Festhalten an den vom Kaiser übernom- 


menen Grenzen habe eine friedliche Lö- 
sung in Eritrea verhindert und auch dort 
zu einer Eskalation der Kämpfe geführt. 
Im Kampf gegen die Befreiungsbewe- 
gungen habe das neue Regime nicht nur 
die wirtschaftlichen und menschlichen 
Ressourcen des Landes verschleudert, 


sondern in den Kampfzonen auch bewußt 
die landwirtschaftliche Produktion zu zer- 
stören versucht. Im Rahmen einer „Politik 
der verbrannten Erde“ wolle man die dor- 
tige Bevölkerung daran hindern, die Wi- 
derstandsbewegungen zu ernähren, und 
riesigen, zu Ende des 19. Jh. eroberten 
nicht-amharischen Gebieten Äthiopiens 
verband sich aber die feudale Ausplün- 
derung der Bauern eindeutig mit zahlrei- 
chen Komponenten nationaler Unterdrük- 
kung zu einer umfassenden Ausbeutung 
mit Doppelcharakter. 

Die anti-feudate Landreform der Mili- 
tärs in den von ihnen kontrollierten Ge- 
bieten beseitigte nach Meinung vieler Be- 
troffener nicht die nationalen Unterdrük- 
kungsaspekte, sondern führte sie in neu- 
en Formen fort!®. Die Aufspaltung der 
äthiopischen Landwirtschaft in einen mar- 
ginalisierten Subsistenz- und einen mo- 
dernen exportorientierten Sektor wurde 
von den Militärs nicht aufgehoben, son- 
dern fortgeführt: Die zu Staatsfarmen 
umgewandelten, ehemals privaten Groß- 
farmen erhielten seit 1974 80% der pro- 
duktiven staatlichen Investitionen in die 
Landwirtschaft, obwohl sie nur etwa 4% 
der landwirtschaftlich genutzten Fläche 
umfassen und wohl ebensoviel zur Agrar- 
produktion beitragen"?. 

Innere Unruhen und Kriege bedingten 
die Art und Weise der Durchführung von 
Landreform, Preisgestaltung und Schwer- 
punktsetzung in der Agrarpolitik. Die 
landwirtschaftliche Produktion stagnierte 
im wesentlichen. Strukturmaßnahmen zur 
Erhöhung der Produktivität und zur Si- 
cherung gegen Dürreperioden wurden 
weitgehend unterlassen. 

Gegenwärtig spricht nur wenig dafür, 
daß die in zentralistischen und technizisti- 
schen Entwicklungsmodellen verhafteten 
Entscheidungsträger eine Korrektur der 
Schwerpunkte in der Agrarpolitik vorneh- 
men werden. Neben den Staatsfarmen ist 
es jetzt der Sektor der kollektiven Produk- 
tionsgenossenschaften, der vorrangig ge- 
fördert werden soll. Die bäuerliche Fami- 
lienwirtschaft wird weiterhin als ein so 
rasch wie möglich zu beseitigendes Relikt 
angesehen. 


2. Kriegsfolgen 

Es kann wenig Zweifel daran bestehen, 
daß die äthiopische Militärregierung der 
Sicherung ihrer Macht und der Durch- 
setzung ihrer Konzeption von Staats- 
struktur und Gesellschaft absolute Prio- 
rität vor allen anderen Erwägungen ein- 
räumt. Zur Verfolgung ihrer Ziele verwik- 
kelte der Militärflügel um Mengistu Haile 
Mariam einerseits das Land in einen bluti- 
gen Bürgerkrieg mit zivilen, zentralistisch 
orientierten Kräften. Zum anderen verhin- 
derte diese Priorität einen ehrenhaften 
Rückzug aus Eritrea und provozierte den 
Ausbruch bewaffneter Widerstandskämp- 
fe inner-äthiopischer Nationalitäten. 

Die zentralistische Staatskonzeption 
und die gesamte Politik der Militärs be- 
günstigen nach wie vor die Fortdauer der 
Dominanz des Amharentums in den we- 


sentlichen Bereichen von Staat und Ge- 
sellschaft. Es kann wenig Zweifel daran 
bestehen, daß weite Teile der amharisch 
dominierten Militär- und Zivilbürokratie in 
den Demokratisierungs- und Dezentrali- 
sierungsforderungen vieler inner-äthiopi- 
scher Widerstandsbewegungen nicht nur 
eine allgemeine Bedrohung ihrer Privile- 
gien erblicken, sondern darüber hinaus 
eine unmittelbare Gefährdung der (ihnen 
ebenfalls nutzbringenden) Vorherrschaft 
des Amharentums. 

Der Versuch der Militärs, ihre Macht 
durchzusetzen, bescherte dem Land ne- 
ben blutigen inneren Unruhen und meh- 
reren bewaffneten Konflikten vor allem ei- 
ne tiefgreifende Militarisierung. Die Aus- 
weitung der Armee von 50000 "auf 
300000 Mann entzog Landwirtschaft und 
Industrie viele Arbeitskräfte. Die durch die 
Auseinandersetzungen seit 1974 ange- 
heizte Fluchtbewegung ins Ausland be- 
raubte das Land zusätzlicher oft qualifi- 
zierter Leute. Die vielen Tausend Tote 
und Verletzte der Kämpfe seit 1974 stell- 
ten einen weiteren Aderlaß dar. 

Je nach Berechnungsgrundiage wuchs 
der Anteil des Militäretats am Gesamt- 
haushalt auf 27—40% an. Dem Land 
wurden somit wichtige Ressourcen ent- 
zogen, die für Investitionen an anderer 
Stelle fehlten.'* 

In den unmittelbaren Kriegszonen wur- 
de schon zu Kaiserzeiten eine Politik der 
„verbrannten Erde“ angewandt, um die 
Befreiungbewegungen von der Zivilbevöl- 
kerung zu isolieren. Obwohl damit eher 
das Gegenteil erreicht wurde, setzte die 
Militärregierung in Eritrea, später auch im 
Ogaden und in Tigray, diese Linie fort." 
Kriegsführung gegen die Zivilbevölke- 
rung, Beeinträchtigung der wirtschaftli- 
chen Aktivitäten in den befreiten Zonen 
sind integrale Elemente der äthiopischen 
Anti-Guerilla-Kriegsführung. Die Induzie- 
rung größerer Massenfluchtbewegungen 
ins Ausland oder in die äthiopisch kon- 
trollierten Zonen ist das angestrebte Ziel 
dieser Kampftaktik. 

24 Jahre derartiger Kriegsführung in 
Eritrea, 10 Jahre in Tigray, viele Jahre in 
West-Somalia und Teilen des Oromo-Ge- 
bietes'®, da kann es nur wenig erstaunen, 
daß sich die Hauptkampfzonen der letz- 
ten Jahre mit den Schwerpunkten der 
Dürre und Hungersnot im wesentlichen 
decken. Landwirtschaft und Ökologie — 
einer durch Unterentwicklung und Klima 
ohnehin stark gefährdeten Region — 
mußten unausweichlich, unter den vielfäl- 
tigen Konsequenzen eines Krieges, groß- 
flächig zusammenbrechen. 


3. Hunger als Waffe 
Die äthiopische Militärregierung bemüht 
sich nach Kräften darum zu verschleiern, 
daß ihr in Eritrea und Tigray weite Teile 
des Landes der Kontrolle entglitten sind 
und sich in Gondar, Wollo und Wollega 
wie auch im Südosten ähnliche Entwick- 
lungen anbahnen. 

In Eritrea und Tigray (das nach Ansicht 
der Tigrean Peoples Liberation Front, 
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TPLF, auch Teile Wollos und Gondars 
miteinschließt) leben zusammen etwa 
8,5—9 Mill. Menschen. Davon sind etwa 
die Hälfte unmittelbar von der Hungersnot 
bedroht. Von diesen, leben nur wenige 
100000 in den äthiopisch gehaltenen 
Städten Eritreas und Tigrays und deren 
unmittelbarer Umgebung. Die Masse der 
vom Hungertod bedrohten leben somit in 
den von Eritrean People Liberation Front, 
EPLF, und TPLF kontrollierten ländlichen 
Zonen bzw. im Niemandsland zwischen 
eindeutig „befreiten“ und eindeutig „be- 
setzten“ Gebieten. 

Schenkt man äthiopischen Regie- 
rungsangaben Glauben, werden gegen- 
wärtig 500000 Personen in ihren Lagern 
versorgt, weitere 250000 sollen bislang 
umgesiedelt worden sein. Von diesen et- 
wa 750000 Menschen stammen aus Ti- 
gray (im Sinne der TPLF) etwa 2/3, der 
Rest aus Wollo und Gondar. Der Anteil an 
Eritreern beläuft sich bislang auf nur we- 
nige Tausend. 

Etwa 250000 Tigrays und Eritreer sind 
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seit Beginn der großen Hungersnot im vo- 
rigen Herbst in den Sudan geflohen oder 
noch auf dem Wege dorthin. Nach Anga- 
ben der TPLF haben sich etwa 400000 
Menschen aus den Hungerzonen Tigrays 
in die südlich gelegenen Gebiete von Be- 
lessa, Tselemti und Semien begeben. Sie 
hoffen, dort Arbeit und Brot zu finden. 
Rechnet man ferner mit einigen 10000, 
die in den Guerilla-Gebieten leben und 
denen es gelegentlich gelingt, sich Nah- 
rung von staatlichen Verteilungsstellen zu 
sichern, so bleiben unterm Strich etwa 2 
Millionen Bewohner der befreiten Zonen, 
die unmittelbar von der Hungersnot be- 
droht sind und die von der Nahrungsmit- 
telhilfe kein Korn zu sehen bekommen. 
Rechnet man die Personen noch dazu, 
die es vermutlich bis zur nächsten Ernte 
ebenfalls nicht mehr schaffen werden, 
sich selbst zu versorgen, weil ihnen dem- 
nächst die Vorräte ausgehen oder sie 
nichts mehr zu verkaufen haben, so 
kommt man zum Schluß, daß mindestens 
3,5—4 Mill. der Dürreopfer, für die die 
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Regierung internationale Hilfe anfordert, 
mit Gewißheit diese Hilfe nie zu sehen 
bekommen. Hinzu kommt, daß die Regie- 
rung in ihren Zahlen auch immer die 
Menschen mit einrechnet, die in den Su- 
dan gezogen sind oder sich spontan in 
andere Regionen begeben haben. 

Die Hilfslieferungen an die äthiopische 
Seite setzten im großen Maßstab im De- 
zember 1984 ein. Pro Monat wurden 
durchschnittlich 100000 t geliefert, bis 
April 1985 also bereits eine halbe Million. 
Für die von äthiopischer Seite vorgetra- 
gene Bedarfsmenge von 1,5 Millionen 
Tonnen Nahrungsmittelhilfe für 1985, 
sind bis Mitte Mai bereits 1,2 Millionen t 
fest zugesagt'’”. Mit monatlich 100000 t 
können auf der Basis von 450 gr pro Tag 
und Person 7,5 Mill. Menschen ernährt 
werden. Nach Angaben des Vorsitzenden 
der äthiopischen Relief and Rehabilitation 
Commission (RRC), Oberst Dawit Wolde- 
giorgis, wurden zwischen dem 10. De- 
zember 1984 und dem 31. März 1985 
aber nur 284000 t verteilt. Das entsprä- 
che einem Monatsmittel von 77000 t und 
auf Basis der Berechnungsgrundlage von 
450 gr. pro Person und Tag wären somit 
5,7 Mio. Menschen versorgt worden. Un- 
tersuchungen der in Äthiopien operieren- 
den nicht-staatlichen Hilfsorganisationen 
(NGO’s) deuten aber daraufhin, daß in 
Wirklichkeit monatlich nur 30—40000 t 
verteilt und weniger als 3 Millionen Men- 


schen versorat werden. Daß die Zahlen 
der äthiopischen Regierung nicht der 


Wirklichkeit entsprechen, ergibt sich auch 
aus der Tatsache, daß die Versorgungs- 


situation selbst in den großen Auffangia- 
gern nicht gerade gut ist und dort seit En- 
de März die Todesraten wieder steigen. 

Berücksichtigt man, daß gegenwärtig 
etwa 200000 t Nahrungsmittelhilfe in Si- 
los auf Lager gehalten werden, so ergibt 
sich seit Beginn der Hilfsoperation im De- 
zember ein „Schwund“ von monatlich 
durchschnittlich 30000 t. Fragen nach 
dessen Verbleib werden von der äthiopi- 
schen Regierung als Unverschämtheit 
empfunden und nicht beantwortet. 

Die äthiopische Regierung hat Waffen- 
stillstandsangebote der Befreiungsbewe- 
gungen abgelehnt. Ebenso alle Vorschlä- 
ge, daß die internationalen Hilfsorganisa- 
tionen Nahrungsmittel aus den äthiopi- 
schen Vorratslagern in die befreiten Zo- 
nen bringen. Da die Hilfslieferungen an 
die äthiopische Seite weitgehend auf der 
Grundlage der äthiopischen Zahlenanga- 
ben erfolgen, die Mehrheit der Bedürfti- 
gen aber von der Verteilung ausge- 
schlossen wird, bauen sich nun riesige 
„Überschüsse“ auf. Sie können vielfältig 
für die äthiopische Kriegspolitik genutzt 
werden. Erstens sollen sie als „Magnet“ 
dienen, die Hungernden aus den befrei- 
ten Gebieten in die von Äthiopien kontrol- 
lierten Zonen zu ziehen. Zweitens sollen 
sie als Reserve dienen, wenn der Spen- 
denfluß einmal dünner wird. Drittens wer- 
den sie zur Finanzierung anderer Zwecke 
eingesetzt. Ein erheblicher Teil des 
Schwundes von monatlich. 30000 t wird 
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an lokale Kaufleute zu einem Preis abge- 
geben, der weit unter dem des freien 
Marktes liegt. Dadurch können jene er- 
hebliche Profite machen. Viertens werden 
aus dieser Schwundmenge in Tigray und 
Eritrea aufgestellte regierungstreue Bau- 
ernmilizen teilweise bezahlt. Ihnen wird 
gesagt: Wenn ihr eine Miliz bildet, erhaltet 
ihr als Bezahlung Getreide! Und fünftens. 
Geringe Mengen gehen auch an die re- 
guläre Armee, um dort Versorgungseng- 
pässe zu decken. 

Die Politik, den Hunger als Waffe ein- 
zusetzen, kann natürlich nur erfolgreich 
sein, wenn es der äthiopischen Regie- 
rung gelingt, die Hungerblockade gegen 
die befreiten Gebiete möglichst lückenlos 
zu machen. Neben dem Verbot, Nah- 
rungsmittel in die befreiten Gebiete zu lie- 
fern, und dem Druck auf Geberländer und 
Hilfsorganisationen, auch nicht von au- 
ßen Nahrungsmittel in die befreiten Ge- 
biete zu bringen, gibt es eine Reihe „flan- 
kierender Maßnahmen“ im Gelände. Da- 
zu gehört einmal eine Intensivierung des 
Luftkrieges, um die Nahrungsmittelkon- 
vois der eritreischen und tigraischen Hilf- 


sorganisationen zu stören. Da diese des- 
haıb nur nocn nachts fanren Konnen, ıst 


ihre Transportkapazität halbiert worden. 
Zum anderen werden Hungernde aus den 
befreiten Gebieten, die äthiopische Ver- 
teilerstellen aufgesucht haben, an der 
Rückkehr in ihre Dörfer gehindert (sofern 
sie nicht umgesiedelt werden). Und 
schließlich wird der Zusammenbruch der 
Wirtschaft in den befreiten Gebieten 
durch Luftangriffe auf Märkte, landwirt- 
schaftliche Projekte und Handelskarawa- 
nen beschleunigt. 

Die äthiopische Rechnung ist bislang 
nur unvollständig aufgegangen. Zwar ist 
es den Eritreern und Tigray bis heute 
nicht gelungen, die äthiopische Hunger- 
blockade gegen die befreiten Gebiete 
vollständig zu brechen, aber gerade viele 
nicht-staatliche Organisationen sind nicht 
mehr bereit, die äthiopischen Zahlenan- 
gaben zu akzeptieren und liefern auch di- 
rekt in die Gebiete der Befreiungsbewe- 
gungen. Bis heute haben es 250000 
Menschen vorgezogen, lieber 200—800 
km in den Sudan zu wandern, anstatt die 
20—50 km bis in das nächste äthiopische 
Aufnahmelager. Weitere 350000 haben 
sich spontan aufgemacht und sind auf ei- 
gene Faust in weniger von der Dürre be- 
troffenen Gebiete gewandert, um sich 
dort durchzuschlagen. Dies macht sehr 
deutlich, was die Betroffenen von der Re- 
gierungspolitik der Nahrungsmittelvertei- 
lung und der Umsiedlung halten. 

TPLF und EPLF hatten es den Hun- 


gernden in ihrem Bereich freigestellt, zu 
den äthiopischen Lagern zu gehen. Nach 


den ersten Umsiedliungen und der Ver- 
hinderung einer Rückkehr in ihre Dörfer, 
nahm die Zahl derer, die sich in diese La- 
ger begaben, drastisch ab"?. Die Flucht in 
den Sudan oder die Abwanderung in an- 
dere Gebiete, erhält den Betreffenden zu- 
mindest die Möglichkeit, mit Einsetzen 
der Regenfälle in ihre Dörfer zurückkeh- 
ren zu können. 


Die Rolle der Umsiedlungen in 
der äthiopischen Strategie 


Die vorhandenen Berichte von Journali- 
sten, Hilfsorganisationen, in den Sudan 
geflonenen Umsiediern und aus den 
äthiopischen Sammellagern im Norden 
Rückgeflüchteten'? belegen m. E. deut- 
lich, daß der gesamten Umsiedlungsak- 
tion primär politisch-militärische Ziele un- 
terliegen. Die Planungen sehen vor, 1,5 
Millionen Menschen in einem ersten 
Schub nach Süden und Südwesten zu 
verpflanzen. Eine Betrachtung der Her- 
kunfts- und Bestimmungsgebiete dieser 
Menschen läßt eine Reihe politischer Ab- 
sichten erkennen. Je 625000 Menschen 
sollen aus Tigray und Wollo, 250000 aus 
dem Hochland von Gondar-Begemedir in 
die an den Sudan angrenzenden Gebiete 
umgesiedelt werden: 350000 nach Illu- 
bahbor, 300000 nach Kaffa, 350000 nach 
Wollega, 250000 nach Gojjiam und 
250000 in das Tiefland von Gondar??. Es 
liegt die Vermutung nahe, daß den Be- 
freiungsbewegungen die Basis entzogen 
werden soll. 

Zudem lassen Berichte von in Tigray 
interviewten Rückkehrern aus den Sam- 
mellagern der Regierung erkennen, daß 
gezielt Personen zur Umsiediung vorge- 
sehen werden, die als potentielle Sympa- 
thisanten der TPLF gelten oder innerhalb 
des äthiopischen Einflußbereiches durch 
Kritik „unangenehm aufgefallen sind“. In 


rung zum Nachteil der Befreiungsbewe- 
gungen ausdünnt, wird in den Ansied- 
lungszonen der Grenzregionen zum Su- 
dan eine Bevölkerungsverdichtung er- 
zielt. 

Die westlichen Tieflandregionen Äthio- 
piens, in denen die Umsiedler ansässig 
gemacht werden sollen, sind bis heute 
vergleichsweise dünn besiedelt. Dort 
wohnen kleinere nicht-amharische Volks- 
gruppen. Im Nordwesten zeichnet sich 
seit etwa zwei Jahren ab, daß TPLF und 
EPDM aus den Regionen Wolkait und 
Shire nach Süden in das westliche Rand- 
gebiet der Gondar-Provinz vorstoßen 
werden und somit drohen, die wichtige 
Straße von Gondar nach Metemma zu 
unterbrechen. Die Ansiedlung von Dürre- 
opfern aus dem Hochland im Tscheiga- 
Gebiet West-Gondars dient eindeutig 
dem Zweck, einen Sperriegel gegen den 
Süd-Vorstoß der beiden Bewegungen 
aufzubauen. Die Neusiedler werden quasi 
als Militärsiedler eingesetzt. Man hofft, 
daß sie sich — isoliert von ihren Heimat- 
regionen und in einer feindlichen Umge- 
bung — mit der Regierungseite solida- 
risieren werden. 

Ähnliche Überlegungen gelten auch für 
die Ansiediungen weiter im Süden. Dort 
liegen die geplanten Ansiediungszonen 
alle in potentiellen Aufmarschgebieten 
der Oromobefreiungsfront bzw. ihrer 


Nachschublinien aus dem Sudan. 
In einer weiteren Perspektive zielt die 


Die Nahrungsmittelkonvois von ERA und REST können wegen der äthiop. Luftwaffe nur nachts 


fahren 


die gleiche Richtung zielt auch eine Infor- 
mation, die gerade aus dem Hadiya- 
Kambatta Gebiet nach außen gelangte?'. 
Dort sollen Bauern, die sich bislang ge- 
weigert hatten, in die Bauernvereinigung 
einzutreten, in die Neulandzonen Gojjams 
umgesiedelt werden. (Hierzu ist anzu- 
merken, daß die Umsiedler von vorneher- 
ein in strikt zentralistisch geführte Pro- 
duktionsgemeinschaften eingegliedert 
werden sollen. Die Kontrolle „widerspen- 
stiger Elemente“ wird somit in den Neu- 
landzonen weitaus effizienter sein, als 
dies in den Herkunftszonen möglich war.) 

Während die Aussiedlung aus den 
Kampfgebieten des Nordens die Bevölke- 


gesamte Umsiedlungsaktion darauf ab, 
das demographische Gewicht der Eri- 
treer, Tigray und Oromo innerhalb Äthio- 
piens zu verringern und den Prozeß der 
Amharisierung der kleineren Volksgrup- 
pen in den Ansiedlungszonen (Gumuz, 
Agau, Berta, Koma, Anuak usw.) aber 
auch der westlichen Oromo, Wollegas 
und Illubabors voranzutreiben. Dies soll in 
letzter Konsequenz zu einer „Befriedi- 
gung“ der „aufsässigen Volksgruppen“ 
beitragen, indem ihr Gewicht und ihr terri- 
el Zusammenhang verringert wer- 
en. 

Diese Strategie ist innerhalb Äthio- 
piens keineswegs neu. Schon Menelik si- 


cherte die Eroberungen im Süden durch 
Anlage von Militärsiedlungen, in denen 
Soldaten aus dem Norden angesiedelt 
wurden. So entstanden schon in den ver- 
gangenen Jahrzehnten vor allem unter 
den Oromo „Inseln der Amharisierung 
und Assimilation“, deren Ergänzung und 
Ausweitung das jetzige Programm dient. 
Bereits 1979—80 hatte die Regierung 
zudem versucht, westliche Geldgeber für 
das gleiche Umsiediungsprogramm Zu 
finden, obwohl damals die Begründung 
mit der Hungersnot im jetzigen Umfange 
nicht möglich war. Dementsprechend ge- 
lang es auch nicht, nennenswerte Beträ- 
ge zu erhalten??. Mit Hilfe des Hungerar- 
gumentes, überhöhten Zahlen von Ver- 
sorgungsbedürftigen und politisch-mora- 
lischer Erpressung versucht die äthiopi- 
sche Regierung nun ihr Programm, 
1984—86 durchzusetzen. Gegenwärtig 
sieht es so aus, als könnte sie damit so- 
gar in gewissen Maße Erfolg haben. Zum 
einen verfängt das Argument mit der Un- 
möglichkeit der Rehabilitation weiter Zo- 
nen im Norden bei einer unaufgeklärten 
westlichen Öffentlichkeit, zum anderen ist 
man hierzulande nur allzu leicht geneigt, 
die gewaltigen politischen Pferdefüße von 
Umsiedlungsaktionen in multi-ethnischen 
Gesellschaften auszublenden”®. 


Politisch anrüchig aber 
ökonomisch sinnvoll? 


Die vorliegenden Berichte aus den Um- 
siedlungsgebieten sind widersprüchlich. 
„Terre des Hommes“-Mitarbeiter be- 
scheinigen der Regierung, die besuchten 
Ansiedlungsgebiete in West-Gondar 
seien gut vorbereitet?*. Andere Berichte 
zeichnen ein gegenteiliges Bild: unzurei- 


chende Infrastrukturen, mangelnde Nah- 
rungsmittel und medizinische Versor- 


gung, zu wenig Saatgut und Werkzeuge. 
„Was in der amtlichen Propaganda ganz 
gut tönt — statt Mißernten eine neue Zu- 
kunft als Siedler in fruchtbaren Gebieten 
— erweist sich an Ort und Stelle als eine 
brutale, jämmerlich vorbereitete und wo- 
möglich für viele tödlich endende Ak- 
tion.“?® 

Noch vernichtender sind die Berichte, 
die sich aus den Befragungen von in den 
Sudan geflohenen Umsiedlern aus dem 
Norden nach Wollega ergaben?®. Aus ih- 
nen ergibt sich, daß mehrheitlich Zwang 
im Spiele war. Daß die Umsiedler über 
die Verhältnisse am neuen Wohnort 
falsch informiert wurden, daß die Versor- 
gung in den meisten Fällen unzureichend 
war und daß generell die Tendenz be- 
stand, die Arbeit und Kosten für den Auf- 
bau der neuen Siedlungen auf die Altein- 
gesessenen abzuwälzen. Deren Protest 
wurde — so diese Befragungsergebnisse 
— nur zu oft mit Gewalt zum Verstummen 
gebracht?”. 

Der Widerspruch in der Beurteilung der 
Lager, läßt sich vermutlich nur dahinge- 
hend auflösen, daß die Regierung sehr 
wohl ihre Vorzeigelager hat, während die 
Verhältnisse in anderen nur durch Zufall 
dem Landfremden bekannt werden. 
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Nahrungsmittelverteilung in Shelalo-Südwest-Eritrea 


Angesichts der Indizien für Zwangsan- 
wendung und unzureichender Vorberei- 
tung und Betreuung in den Umsiedlungs- 
zonen ist anzunehmen, daß viele der Um- 
siedler über nur wenig oder überhaupt 
keine Motivation verfügen, sich mit allen 
Kräften am neuen Wohnort zu engagie- 
ren. Ohne Motivation nützt alle Hilfe von 
außen nichts. 

Zum zweiten ist anzunehmen, daß die 
meisten der Umsiedier wenig Neigung 
verspüren, in den verordneten Produk- 
tionsgenossenschaften zu arbeiten, son- 
dern sich vielmehr auf die ihnen zuge- 
standenen 1000 m? Eigenland konzentrie- 
ren werden?®. Eine Unternutzung des 
Landes und der Werkzeuge der Genos- 
senschaften ist daher wahrscheinlich — 
eine auch aus anderen „sozialistischen“ 
Staaten bekannte Erscheinung. Die Neu- 
siedier werden mit erheblichen Anpas- 
sungsproblemen zu kämpfen haben. Sie 
kommen aus dem Hochland und werden 
in das Tiefland verpflanzt. Dort herrschen 
ihnen bislang fremde Krankheiten, die 
Böden sind ihnen unbekannt, ebenso die 
gerade für einen Bauern wichtigen klein- 
räumigen Boden- und Witterungsverhäit- 
nisse. Selbst Pflanzen- und Tierwelt ist 
anders, Unkraut und Schädlinge müssen 
erst neu erfaßt werden. Wie ist es unter 
solchen Bedingungen möglich, daß die 


Neusiedler rasch selbstversorgende Bau- 
ern werden? Besteht nicht die Gefahr, 
daß sie ihre erlernten Agrartechniken 
auch hier anwenden, wo sie mit großer 
Wahrscheinlichkeit unzureichend bis 
falsch sind? Hat das äthiopische Land- 
wirtschaftsministerium überhaupt ausrei- 
chend Personal und Kenntnisse über die 
Verhältnisse in den Neulandgebieten, um 
die Siedler angemessen beraten zu kön- 
nen? 

Ein weiteres Problem dürfte darin be- 
stehen, daß die Ansiedlung von Men- 
schen aus dem Norden mit den Alteinge- 
sessenen weder abgesprochen noch vor- 
bereitet wurde?®. Mit der üblichen Arro- 
ganz von städtischen Amtsträgern ge- 
genüber bäuerlichen und pastoralen Be- 
völkerungsgruppen wird gegenwärtig 
nicht unmittelbar genutztes Land einfach 
als herrenlos und beliebig vergebbar aus- 
gegeben. Eine Integration lokaler Bevöl- 
kerungen in Umsiedlungsprogramme ist 
aber notwendige Voraussetzung für de- 
ren Erfolg. Nur so können schwere politi- 
sche und soziale Erschütterungen ver- 
mieden werden und das Wissen der loka- 
len Bewohner an die Neusiedler weiter- 
vermittelt werden. Die Art und Weise der 
Inangriffnahme der Umsiediung 1979—80 
(wie auch der gegenwärtigen) läßt aller- 
dings nur den Schluß zu, daß der Re- 


In den vergangenen Jahren versuchte REST Dürregeschädigte aus Zentral-Tigray in die befreiten Zonen West-Tigrays anzusiedein. Mit Beginn 
der Massenhungersnot mußte dieses Programm mangels Mittel eingestellt werden. 


gierung kaum an der Herstellung von Ein- 
vernehmen zwischen Siediern und Ein- 
heimischen gelegen sein kann. Umsied- 
ler, die sich gegenüber der lokalen Bevöl- 
kerung aber in einem Art Belagerungszu- 
stand befinden, werden wohl kaum gute 
Bauern abgeben. 

Die paramilitärische Organisation der 
Umsiedlungszonen und die quasi mili- 
tärische Überwachung der Neu-Dörfer 
werden mit Sicherheit auch nicht dazu 
beitragen, die Arbeitsmotivation der Sied- 
ler zu verbessern. 

Selbst wenn wohlwollend unterstellt 
wird, daß die Neusiedler im Süden keine 
zweite ökologische Katastrophe herauf- 
beschwören, so muß doch bezweifelt 
werden, ob das Programm im Norden 
überhaupt Erleichterung schafft. Es ist zu 
erwarten, daß dort, sofern es nicht zu ra- 
schen und tiefgreifenden Veränderungen 
der gesamten Verhältnisse kommt, der 
natürliche Bevölkerungszuwachs nur all- 
zu rasch die Abwanderung wieder aus- 
gleicht! 


Rehabilitierung vor Ort — 
Sinnvolle Alternative? 


Die äthiopische Regierung argumentiert, 
daß es unmöglich sei, die Gebiete im 
Norden zu rehabilitieren. Viele im Aus- 
land schenken dieser Behauptung Glau- 
ben, wenn sie die Bilder der windge- 
peitschten, staubigen und entwaldeten 
Hochebenen und Berghänge mit ihren 
Erosionsschluchten sehen. So einfach ist 
das aber nicht. Es ist unbestritten, daß 
die ökologischen Schäden im Norden un- 
geheuer sind und ihre Behebung bis zur 
Wiederherstellung befriedigender Ver- 
hältnisse ein langwieriges Unterfangen 
ist. Das Beispiel Israels (mit allen damit 
verbundenen Problemen) zeigt aber, daß 


solche Rehatbilitierungsprozesse im Prin- 
zip machbar sind, sofern Wille und Moti- 
vation einerseits und Know-how sowie 
Geld- und Sachmittel andererseits vor- 
handen sind. 

Die Berglandschaften in Wollo, Tigray 
und Eritrea sind komplexe Ökologische 
Regionen, deren klimatische, hydrologi- 
sche und geologische Bedingungen mit 
der unterschiedlichen Höhenlage ebenso 
variieren wie die vorhandene Tier- und 
Pflanzenwelt und mögliche Anbaukultur- 
ren. Eine Kulturzone in einem bestimmten 
Gebiet mag gegenwärtig schwer zerstört 
sein, aber eine andere nur wenige Kilo- 
meter entfernt oder einige 100 m tiefer 
mag vergleichsweise leicht rehabilitierbar 
sein. 

Die dortigen Bauern verfügen trotz ih- 
rer inzwischen den Verhältnissen unan- 
gemessenen Produktionstechniken über 
ein reiches empirisches Wissen ihrer Hei- 
matgebiete. Dies stellt für eine ökologi- 
sche Rehabilitation ein unschätzbares 
Kapital dar. Ferner ist davon auszuge- 
hen, daß eine Rehabilitation der Dürreop- 
fer im gleichen Wohnbereich oder doch 
zumindest innerhalb der gleichen 
Sprach-, Kultur- und Wirtschaftsregion 
auf eine ungleich bessere Motivation trifft 
als eine Umsiedlung an einen unbekann- 
ten Ort. 

Schließlich ist auch anzunehmen, daß 
eine lokale Rehabilitation im Norden sich 
vorwiegend auf viele kleinere Projekte 
und nur wenige größere Infrastruktur-Pro- 
jekte stützen muß. Im Hochland sind 
großräumige, vollmechanisierbare Pro- 
jekte von der Landesnatur her auch kaum 
möglich. 

Projekte, die von TPLF, EPLF, ERA, 
REST und einigen Hilfsorganisationen 
wie OXFAM und War on Want vorgelegt 
wurden, belegen, daß im Norden eine 


Rehabilitation von Land und Menschen 
weitaus kostengünstiger und mit vermut- 
lich besserer Motivation durchzuführen ist 
als die Umsiedlung®. Eine Reihe von 
Projekten sind bereits in Angriff genom- 
men worden, wie z. b. die Umwandlung 
von Auffanglagern für dürregeschädigte 
Pastoralisten West-Eritreas in landwirt- 
schaftliche Siedlungsprojekte auf der Ba- 
sis von künstlicher Bewässerung?". 

Mit ihrem Entschluß, die Hungersnot 
und die Hungerhilfe als Waffe gegen die 
Widerstandsbewegungen einzusetzen, 
hat sich die äthiopische Regierung in ein 
Handlungsdilemma manövriert. Die Um- 
siedlungen sind für sie zwingend notwen- 
dig geworden. Nachdem sie die Men- 
schen durch Hungerblockade der befrei- 
ten Gebiete und eigene Nahrungsmittel- 
angebote in ihren eigenen Machtbereich 
gezogen hat, kann sie diese weder in ihre 
Dörfer zurückkehren lassen noch sie auf 
Dauer im Norden in Lagern halten. Erste- 
res würde die Hungerwaffe nutzlos ma- 
chen, zweites schüfe Massenquartiere 
mit unvorhersehbaren sozialen und politi- 
schen Konsequenzen. Die Umsiedlung 
erscheint daher als einziger „Ausweg“. 

Die einzige Möglichkeit, von außen die 
Hunger- und Umsiediungsstrategie der 
Regierung zu unterlaufen, bestünde dar- 
in, den Widerstandsbewegungen und den 
ihnen verbundenen einheimischen Hilf- 
sorganisationen ausreichend Mittel zur 
Soforthilfe und Rehabilitation vor Ort zur 
Verfügung zu stellen, und Äthiopien nur 
soviel zu geben, wie es zur Versorgung 
der Menschen benötigt, die tatsächlich in 
seinem Einflußbereich leben. Daß dies in 
absehbarer Zeit geschieht oder durchge- 
setzt werden kann, ist unwahrscheinlich. 


Günter Schröder 
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se Farbauswahl.“ — „Bräute zum Son- 
derpreis: Von den Salomoninseln in der 
Südsee!“ — „Hübsche, heiratswillige Phi- 
lippininnen zu vermitteln!“ 

Mehr als 300 Anzeigen solcher Art er- 
scheinen monatlich in bundesdeutschen 
Blättern oder Reiseprospekten. Von ei- 
nem neuen Sklavenmarkt, mehr als 150 
Jahre nach Abschaffung der Sklaverei in 
den USA, spricht ein neuerschienenes 
Buch, das von der Schweizer „Erklärung 
von Bern“, Zürich, und vom „Zentrum für 
Entwicklungsbezogene Bildung“ in Stutt- 
gart herausgegeben wurde. Auf der 
Grundlage jahrelanger Recherchen, von 
denen das vorliegende Buch eine Reihe 
von Fallstudien enthält, versuchen die 
Herausgeber, den Skandal des neuen 
Sklavenmarkts mitten in Europa deutlich 
zu machen. Was dabei herausgekommen 
ist, wird zum Lesen und zur Weiterver- 
breitung dringend empfohlen! 

Mehr als ein halbes Hundert Agenturen 
und noch mehr „private“ Händler sind in 
der Bundesrepublik und in der Schweiz 
am Handel mit Frauen beteiligt. Ob es 
sich nun um Agenten oder Zwischen- 
händler, Touristikunternehmen oder Im- 
portgesellschaften, Immobilienbüros oder 
biedere Privatleute handelt; ihre Geschäf- 
te sind oft illegal. Da gibt es beispielsweise 
den Autohändler aus der Nähe von Heil- 
bronn, der sozusagen nebenbei mit phi- 
lippinischen Frauen handelt: 700 deut- 
sche Interessenten stehen in seiner Kar- 
tei, fast durchgehend hat er einige philip- 
pinische Frauen in seinem Haus unterge- 
bracht, die bis zu 14 Tag an Interessen- 
ten ausgeliehen werden können. Verläuft 
die Probezeit erfolgreich, wird die Ver- 
mittlungsgebühr fällig: zur Zeit DM 
9.600,—. Ein schöner Nebenverdienst, 
denn die Kosten für die Reise in die Bun- 
desrepublik haben die Frauen selbst tra- 
gen müssen. 

Es gibt aber auch in Stuttgart zum Bei- 
spiel einen Biumenhändler, der an seinen 
Ständen auf dem Markt freundliche junge 
Damen aus den Philippinen beschäftigt, 
selbst wenn diese keine Arbeitsgenehmi- 
gung haben. Die freundlichen Damen 
wechseln häufig, besonders dann, wenn 
der Blumenhändier mal wieder auf den 
Philippinen war und neue Verkäuferinnen 
mitgebracht hat. Wo die Frauen nach ih- 
rer Zeit als Verkäuferinnen bleiben? Nun, 
Stuttgart ist zwar kein Sündenbabel, aber 


entsprechende Clubs und Saunas bzw. 
Massage-Etablissements gibt es denn 
doch einige. Außerdem ist da ja noch die 
„Sschwäbisch-Philippinische Gesellschaft“, 
deren Präsident Mitarbeiter bei Daimler- 
Benz ist und zweimal im Jahr zu Treffen 
einlädt, bei denen philippinische Mäd- 
chen deutschen Junggesellen vorgestellt 
werden... Beliebtes Argument der Bie- 
dermänner, die hier mit Frauen aus Fer- 
nost, aus der Karibik oder aus Afrika ihre 
kleinen oder großen Privatgeschäfte trei- 
ben: „Zu Hause verdienen die Frauen ja 
nichts, wenn sie hier arbeiten, können sie 
wenigstens ihre Familien daheim unter- 
stützen“, oder: „Sie bevorzugen deutsche 
Ehemänner wegen ihrer Zuverlässigkeit.“ 


Mit solchen Rechtfertigungsversuchen 
geben sich die professionellen Frauen- 
händler gar nicht erst ab. Rund die Hälfte 
aller Heiratsvermittler, die sich auf asiati- 
sche Frauen spezialisiert haben, arbeiten 
gleichzeitig als Reisevermittier und Flug- 
tickethändler. Sie bieten „Ferien bei den 
schönsten Frauen der Welt“ an, Unter- 
bringung in „freizügig geführten“ Hotels in 
Bangkok, sind aber auch gegen entspre- 
chenden Aufschlag bereit, für heiratslusti- 
ge Urlauber „die übrigen Formalitäten“ 
der Ausfuhr einer Frau zu organisieren. In 
der Argumentation dieser Reise- und 
Heiratsvermittler steht also weniger der 
Gedanke der „Entwicklungshilfe“ im Mit- 
telpunkt, sondern eher das bedauerns- 
werte Schicksal der bis dahin erfolglosen 
europäischen Junggesellen, denen sie 
nun zu einer sanften Ehefrau verhelfen. 


WERE WAITING FOR YOU | 
m 5 


Die ganz großen Geschäfte schließlich, 
auch dies wird in dem Buch deutlich, wer- 
den von noch anderen Leuten gemacht. 
So verdienen etwa in einem feinen Züri- 
cher Stadtteil Bauunternehmer und lei- 
tende Krankenhausärzte, Olympiasieger 
und Immobiliengesellschaften als Haus- 
besitzer an Massagesalons, Bordellen 
und Appartements. Viele dieser Häuser 
sind nach wie vor als Wohnhäuser aus- 
gewiesen, ihre Vermietung zu Gewerbe- 
zwecken ist strafbar. Die Familien, die 


früher hier wohnten, mußten jedoch aus- 
ziehen. Die Miete für eine Dreieinhalb- 
Zimmer-Wohnung, vermietet an junge 
Frauen aus Übersee, liegt heute bei Sfr 
3.000 monatlich. In Zürich, Hamburg und 
Stuttgart verdienen nicht zuletzt auch die 
„Hells Angels“ am schwunghaften Handel 
mit Prostituierten aller Hautfarben, Häu- 
sern und Drogen. 

Lösen derartige Berichte, die zum Teil 
faktenreich belegt sind, beim Lesen vor 
allem Wut und Empörung aus, so wecken 
andere Aspekte, insbesondere die. Situa- 
tion der hier vermarkteten Frauen, aber 
auch das psychische Elend der Männer, 
die diese Frauen kaufen, große Betrof- 
fenheit. Daß das Geschäft mit Frauen aus 
Übersee auf dem Prinzip von Angebot 
und Nachfrage basiert, ist schnell ein- 
sichtig. Was ist diesem neuen Markt also 
vorzuwerfen? fragen die Herausgeber. 
Daß mit Menschen gehandelt wird? 

Ein besonderer Verdienst dieses Bu- 
ches liegt darin, die seelische Verelen- 
dung vieler Männer in westlichen Gesell- 
schaften zu thematisieren. Viele Männer, 
die sich über Agenturen Frauen aus 
Übersee vermitteln lassen, haben 
Schwierigkeiten bei der Partnersuche 
oder vermuten zumindest solche. Sie 
scheinen anzunehmen, eine Partnerver- 
mittlung gehe glücklich aus, wenn man 
nur genügend Geld investiere. Dahinter 
steht die Überzeugung, daß alles bezahl- 
bar sei. Wer genügend Geld hat, ist nach 
dieser Logik damit auch befähigt, über al- 
les zu verfügen, das ihm begehrenswert 
erscheint. Schwäche wird so zur Stärke, 
einzige Voraussetzung hierfür ist, daß die 
vermittelten Frauen aus anderen Ländern 
zumindest materiell unterlegen sind. 
Günter Wallraff weist in seinem Vorwort 
immer wieder darauf hin, daß die Skla- 
verei allenfalls vordergründig geächtet 
wurde: Die Doppelfunktion des Rassis- 
mus — Verschleierung der Klassenge- 
gensätze, Kompensation der eigenen so- 
zialen Misere (hier Beziehungsunfähig- 
keit) — wirkt auch heute noch. Die vier 
Fallstudien von den europäischen Män- 
nern auf der Jagd nach dem großen 
Glück, die ihre im Ausland gekauften 
Frauen schließlich zum Teil erbärmlich 
mißhandelten, lösen beim Lesen Entset- 
zen aus. Das Buch macht aber auch sehr 
deutlich, daß es mit moralischer Empö- 
rung allein nicht getan ist. Die bei uns 
herrschende Doppelmoral — Anprange- 
rung der schlimmsten Mißbräuche bei 
gleichzeitiger, manchmal augenzwinkern- 
der Tolerierung exotischer Praktiken — 
wird immer wieder kritisch aufgegriffen. 
Der Mythos von den stets liebebereiten 
und anspruchslosen Thai-Frauen findet 
sich ja selbst in den alternativsten Reise- 
führern wieder. Und solange ehrbare Rei- 
severanstalter mit dem Sex-Tourismus 
werben und daran verdienen können, 


bleibt die Empörung über die Brutalität 
von Zuhälterbanden leicht fadenscheinig. 
In welcher Facette auch immer: Das Ge- 
schäft mit den Frauen aus Übersee funk- 
tioniert überall nach dem gleichen Prin- 
zip, nämlich dem der Ausbeutung weibli- 
cher Körper für die sexuellen Bedürfnis- 
se, die rassistischen Neigungen und die 
Profitinteressen von Männern in Industrie- 
gesellschaften. 

Zu Recht monieren die Herausgeber, 
daß die Probleme der betroffenen Frauen 
in den bisher vorliegenden Veröffent- 
lichungen oder Zeitungsartikein meist nicht 
zur Sprache kommen. Daß viele der ver- 
kauften Frauen von ihren Männern phy- 
sisch zu Tode gequält werden, von ihren 
Arbeitgebern um ihren Lohn geprellt wer- 
den oder fürchten müssen, ihre Stellung 
zu verlieren, Indentitätsverlust und Ent- 


fremdung erleben, von Schuldgefühlen 
und geseilschaftlicher Erniedrigung ge- 
plagt werden und zudem der restriktiven 
Ausländergesetzgebung der sogenann- 
ten „Gastländer“ ausgesetzt sind, all dies 
bedarf konkreter Abhilfe und nicht einfach 
moralischer Appelle. Auf eine gerechte 
und durchsetzungsfähige Justiz zu hof- 
fen, scheint bisher allerdings ein vergebli- 
ches Unterfangen zu sein. Ausländische 
Frauen, die den Druck ihres Lebens in 
Europa nur noch unter Drogen ertragen 
können oder die in aufenthaltsrechtliche 
Schwierigkeiten geraten, werden ohne 
weiteres innerhalb von wenigen Tagen 
abgeschoben, während die europäischen 
Männer, die sie überhaupt nach Europa 
gelockt haben, sie hier für sich arbeiten 
ließen oder sie in bestimmten Gesell- 
schaftskreisen zum Kauf anboten, in der 
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Regel gar nicht erst vernommen werden. 
Es lassen sich also offenbar sehr gute 
Geschäfte mit den Frauen aus Übersee 
machen. Bleibt zu hoffen, daß Bücher wie 
dieses, das Namen und Praktiken nennt 
und immer wieder zum direkten Handeln 
auffordert, derartige Geschäfte in Zun- 
kunft zumindest mühsamer machen. In 
der Schweiz jedenfalls, wo die erste Auf- 
lage des Buches bereits nach zwei Wo- 
chen verkauft war, wurden zwei Anträge 
auf einstweilige Verfügung gegen das 
Buch vor Gericht niedergeschlagen und 
in Anklagen gegen die entsprechenden 
Frauenhändier umgemünzt. Ob sich so 
etwas nicht auch in der Bundesrepublik 
erreichen ließe? 

Susanne Habicht 


TTTL——————————EEREEEEEEEEEEEEEÄMEEETOIEERREEEEEEERBEBERGSNSEEEEEMESROWeeEReTEmE. 


Die Veränderung des Blicks 
Zwei neue ethnograpische 
Bücher im Verlag TRICKSTER 


Eine gehörige Portion Mut und Selbstver- 
trauen gehört dazu, in der BRD einen 
Verlag zu gründen, der sich darauf spe- 
zialisiert hat, ausschließlich Publikationen 
aus dem Gebiet der Ethnologie zu verle- 
gen. Der TRICKSTER-Verlag in Mün- 
chen, „Verlag für wissenschaftliche und 
belletristische Literatur und Ethnologie“ 
wie er sich nennt, unternimmt diese ver- 
legerische Gratwanderung mit Erfolg, wie 
die neuesten Produkte beweisen. Der 
Verlag ging aus einer Gruppe von 
Münchner Eithnologiestudenten hervor, 
die 1977 die ethnologische Zeitschrift 
TRICKSTER herausbrachten (die übri- 
gens nach wie vor in vierteljährlichem 
Turnus erscheint), um damit einen -Ge- 
genpol zu bislang ausschließlich wissen- 
schaftlichen Publikationsreinen an den 
Universitäten zu schaffen. Ihren Namen 
— TRICKSTER — entlehnten sie dabei 
der Mythologie nordamerikanischer India- 
ner, der jene Gestalt bezeichnet, die so- 
wohl den Schelm als auch den Schöpfer 
beschreibt — ein Name als Programm! 
Eine über das Zeitschriftenmachen hin- 
ausgehende Verlagstätigkeit nahm die 
Gruppe 1983 auf, indem sie eine Reihe 
von Büchern publizierte. Auf zwei neuere 
Publikationen, zwei „Bilder“-Bücher im po- 
sitiven Sinne des Wortes — möchte ich 
ausführlicher eingehen: 

Christraud Geary/Adamou Ndam 
Njoya: MANDU YENU, Bilder aus Ba- 
mum, einem westafrikanischen König- 
reich 1902—1915 

München 1985, 38,— DM 


DIE FREMDEN SEHEN, Ethnologie 
und Film herausgegeben von M. Fried- 
rich, A. Hagemann-Doumbia, R. Kapfer, 
W. Petermann, R. Thoms, M.-J. van de 
Loo anläßlich der Filmreihe „Die Frem- 
den sehen, Ethnologie und Film“ des 
Filmmuseums im Münchner Stadtmu- 
seum vom Januar bis April 1984. 
München 1984, 36,— DM 


Beide Bücher handeln von der Fremdheit, 
dem Fremden und unserer ambivalenten 
Haltung ihr gegenüber, die gleichzeitig 
Ausdruck unserer Angst und unserer 
Faszination ist. Das fotographische Bild, 
später dann der Film und nicht nur der 
wissenschaftliche, ethnologische Film 
sondern eine ganze Reihe von Spieffil- 
men — sind beredte Ausdrücke dieser 
Haltung. 

MANDU YENU (= Reichtum an großen 
Perlen) ist der Name des Königsthrones 
des Bamum-Reiches, im Südosten des 
heutigen Kamerun gelegen. Anhand von 
bildlichen und schriftlichen Dokumenten 


verfolgt das Buch die Geschichte dieses 
Thrones, seine politische und soziale Rol- 
le bis hin zum Weg ins Berliner Völker- 
kunde-Museum. In mühseliger Kleinarbeit 
wurden diese Dokumente aus verschie- 
denen Staats- und Missionsarchiven in 
Kamerun und im deutschsprachigen 
Raum zusammengetragen. Die Zusam- 
menstellung von Bildmaterial und Zitaten 
zeitgenössischer deutscher Quellen, ver- 
faßt von Soldaten, Missionaren, Kaufleu- 
ten und später Geographen und Ethnolo- 
gen, geben ein authentisches Bild deut- 
scher Kolonialpolitik wider (zwischen 
1885 und 1916 stand Kamerun unter 


HEFT 6/85: 

SCHWERPUNKT 

Nach NRW — 

Wie weiter mit den Grünen? 
Von Auhagen bis Vollmer. 
Beiträge vor dem 
Bundesparteitag 


THOMAS SCHMID 
Reformpolitik in 
fundamentaler Absicht. 
Wiederaufstieg der Grünen? 
JOSCHA SCHMIERER 

Die Kunst als Alternative 

zu überleben 

MICHAEL BARG 

Keine Panik auf der Titanic? 
SARAL SARKAR 

Wer ist denn nun wirklich schuld? 
JO MÜLLER 

NRW — und die Folgen! 


BOLDT/BOCK/HÖNES/HÜRTEN U.A. 


Zum Überlebenskonzept der 
grünen Partei 


LUDGER VOLMER 

Gegen Realo, gegen 
Fundamentalo, für eine starke 
Zentralofraktion 


WEITERE THEMEN: 

Die Gewerkschaften und die 
ökologische Herausforderung. 
Bundeswehr und 
»Defensivverteidigung«. 

Carl Schmitt und Walter Benjamin 
Reeducation und 
Entnazifizierung. 


Die Kommune, ein politisches 
Monatsmagazin. Mit regelmäßigen 
Rubriken: Kommentar aus Bonn 
(Waltraud Schoppe), Frauenkolumne 
(Gisela Erler, C.v. Werlhof), 

Briefe aus dem Ausland, Nachrichten 
aus Wirtschaft, Politik und 
Gewerkschaften, Filmschnitte, 
Zeitschriftenschau, laufende 
Rezensionen im Kulturteil. 


80 Seiten ° 6 DM : Jahresabo 66 DM 
Erhältlich im Buchhandel 


Probehefte anfordern bei: 


Buchvertrieb Hager, 
Postfach 111162 6000 Frankfurt ] 


deutscher Herrschaft). Kurze Einführun- 
gen der Autoren, die auf eigenen histori- 
schen und ethnologischen Forschungen 
beruhen, stellen eine wichtige Ergänzung 
zu den einzelnen Kapiteln dar. Texte zu 
einzelnen Photographien vom Mitautor A. 
Ndam Njoya — einem Nachfahren des 
Bamumkönigs — geben dem Buch eine 
poetische Dimension. 

Der Darstellung einer kolonialen „Wirk- 
lichkeit“ gegenübergestellt werden in je- 
dem der einzelnen Kapitel (Das König- 
reich Bamum; Deutsche Fotografen in 
Bamum; Das Herz des Reiches: Foum- 
ban und der Palast; König Njoya und sei- 
ne Mutter; Königinnen, Prinzessinen und 
Prinzen; Gefolgsleute des Königs; Große 
Feste; Mandu Yenu — oder das Symbol 
einer Beziehung) Zitate aus einer Chro- 
nik, die der damalige König Bamums 
Njoya Ibrahim in einer schon vor der An- 
kuft der Deutschen entwickelten Schrift 
niederschreiben ließ. Aus dieser Gegen- 
überstellung der kolonialisierten und kolo- 
nialistischen Standpunkte in zeitgenössi- 
schen Quellen erwächst dem Buch seine 
Spannung. Der noch ungebrochene 
Überlegenheitsdünkel Schwarzen gegen- 
über bis hin zum paternalistisch-missio- 
narischen Wohlwollen einer wilhelmini- 
schen Gesellschaft werden ins rechte 
Licht gerückt. (Im Vorwort des Buches 
weist Peter Helier darauf hin, daß 
Schwarze gar im Berliner Zoo (!) zur 
Schau gestellt wurden). Jene Mythen 
vom willenlosen, schwarzafrikanischen 
Häuptling, kindlich in seinem Entwick- 
lungszustand, der sich für ein paar Glas- 
perlen ganze Königreiche abschwatzen 
läßt, von der „Kulturlosigkeit“ schwarzer 
Völker — all das widerlegt das Buch in ei- 
ner lesbaren Form. 

Zur gleichen Zeit mit dem Buch MAN- 
DU YENU erschien auch ein Film von Pe- 
ter Heller MANDU YENU. DES KAISERS 
SCHWARZER THRON (Verleih: Verleih- 
genossenschaft, Alfonsstr. 1, 8000 Mün- 
chen 19). 

Entstanden im Zusammenhang mit einer 
umfangreichen ethnographischen Film- 
reihe am Münchner Filmmuseum, im 
Frühjahr 1984, geht das Buch DIE FREM- 
DEN SEHEN weit über eine reine Beglei- 
tung dieser Filmreihe hinaus. Das Buch 
gibt einen Abriß der gesamten Diskus- 
sionsbreite um die spezifischen Probleme 
des ethnographischen Films. 

Angefangen von Problemen des Zu- 
sammenhangs vom Einsatz technischer 
Geräte in der Ethnographie (Filmkamera, 
Tonbandgerät) und deren Beeinflussung 
der zu Dokumentierenden bis hin zu einer 
Selbstverständnis-Diskussion des „wis- 
senschaftlichen“ Film als Forschungsmit- 
tel werden im Buch angesprochen. Es 
wird so zur einzigen deutschsprachigen 
Geschichte des Genres „Ethnographi- 
scher Film“, das bisher nur einem kleinen 
Wissenschaftskreis bekannt war. 

Der Begriff „Ethnographischer Film“ 
umfaßt zum einen bestimmte Sujets (die 
filmische Beschreibung „fremder“ Kultu- 
ren im weitesten Sinne), zum anderen 


beinhaltet er eine bestimmte wissen- 
schaftliche und filmische Methode. Jean 
Rouch, einer der bekanntesten und inno- 
vativsten ethnographischen Filmemacher 
(dessen persönliche Geschichte gleich- 
zeitig mit ethnographischer Filmgeschich- 
te in einem langen Gespräch mit Rouch 
im Buch verfolgt wird), setzt für seine 
„teilnehmende Beobachtung“ zum ersten 
Mal kleine, handliche Kameras ein. Er 
überwindet so die Distanz zwischen Fil- 
memacher und Gefilmten. In seinem Kon- 
zept der „cinetrance“ (Rouche) geht er 
sogar soweit, „einen Tanz zu improvisie- 
ren, in dem die Kamera genau so leben- 
dig wird wie die Leute, die sie filmt... 
(Rouch). Voraussetzung, so arbeiten zu 
können, ist das Vertrauen der Gefilmten, 
das Rouch sich dadurch sichert, daß er 
seine Aufnahmen den Protagonisten vor- 
führt, um darüber zu diskutieren und so 
über den Dialog eine echte Beteiligung 
erreicht. 

Neben den Arbeiten Rouchs — vor al- 
lem in Westafrika — werden einzelne Ka- 
pitel thematisch zusammengefaßt und 
vorgestellt (z. B. Filme über die mexikani- 
schen Lakandonen) oder in einzelne Ka- 
pitel über wichtige Ethnographen-Filme- 
macher eingeteilt (so z. B. über Dunlop 
mit seinen filmischen Feldforschungen 
über Schwarzaustralier und Melanesier). 

Eine umfangreich kommentierte Filmo- 
graphie*, ein Literaturverzeichnis und die 
Adressen von Filmverleihern machen das 
Buch aber auch zu einem „Arbeitsbuch“ 
— realistischerweise muß allerdings dazu 
gesagt werden, daß die Mehrzahl der zi- 
tierten Filme in ausländischen Archiven 
schlummern; selbst für interessierte 
Kleinkino-Macher (Kommunale Kinos, 
Filmclubs etc.) werden diese Filme wohl 
kaum zeigbar sein. Das ist um so ernüch- 
ternder, als man gerade durch die Lektü- 
re dieses schönen und spannenden Bu- 
ches Lust bekommt, die besprochenen 
Filme zu sehen! 

In beiden Büchern, deren Aufmachung 
und Inhalte den stattlichen Preis rechtfer- 
tigen, wird ein Stück des Leser-Blicks 
verändert oder zumindest in Frage gestellt 
— eine gerade im Zeitalter der massen- 
haften Fernreisen nicht zu unterschätzen- 
de Arbeit. 

* Eine über die kommentierte Filmographie 
des Buches hinausgehende ausführliche Be- 
sprechung mit Inhaltsangaben, Kommenta- 
ren und Kritiken der einzelnen im Filmmu- 
seum gezeigten Filme wird in einem geson- 
derten kleinen Band verlegt, der aber bei 
Drucklegung dieses Heftes noch nicht er- 
a ist. (Weitere Anfragen beim Ver- 
ag). 

TRICKSTER-Verlag, Schmied-Kochel- 

Str. 6, 8000 München 70 


‚Chilenische Gruppe arbeitsioser Ju- 
‚gendlicher sucht für die Vermittiung 
‚von alternativen Technologien in. 
‚Elendsvierteln (Seminare, Zeitung) 


. deutsche Kooperationsgruppe(n). 


Weitere Informationen: 
_P. Schmarling, Hollensiek 5, 
‚48 Bielefeld ; 
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Rüstungsexporte 


BUKO-KAMPAGNEN „Stoppt den 
Rüstungsexport“ 


Nach 2 Jahren Diskussion und Vorberei- 
tung entstand 1984 eine Koordinations- 
stelle in Bremen, die als ständige Anlauf- 
stelle vor allem für Friedens- und 3. Welt 
Gruppen dient. Inhaltlich ergänzen 5 all- 
gemein gehaltene Teilforderungen den 
BUKO-Standpunkt: 

— Umstellung von Rüstungsproduktion 
auf alternative Fertigung (Rüstungs- 
konversion) 

— Offenlegung der Rüstungsexporte 

— keine Ausrüstungs- und Ausbildungs- 
hilfe für ausländische Militärs und Poli- 
zei 

— keine Rüstungs- und Militärwerbung 
sowie Messen 

— keine staatlichen Subventionen für 
Rüstungsexporte 
Tiefergehende Informationsarbeit und 

dezentrale Aktivitäten bilden — im Ge- 

gensatz zur an zentralen Massenaktionen 
orientierten Nachrüstungsbewegung — 
das Konzept der Kampagne. In einer be- 
zahlten Anzeige in der „Frankfurter Rund- 
schau“ und der „taz“ im Januar (kosten- 
loser Abdruck in vielen kleineren Blättern) 
wünscht der BUKO der deutschen Rü- 

stungsindustrie ein schlechtes Jahr 1985. 
Eine zweite Anzeige ist zum Südafrika 

Aktionstag (4—5/10/85) geplant. Die Fi- 

nanzierung (z. B. FR-Anzeige kostete 

7000 DM die Seite) sollte mittels Spenden- 

aufruf auf dem Kirchentag in Düsseldorf 

beginnen. 

Den inhaltlichen Schwerpunkt bildet 
dieses Jahr neben Südafrika der Nahe 
Osten. Dazu ist ein Seminar in Vorberei- 
tung. Demnächst soll auch eine Broschü- 
re zu „Heckler & Koch“ erscheinen. 


Wer laufend über den Stand der Kam- 
pagne informiert werden will, dem ist der 
Kampagnenrundbrief (incl. Rüstungsex- 
portinfo = Presseauswahl) zu empfehlen. 
Jahresabo: 25 DM 


Kontakt: BUKO-Koordinationsstelle „Stoppt den 
Rüstungsexport“ 
z. Hd. Kähte Jans 
Buchtstr. 14/15 
2800 Bremen 1 
Tel.: 04 21/326045 


Produzieren für das Leben — 
Rüstungsexporte stoppen 


Zum Kirchentag in Düsseldorf begann die 
heiße Phase der Kampagne der 12 christ- 
lichen Gruppen mit einer Pressekonfe- 
renz und vielfältigen Aktionen gegen das 

Management des ortsansässigen bun- 

desdeutschen Rüstungsproduzenten 

Rheinmetall. Einen zweiten Schwerpunkt 

bildete die militärisch-(-nukleare) Zusam- 

menarbeit mit Südafrika. Eine Rüstungs- 

konversionsgruppe organisierte die Mili- 

tärversion eines Unimogs von Daimler- 

Benz — dieses Fahrzeug findet in Süd- 

afrika einschlägige Anwendung —, um 

ihn innerhalb von 3 Tagen in eine fahrba- 
re Klinik zu verwandeln (konvertieren). 

Empfänger: die SWAPO. 

Die christlichen Organisationen stellten 
differenziertere Forderungen als der BU- 
KO auf: 

— bei der Stop-Forderung wird zwischen 
NATO-Staaten, Nicht-NATO-Staaten 
und NATO-Staaten, die die Men- 
schenrechte verletzen, unterschieden. 
Lediglich der erste Ländertyp bleibt 
von der Stop-Forderung ausgenom- 
men. 

— Verzicht auf jede Form der Ausrü- 
stungshilfe an Staaten ausßerhalb der 


Drei Kampagnen — ein Ziel: Rüstungsexporte stoppen! 


In einer Zeit, in der in einem Jahr (1983) 
mehr Rüstungsexporte genehmigt wer- 
den als in 5 Jahren des vorherigen Jahr- 
zehnts (1975— 1980)"; in einer Zeit, in der 
Exportchancen eine wesentliche Rolle 
bei der Planung neuer Rüstungsgüter 
spielen (Stichwort: Kapazitätsaus- 
lastung); in einer Zeit, in der selbst eine re- 
nommierte Zeitung wie „Die Zeit“ nicht 
vor seriösen Selbstdarstellungen von Rü- 
stungsbetrieben und deren tödlichen 
Produkten verschont bleibt, in einer sol- 
chen Zeit wirkt es eher vehement als gro- 
tesk, daß es dreier Kampagnen bedarf 
um ein Ziel zu erreichen: Rüstungsexpor- 
te stoppen! 


NATO und Militärhilfe innerhalb der 
NATO 

Die BUKO-Forderungen werden folgen- 

dermaßen ergänzt: 

— allgemeines Verbot der Beteiligung 
westdeutscher Banken an der Finan- 
zierung von Rüstungsexporten 

— Bildung von Umstellungsausschüssen 
unter Beteiligung von Arbeitnehmern 
und Arbeitgebern auf regionaler und 
lokaler Ebene. 

Seit über einem Jahr (Vorbereitungs- und 

Informationsphase) arbeiten ca. 150— 

200 Gruppen vor allem in den Gemein- 

den. Ein Kampagneninfoheft (incl. Rü- 

stungsexportinfo des BUKO für 10 DM im 

Jahresabo bei 4 Nummern) gewährleistet 

seit diesem Jahr mit Aktionsberichten, in- 

haltlichen Beiträgen, Material- und Litera- 
turtips die Kommunikation zwischen den 

Gruppen. Trotz inhaltlicher Unterschiede 

und andersartiger Zielgruppen wird vor 

Ort sehr oft gemeinsam mit BUKO-Grup- 

pen gearbeitet. 


Kontakt: 
Richard Döpker 
Hanauer Landstr. 133 
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6000 Frankfurt a.M. 1 
Tel.: (069) 490560 
AMNESTY INTERNATIONAL 


Mäßige überregionale Medienberichter- 
stattung folgte auf die Pressekonferenz 
im November '84 zur Eröffnung der zwei- 
ten Rüstungsexportinitiative von ai (be- 
reits 1981/82 lief eine dementsprechende 
Kampagne), die im März dieses Jahres 
offiziell auslief. Etwa 150 ai-Gruppen der 
bundesdeutschen Sektion beteiligten sich 
an der Kampagne, viele Mitglieder be- 
schäftigten sich in Arbeitskreisen weiter 
mit dem Thema. Ein Flugblatt zu „Rü- 
stungsexporten und Menschenrechtsver- 
letzungen“ unterstützte die vorwiegend 
regionale Arbeit der Gruppen. Aus dem 
ai-Mandat, dh. dem begrenzten Arbeits- 
gebiet ergeben sich folgende Forderun- 
gen: 

— Exportverbot wird nur bei solcher Rü- 
stung gefordert, bei der die Gefahr be- 
steht, daß sie im Empfängerland (= 
Endverbleibsland) zu Menschenrechts- 
verletzungen verwendet wird dh. bei 
Kleinwaffenexporten 

— Ausweitung der Genehmigungspflicht 
auf Beratungs-, Ausbildungs- und 
Ausrüstungsleistungen für Militär, Poli- 


zei und sonstige Sicherheitskräfte 

— Aufnahme einer Menschenrechtsklau- 
sel bei Änderungsanträgen zur Rü- 
stungsexportgesetzgebung 

— Veröffentlichung von geplanten 
Rüstungstransfers 

— Parlamentarische Kontrolle 

— Jährliche Berichte über die Menschen- 
rechtssituation in den Empfängerlän- 
dern 

Geplant ist ein offener Brief an die Mit- 

glieder aller Fraktionen sowie ein Anfrage 

an die Bundesregierung bezüglich der 

Lieferung von G3-Gewehren von Heckier 

& Koch nach Thailand. Eine Kurzbro- 

schüre ist in Bearbeitung und eine von ai 

finanziell unterstützte Studie zum Mulit- 

Geschäftsgebahren und Menschen- 

rechtsverletzungen in der 3. Welt er- 

scheint demnächst im Lamuv Verlag 

(16,80 DM). 

Kontakt: 

Ingrid Möller 

Spandauer Damm 103 

1000 Berlin 19 

Tel.: (030) 3023464 


Anmerkung: 
1 BT 10/2858 und ami 3/85 (K6) 


Alexander Spermann 


= enthältin Fortsetzung unserer 


ersten Liste (Titel bis '84) 

auf 100 Seiten Besprechungen 
von politischen und literarischen 
Neuerscheinungen 1984 85. 


Besprochen sind: 

MB Sachbücher zur politischen 
und sozialen Lage in den ein- 
zeinen Ländern 


ni @8 änderübergreifende Bücher 


EB Werke lateinamerikanischer 
Schriftsteller 


EB Auswahl allgemeiner Dritte- 
Welt-Literatur 


Im Laden kostenlos!! 

Wir verschicken die Bücherliste '85 
gegen DM 2,50, beide zusammen 
gegen DM 4,- in Briefmarken. 


Wir besorgen jedes lieferbare Buch, 
meist innerhalb eines Tages. 


Zülpicher Str. 197 
5000 Köln 41 
Tel: 0221-41 6325 
Glasstr. 80 
5000 Köln 30 
Tel. 02 21-5205 79 
Kattowitzer Str. 41 

in 
Tel. 06221-698359 


DasSOMMERPROGRAMM des 


Service Civil International ist dal!! 


In mehr als 300 Workcamps im In- und Aus- 
land vermitteln wir auch dieses Jahr wieder 
ca. 1.000 Jugendliche aus der Bundesrepu- 
blik. Sie arbeiten dort in verschiedenen Pro- 
jekten und unterstützen Initiativen und Ein- 
richtungen in den Bereichen Frieden, Anti- 
faschismus, Ökologie und Umweltschutz, 
kommunale Aktivitäten oder autonome Kul- 
tur-, Bildungs- und Begegnungsstätten. Im 
Freizeit- und Bildungsteil setzen sie sich mit 
den gesellschaftlichen Bedingungen aus- 
einander, lernen „Land und Leute“ kennen 
und können ihre Sprachkenntnisse verbes- 
sern. 


Voraussetzung 
ab 16 Jahre Inland, ab 18 Jahre Ausland 


Dauer 
meist 2—4 Wochen 


Kosten 

DM 100,— Anmeldegebühr, sowie An- und 
Abreise; Unterkunft und Verpflegung sind 
frei. 


Programme 

mit Kurzbeschreibung aller Projekte können 
gegen DM 1,50 in Briefmarken bestellt wer- 
den bei: 


SCI-Bundesgeschäftsstelle 
Blücherstr. 14 

5300 Bonn 1 

Tel.: 0228/21 2086/7 


Ausbeutung, 
Verschuldung, 
Hunger 


Die Dritte Welt im Würgegriff 
des Internationalen 
Währungsfonds (IWF) 


Aus dem inhalt: 


M Der IWF - eine Organisation des 
Westens zur Durchsetzung seiner 
Interessen 


EM Dem nackten Mann in die Tasche 
gefaßt - Privatbanken und 
Entwicklungsländer 


EB Lateinamerikas Schulden - ein 
Teufelskreis 


M Das lange Leiden des „kranken 
Mannes am Bosporus” - IWF und 
Türkei 


BI Ghana: Der IWF diktiert „linken" 
und „rechten” Regierungen 


Mi Die Politik des IWF am Beispiel 
Jamaika 


M Buchbesprechungen, Materialliste 
und weitere aktuelle Beiträge (u.a. 
Karl-Heinz Hansen zum 8. Mai) 


Iz-magazin Nr.1/85, 32 Seiten, DM 3,- 
Hrsg. von den Demokratischen 
Sozialisten 


Bestellungen an: 
Demokratische Sozialisten 
Hohe Straße 28 

6050 Offenbach 

Tel. 069-845544 


linke zeitung 


magazin 
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südostasien 
informationen 


Heft Nr. 2/85 (JUNI) 


SCHWERPUNKT: 
- Indonesien 


2o Jahre Neue Ürdnung 
Konfrontation oder Kooperation 
mit Malaysia? 

Der Geist von Bandung 


- Indochina 

Vietnamisierung Kambodscha's 

- Brunei 

Was kommt nach dem 01? 

- Philippinen 

"Entwicklung" auf Mindanao 
außerdem Artikel, Berichte, 
Kommentare, Nachrichten, Buch- 
besprechungen, Literatur Hin- 
veise zur Gesamtregion Südost- 
asien, Thailand, Malaysia, 
Singapur, Ost-Timor; 


Die "südostasien informationen" 
erscheinen vierteljährlich. 


Schwerpunkte der kommenden 
Hefte: 

Nr. 3 Frauen in SDA 

Nr. 4 Regionale Konflikte 


Einzelpreis DM 6,- Jahresabo: 
DM 20,- für Einzelpersonen 
DM 40o,- für Institutionen 


Herausgeber und Vertrieb : 
Südostasien Informationsstelle 
Josephinenstr. 71, 463 Bochum 1 
Tel. 0234 / 50 27 48 


Postvertriebsstück 
Gebühr bezahlt 


M34TFX 
iz3w 


Postfach 5328 
7800 Freiburg 


Im Vergleich zu uns 
sind alle anderen gleich 


Seit Anfang des Jahres widmen wir wöchentlich 2 
Seiten (Mo + Fr) den Leibesübungen. Die „ande- 
re“ Sportberichterstattung ist unser Ziel: witzig, 
locker vom Hocker, aber stets kompetent bis ins 
Detail. Die schönen Augen des Bruno Pezzey sind 
uns ebenso Thema, wie das gemischte System aus 
Raum- und Manndeckung. Die Kopfbedeckung 
des Waldhof-Mannheim-Trainers übersehen wir da- 
bei genauso wenig wie seine Vergangenheit in der 
NPD. Was nie fehlt ist unser Spaß an der Sportseite, 
unsere Freude am Kuriosen aus der Sportwelt, an 
der Schuhgröße 61 des spanischen Basketballspie- 
lers und am Fallrückzieher von „Ente“ Lippens (un- 
ser aller Lieblingsspieler). 


r 


Coupon 


Die Tageszeitung eine Woche kostenlos zur Probe. 
Auf 'ne Postkarte kleben und ab geht‘... 


die tageszeitung, 1000 Berlin 65, Wattstr. 11-12 


